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Zusammenfassung 

Die Neuen-Molekularbiologischen-Techniken (NMT), insb. Genome-Editing-Technologien (GET), gel-
ten aktuell als ‚Speerspitze‘ biotechnologischer Forschung. Dabei versprechen Genome-Editing-Tech-
nologien wie beispielsweise die CRISPR-Cas9 Technologie günstigere, präzisere, effektivere und leich-
ter zu handhabende Einsatzmöglichkeiten als bisher eingesetzte gentechnologische Verfahren sowie 
als bisher angewendete vergleichbare Verfahren. Allerdings sei sogleich zweierlei betont: Erstens sind 
die jeweils skizzierten Visionen einem kritischen „Vision-Assessment“ zu unterziehen, was vor allem 
den Auftrag impliziert, einen analytischen Blick auf die jeweilig im gesellschaftlichen Diskurs verwen-
deten Leitbilder und Visionen und ihre Bedeutung für soziokulturelle Praktiken zu werfen. Zweitens 
sind die (möglichen) biotechnologischen Innovationen – und das betrifft aktuell alle möglichen Anwen-
dungsfelder von GET – zugleich mit Chancen und Risiken verknüpft, deren Abwägung, Einordnung und 
Bewertung nicht nur als mitunter wissenschaftlich kompliziert eingeschätzt werden kann, sondern 
ebenso gesellschaftlich-politische Kontroversen hervorrufen. 

Solche Kontroversen stellen dabei aus ethischer Perspektive nicht etwa ein möglichst zu vermeidendes 
Übel dar, sondern sind essenzieller Teil eines demokratischen Diskursprozesses, in dem sich Wissen-
schaft nicht als ein Gegenüber von Gesellschaft – in all ihrer Diversität und Pluralität – versteht, son-
dern als ein integraler Bestandteil derselben. Dieses Wechselspiel zwischen der Gesellschaft als Wis-
senschaft und der Gesellschaft als zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit zu beachten ist nicht zuletzt des-
wegen bedeutend, da biotechnologische und lebenswissenschaftliche Innovationen nicht nur Fort-
schritte auf den unterschiedlichsten Feldern naturwissenschaftlicher und technischer Forschung brin-
gen, sondern zugleich Teil ökonomischer Entwicklungen sind, die Lebensformen verändern, in denen 
Menschen miteinanderleben und nicht zuletzt Auswirkungen auf kulturell verankerte Vorstellungen 
und Hintergrundannahmen haben. Es ist insbesondere dieser letzte Punkt, der in den aktuellen Debat-
ten über Chancen und Risiken einer neuen Technologie und der berechtigten Frage nach Sicherheits-
abwägungen allzu schnell übersehen wird: Nicht selten handelt es sich hier implizit auch um ein Ringen 
um die zugrundeliegenden Hintergrundannahmen. Die jeweilige Bewertung von GET hängt beispiels-
weise nicht allein von dem Anwendungskontext ab oder von der Zustimmung zu der jeweils ausgeru-
fenen Problembeschreibung oder dem jeweiligen Lösungsvorschlag, sondern eben auch von der jewei-
ligen Definition und Bewertung von Natur, der Einschätzung und Bedeutungszuschreibung von Tech-
nologie und nicht zuletzt von der Bestimmung eines Zustands als sicher oder risikoarm. 

Vor diesem Hintergrund kann der aktuelle Diskurs um den richtigen Umgang mit NMT auch als ein 
Wettstreit im Sinne eines Austarierens unterschiedlicher Sichtweisen und Interessen verstanden wer-
den. Damit ist gemeint, dass es in den aktuellen Debatten um GET auch darum gehen muss, die besten 
sachlichen Argumente zu finden, gegeneinander abzuwägen und dafür in einem offenen Diskurs streit-
bar einzutreten. Doch Vorsicht ist in dreierlei Hinsicht geboten. Erstens könnte der Fehlschluss nahe-
liegen, dass ein solcher Diskurs nur dann als ein offener anerkannt werden könne, wenn er interessen-
frei ist. Dabei wird jedoch allzu schnell übersehen, dass Interessen und damit verbundene Ansprüche 
auf diskursive Anerkennung nicht per se negativ oder gar als zu vermeiden anzusehen sind, sondern 
sie ganz im Gegenteil ein essenzielles Rückgrat gesellschaftlicher Debatten und Diskurse bilden. Zwei-
tens ist in ethischer Perspektive kritisch zu prüfen, ob auch allen Stimmen prima facie das gleiche Ge-
hör geschenkt wird und gerade angesichts nicht zu verhindernder Machtasymmetrien auch für gesell-
schaftliche Minderheiten konkrete Räume und Möglichkeiten echter Partizipation geboten werden. 
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Dies ist zuletzt auch deswegen notwendig, da es bei der Entscheidung um den Umgang mit (biotech-
nologischen) Innovationen immer auch um die Gestaltung – und eben die Offenheit – zukünftiger Le-
benswelten geht. Vor diesem Hintergrund ist drittens zu bedenken, dass im Wettstreit der besten Ar-
gumente für die Einordnung und Bewertung einer neuen Innovation de facto wie geltungstheoretisch 
jeweils bestimmten Argumenten mehr Gewicht als anderen zuerkannt werden muss. Die Entschei-
dungsgründe dieser Bewertung sind dabei möglichst transparent und nachvollziehbar offenzulegen. 
Der Wettstreit um die Argumente ist also als dynamischer Prozess zu verstehen, der stets trotz des 
Erreichens gewisser sachlicher wie kommunikativer Standards revisionsoffen ist und bleiben muss. 

Das vorliegende Gutachten zur ethischen Beurteilung des Einsatzes von Neuen-Molekularbiologi-
schen-Techniken (NMT) in der Landwirtschaft folgt dem Ansatz einer modernitätssensiblen konkreten 
Verantwortungsethik. Der Schwerpunkt der Analyse des Gutachtens liegt auf der Anwendung von GET 
in der Pflanzenzucht und fokussiert auf die mögliche Nutzung in der Landwirtschaft. Aufbauend auf 
einer Analyse zum aktuellen Stand der Technologien, dem Stand der aktuellen rechtlichen Debatte 
sowie der regulatorischen Rahmenbedingungen werden formale und ethische Kriterien für die Gestal-
tung von und den Umgang mit NMT entwickelt und auf ihren jeweiligen Orientierungsgehalt befragt. 
Im Einzelnen: 

Ist es grundsätzlich sehr zu begrüßen, dass in den aktuellen Debatten um die Bewertung neuer Bio-
technologien verstärkt die ethische Beurteilung in den Blickpunkt rückt, muss zugleich betont werden, 
dass die Ethik nicht einen Schiedsspruch über (vermeintlich) festgefahrene naturwissenschaftliche und 
rechtliche Debatten sprechen kann. Ganz im Gegenteil ist gerade aus einer ethischen Perspektive vor 
eine Moralisierung der Debatten zu warnen. Ethik, gerade konkrete Ethik, kann vielmehr deskriptive 
Analysen bereitstellen, normative Kriterien entwickeln und so zu einer ausgewogenen und informier-
ten Entscheidungsfindung beitragen.  

Der (erwarteten) Klärung zur EU-rechtlichen Einschätzung von GET in der Landwirtschaft kommt un-
bestritten eine entscheidende Bedeutung zu. Aus ethischer Sicht ist aber zugleich zu betonen, dass 
damit die Debatten um die Fragen der zivilgesellschaftlichen und politischen Gestaltung des Umgangs 
mit GET nicht beendet sein werden und auch nicht können. Das liegt nicht zuletzt daran, dass über 
rechtliche Debatten nur bedingt Fragen der gesellschaftlichen Zielsetzung und Werthaltung entschie-
den werden können. Vielmehr bedarf das Recht der zivilgesellschaftlichen Kritik und Überprüfung und, 
wo es gesellschaftlich dann opportun erscheint, auch der Änderung. 

Bei der Bewertung von GET ist zwischen drei Typen zu unterscheiden. Die erste Möglichkeit ist, dass 
an der Bruchstelle eine Mutation in der Zielsequenz entsteht. Diese Form von GET wird als Typ I be-
zeichnet. Eine zweite Möglichkeit ist, eine Nukleotidsequenz einzusetzen, die grundsätzlich der ur-
sprünglichen Nukleotidsequenz entspricht, jedoch an einer oder wenigen Stellen andere Nukleotide 
enthält (Typ II). Drittens kann an der Bruchstelle eine synthetische Nukleotidsequenz einfügt werden, 
die artfremde Nukleotidsequenzen enthält (Typ III). GET des Typs III sind vergleichbar mit den Metho-
den der klassischen Gentechnik und sollten regulatorisch entsprechend so behandelt werden. GET der 
Typen I und II sind am ehesten vergleichbar mit den Methoden der Mutagenese. Wählt man eine sol-
che komparative Perspektive, handelt es sich bei GET der Typen I und II nicht um Gentechnik im klas-
sisch-technischen Sinne.  

Aktuell ist es in regulatorischer Perspektive so, dass die Methoden der Mutagenese den Regelungsre-
gimen der klassischen Züchtung gleichgestellt sind. Folgt man der bisherigen Argumentation, so gibt 
es an dieser Stelle zwei Möglichkeiten für einen kohärenten Umgang mit GET: Entweder man belässt 
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es bei dieser Gleichstellung, dann würden GET der Typen I und II analog zu den Verfahren der klassi-
schen Züchtung behandelt, oder aber man schafft einen eigenen regulatorischen Rahmen für die Ver-
fahren der Mutagenese und GET der Typen I und II, der dann aber – weil es sich auch nicht um Gen-
technik im klassisch-technischen Sinne handelt, schmaler wäre als der zur Gentechnik.  

Die Bewertung neuer Pflanzenzüchtungen bedarf einer expliziten und konzeptionell klar und transpa-
rent durchgeführten Kopplung von produktbasierten und prozessbasierten Ansätzen. Einerseits sollten 
die spezifischen Eigenschaften der Züchtungsprodukte im Mittelpunkt stehen und weniger die Metho-
den, mit denen sie erzeugt wurden. Andererseits zeigen die bislang vorliegenden empirischen Studien 
zu den öffentlichen Einstellungsmustern im Umgang mit neuen Technologien, dass eines der zentralen 
Anliegen der Verbraucherinnen und Verbraucher darin besteht, zu wissen, auf welche Art und Weise 
ein Produkt entstanden ist. Der Prozess wäre dann nicht primär für die Regulierung des Umgangs von 
Bedeutung, sondern dient vor allem der Herstellung von Transparenz und der Ermöglichung von Wahl-
freiheit. Diese dient dem legitimen Verbraucherrecht und -schutz. 

Gesellschaftliche Partizipation an der Konsensfindung für die Umgangsweisen mit GET ist eine zentrale 
ethische Notwendigkeit. Sie wäre aber zugleich dann missverstanden, würde sie als eine einseitige 
Forderungshaltung verstanden. Es geht bei der Frage, wie mit GET umgegangen werden soll, um die 
zukünftige Gestaltung unserer Lebenswelt. Aus sozialethischer Perspektive ist es eine zentrale Forde-
rung, dass diese Entscheidungsfindung so gestaltet wird, dass die Ansprüche möglichst aller Gehör 
finden. Dafür bedarf es eines breiten gesellschaftlichen Diskurses. Ein solcher hat bislang vereinzelt 
bereits stattgefunden, kann aber mitnichten als abgeschlossen betrachtet werden. Zugleich darf der 
Ruf nach mehr Teilhabe nicht als einseitige Forderung verstanden werden, sondern impliziert zugleich 
(die Möglichkeit für) eine aktive Verantwortungsübernahme derjenigen, die diese Forderung stellen. 
Eine solche Verantwortungsübernahme bezieht sich dabei gleichermaßen auf Handlungen des Tuns 
wie Unterlassens.  

Damit eine solche partizipatorische Konsensfindung gelingen kann, bedarf es einer offenen und trans-
parenten Debattenkultur. Wesentliches Element ist dabei nicht, dass alle Akteure suggerieren müssen, 
sie hätten keine Interessen, sondern vielmehr, dass die jeweiligen Interessen und vor allem ihr Einfluss 
auf die jeweilige Argumentationsführung offengelegt werden.  

Eine offene und transparente Debattenkultur ist auch deswegen von besonderer Bedeutung, weil es 
eines neuen Nachdenkens über die Vertrauenswürdigkeit von Institutionen und der dazu nötigen Ver-
fahren bedarf. Man muss dabei gar nicht zwangsläufig auf Redeweisen vom Post-Modernen, gar Post-
Faktischem oder neuerdings: Post-Demokratischem zurückgreifen, um zu sehen, dass die aktuellen in-
stitutionellen Rahmungen sich an vielen Stellen in einer Vertrauenskrise befinden. Der Balanceakt be-
steht dabei darin, weder einfach unreflektiert an bestehenden Ordnungsformationen und -vorstellun-
gen festzuhalten und diese mitunter sogar zu verklären noch in dem Bestreben nach flexibleren, sen-
sitiveren, partizipatorischeren und globaleren Institutionen diese soweit auszuhöhlen, dass die not-
wendige Steuerung und Orientierung überhaupt nicht mehr geleistet werden kann. Diese aktive Arbeit 
an einem wechselseitigen und verlässlichen Institutionenvertrauen ist umso dringlicher, als am Bei-
spiel von GET deutlich wird, wie sehr nicht zuletzt die institutionellen Regulierungsregime durch den 
rasanten technologischen Fortschritt herausgefordert sind und zum Teil strukturell bedingt hinterher-
hinken.  

Zugleich ist entscheidend zu betonen, dass die durch das Grundgesetz geschützte – und auf dem Men-
schenwürdeaxiom aufruhende – Forschungsfreiheit zu wahren ist. Die Erforschung neuer 
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Pflanzenzüchtungstechniken ist nicht nur ein legitimes, sondern gerade mit Blick auf die gesellschaft-
lichen Herausforderungen (Klimawandel, globale Bodenknappheit, Nahrungs- und Wassermangel) ein 
verantwortungsethisch begrüßenswertes Anliegen. Mit Blick auf öffentliche Forschungsförderung ist 
zugleich kritisch zu prüfen, ob die jeweils als visionär proklamierten Fortschritte ebenso wie die er-
wünschten ökonomischen Effekte auch realistischer Weise erzielt werden können oder ob nicht alter-
native Methoden und Technologien bereits verfügbar oder erwartbar leichter zu entwickeln sind, mit 
denen sich ein vergleichbares Ergebnis erzielen ließe. 

Die Forschungsfreiheit steht in einem ambivalenten Spannungsverhältnis zu anderen Grundrechtsan-
sprüchen wie denen des Lebens- und Gesundheitsschutzes. An den Stellen, an denen es gelingt mittels 
der Forschung zur Erhaltung, Stärkung und Verbesserung des individuums- und populationsbezogenen 
Lebens- und Gesundheitsschutzes Maßnahmen und Verbesserungen mit Hilfe von NMT zu etablieren, 
sind sie grundsätzlich zunächst als ethisch verantwortbar, ja sogar hochrangig einzustufen. Dennoch 
verbindet sich mit dieser Einschätzung kein Freibrief für Forschung, Entwicklung und Anwendung. Viel-
mehr sind sie umfassend auf ihre Risiken in Zeit-/Raum-, Sach- und Sozialdimension sowie ihren Aus-
gleich mit anderen Menschen- und Grundrechtsansprüchen zu überprüfen, bevor ggf. eine routinemä-
ßige Anwendung erfolgen kann. Diese Prüfung schließt sowohl eine Verantwortung für das Tun wie die 
für das Unterlassen (eines jeweiligen Tuns) ein. 

Gleichwohl die Bedeutung von Innovation als sehr hoch – und als ein wichtiger Ausdruck der For-
schungsfreiheit zu verstehen ist – steht sie in ethischer Perspektive nicht auf derselben Stufe wie das 
Vorsorgeprinzip. Auch wenn das Vorsorgeprinzip sehr unterschiedliche Ausprägungen erfährt, hat es 
sich doch – allzumal im Unionsrecht – als ein stark zu beachtender Grundsatz etabliert, der gerade 
nicht gegen den Innovationsgedanken stehen muss. Vielmehr greift das Vorsorgeprinzip dann, wenn 
die möglichen Chancen und Risiken einer Innovation mit Blick auf den Lebens- und Gesundheitsschutz 
noch als sehr vage zu bezeichnen sind. Gerade weil es biotechnologischen Innovationen zu eigen ist, 
dass zu Beginn einer Entwicklung zumeist nicht absehbar ist, wohin die Entwicklung führen wird und 
welche der imaginierten Lösungsstrategien für Problemlagen sich nicht nur technologisch erfüllen las-
sen, sondern – und das ist ein entscheidender Punkt – auch als Lösungen gesellschaftlich anerkannt 
werden, bedarf es eines an der Vorsorge orientieren Umgangs mit GET. 

Ein solcher an der Vorsorge orientierter Umgang mit GET hat zur Konsequenz, dass GET nicht pauschal 
bewertet werden können. Es kommt entscheidend darauf an, mit welchem Typ von GET in welchem 
Anwendungskontext welches Ziel erreicht werden soll. Eine solche Bewertung orientiert sich dann da-
ran, welcher Beitrag für Lebens- wie Gesundheitsschutz einerseits sowie dem Umweltschutz anderer-
seits in Zeit-, Sach- und Sozialdimension erreicht werden kann. Für den Fall, dass massive Sicherheits-
bedenken für Lebens- und Gesundheitsschutz in einem konkreten Fall bestehen, ist es ethisch zwin-
gend geboten, diese Anwendung von GET nicht durchzuführen. Zugleich gilt es zu bedenken, dass Le-
bens- und Gesundheitsschutz in einem wechselseitigen Verhältnis zum Umweltschutz stehen. Es geht 
der Sache nach darum, dass die den Menschen umgebende Umwelt eine lebendige Vielfalt bilden und 
aufrechterhalten kann und damit einzelne Lebewesen und Ökosysteme in sich und untereinander Ver-
netzungs- und Responsivitätsmöglichkeit gegenüber anderen Entitäten und Systemen ausbilden kön-
nen. Ähnlich wie für den Lebens- und Gesundheitsschutz muss auch mit Blick auf den Umweltschutz 
kontextsensitiv und im Verhältnis zu alternativen Maßnahmen abgewogen werden. Konkret: GET kann 
sowohl zum Schutz der Umwelt (z.B. mittels GET modifizierte Pflanzen zu Sanierung von Böden) ein-
gesetzt werden und könnte in diesem Fall eventuell einen Beitrag zur nachhaltigen Nutzung und dem 
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Erhalt von Biodiversität beitragen. Andererseits können aber bestimmte Modifikationen in Pflanzen – 
siehe hierzu die Ausführungen in den vorherigen Kapiteln – Umweltrisiken mit sich bringen, die höher 
sind als bei vergleichbaren Pflanzen.  

Die grundsätzlich entscheidende Frage für die ethische Bewertung des Einsatzes von GET in der Land-
wirtschaft ist die Frage, wie – und nicht zuletzt: von wem und mit welcher demokratischen und zivil-
gesellschaftlichen Legitimation – festgelegt wird, was unter einer nachhaltigen Landwirtschaft verstan-
den werden kann. Es bedarf hier, so wurde im Rahmen des Gutachtens analysiert, eines neuen Gesell-
schaftsvertrags, in dem die Frage nach der Art und Weise der Gestaltung einer nachhaltigen Landwirt-
schaft ebenso adressiert werden kann wie die grundsätzlichere Frage, was die Ziele sind, die gesell-
schaftlich als verfolgenswert anerkannt werden sollen.  

Eine wichtige Grundlage einer solchen gesellschaftlichen Aushandlung der Gestaltung einer nachhalti-
gen Landwirtschaft besteht darin, dass es eine absolute Risikovermeidung nicht geben kann. Jedes 
Verfahren, dass eingesetzt wird, birgt gewisse Risiken. Von daher bietet es sich an, die Risiken nicht als 
absolute Größen zu verstehen, sondern vielmehr als relative. Ökologische wie gesundheitliche Risiken, 
die von neu gezüchteten Pflanzen ausgehen könnten, sind weiterhin für jeden Einzelfall zu prüfen. 
Maßgeblich hierfür sollte allein eine evidenzbasierte wissenschaftliche Risikoabschätzung sein. Bereits 
jetzt nimmt Deutschland in Fragen der biologischen Sicherheitsforschung eine weltweit gewichtige Po-
sition ein. Zugleich bleibt die Entscheidung, ob ein Risiko als vertretbar oder aber als nicht vertretbar 
einzuschätzen ist, und davon abhängig, welche Zielvorstellung von Landwirtschaft gesellschaftlich (d.h. 
letztlich auch mit Mehrheitsbeschluss und Minderheitenschutz) zu Grunde gelegt wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Einführung 

1.1 Ziel und Gegenstand des Gutachtens  

Das hier vorliegende Gutachten entwickelt ethische Orientierungsmarker hinsichtlich der Anwen-
dungsmöglichkeiten Neuer Molekularbiologischer Techniken (NMT) und legt hierbei einen besonderen 
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Fokus auf die sog. Genome-Editing-Technologien (GET). Der Schwerpunkt der Analyse des Gutachtens 
liegt auf der Anwendung von GET in der Pflanzenzucht und fokussiert auf die mögliche Nutzung in der 
Landwirtschaft.  

1.2 Inhaltliche Verortung: GET als biotechnologische Innovation  

Die Neuen-Molekularbiologischen-Techniken (NMT), insb. Genome-Editing-Technologien (GET), gel-
ten aktuell als ‚Speerspitze‘ biotechnologischer Forschung. Dabei versprechen Genome-Editing-Tech-
nologien wie beispielsweise die CRISPR-Cas9 Technologie günstigere, präzisere, effektivere und leich-
ter zu handhabende Einsatzmöglichkeiten als bisher eingesetzte gentechnologische Verfahren sowie 
als bisher angewendete vergleichbare Verfahren. Bereits seit der Etablierung der CRISPR-Technologie 
im Spätherbst 2012 zeichnet sich ein exponentieller Anstieg neuer Forschungsstrategien und -ergeb-
nisse an, der Forschungsvorhaben als durchführbar oder zumindest realistisch planbar erscheinen 
lässt, die noch vor wenigen Jahren maximal als ferne Visionen beschrieben werden mussten.1 Dennoch 
lassen sich die zukünftigen Möglichkeiten von GET zumindest konkreter erahnen: Sind es im Bereich 
der sog. Grundlagenwissenschaften vor allem schnellere und präzisere Genome Wide Screens2 oder 
die Entwicklung größerer Tiermodelle,3 deuten sich beispielsweise in der Virologie, Transplantations-
medizin und Krebsforschung vielfältige weitere Weiterentwicklungen an: Während im Bereich von Tu-
morerkrankungen ein entscheidender Meilenstein hin zur Präzisionsmedizin möglich scheint,4 die Or-
ganknappheit in der Transplantationsmedizin dadurch überwunden werden könnte, dass durch GET 
veränderte Schweineorgane nicht mehr abgestoßen oder schwerste Nebenwirkungen verursacht wer-
den, gibt es bereits erste vielversprechende Arbeiten zur Entwicklung neuer Impfstoffe etwa gegen 
HIV.5 Nicht zuletzt verspricht der Einsatz von GET in der Landwirtschaft eine bessere Resistenz gegen 
Schädlinge, eine bessere Anpassung an wechselnde und extreme Umweltfaktoren oder eine verbes-
serte Nährstoffaufnahme.6 Allerdings sei sogleich zweierlei betont: Erstens sind die jeweils skizzierten 
Visionen einem kritischen „Vision-Assessment“ zu unterziehen, was vor allem den Auftrag impliziert, 
einen analytischen Blick auf die jeweilig im gesellschaftlichen Diskurs verwendeten Leitbilder und Visi-
onen und ihre Bedeutung für sozio-kulturelle Praktiken zu werfen. Zweitens sind die (möglichen) bio-
technologischen Innovationen – und das betrifft aktuell alle möglichen Anwendungsfelder von GET – 
zugleich mit Chancen und Risiken verknüpft, deren Abwägung, Einordnung und Bewertung nicht nur 
als mitunter wissenschaftlich kompliziert eingeschätzt werden kann, sondern ebenso gesellschaftlich-
politische Kontroversen hervorrufen.  

Solche Kontroversen stellen dabei aus ethischer Perspektive nicht etwa ein möglichst zu vermeidendes 
Übel dar, sondern sind essenzieller Teil eines demokratischen Diskursprozesses, in dem sich Wissen-
schaft nicht als ein Gegenüber von Gesellschaft – in all ihrer Diversität und Pluralität – versteht, son-
dern als ein integraler Bestandteil derselben. Dieses Wechselspiel zwischen der Gesellschaft als Wis-
senschaft und der Gesellschaft als zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit zu beachten ist nicht zuletzt des-
wegen bedeutend, da biotechnologische und lebenswissenschaftliche Innovationen nicht nur 

                                                             
1 Einen guten Überblick bieten: Barrangou & Doudna (2016): Applications of CRIRISPR technologies in research and beyond. 
2 Vgl. Barrangou, et al. (2015): Advances in CRISPR-Cas9 genome engineering: lessons learned from RNA interference. 
3 Vgl. Klymiuk, et al. (2016): Tailored Pig Models for Preclinical Efficacy and Safety Testing of Targeted Therapies. 
4 Vgl. Shim, et al. (2017): Therapeutic gene editing: delivery and regulatory perspectives & Komor, et al. (2017): CRISPR-Based 
Technologies for the Manipulation of Eukaryotic Genomes. 
5 Vgl. Liao, et al. (2015): Use of the CRISPR/Cas9 system as an intracellular defense against HIV-1 infection in human cells. 
6 Vgl. Selle & Barrangou (2015): CRISPR-Based Technologies and the Future of Food Science. 
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Fortschritte auf den unterschiedlichsten Feldern naturwissenschaftlicher und technischer Forschung 
bringen, sondern zugleich Teil ökonomischer Entwicklungen sind, die Lebensformen verändern, in de-
nen Menschen miteinanderleben7 und nicht zuletzt Auswirkungen auf kulturell verankerte Vorstellun-
gen und Hintergrundannahmen haben. Es ist gerade dieser letzte Punkt, der in den aktuellen Debatten 
über Chancen und Risiken einer neuen Technologie und der berechtigten Frage nach Sicherheitsabwä-
gungen allzu schnell übersehen wird: Nicht selten handelt es sich hier implizit auch um ein Ringen um 
die zugrundeliegenden Hintergrundannahmen. Die jeweilige Bewertung von GET hängt beispielsweise 
nicht allein von dem Anwendungskontext ab oder von der Zustimmung zu der jeweils ausgerufenen 
Problembeschreibung oder dem jeweiligen Lösungsvorschlag, sondern eben auch von der jeweiligen 
Definition und Bewertung von Natur, der Einschätzung und Bedeutungszuschreibung von Technologie 
und nicht zuletzt von der Bestimmung eines Zustands als sicher oder risikoarm.  

Ein weiterer Punkt ist von Relevanz. Es war die Technikphilosophin Sheila Jasanoff, die unlängst poin-
tiert aufzeigte, dass jede (biotechnologische) Innovation zunächst ein (visionäres) Versprechen dar-
stellt8 – ein Versprechen, dem immer auch ein inszenatorisches Element innewohnt und das damit von 
Beginn an in einem ambivalenten Spannungsverhältnis zwischen Imagination, Vision und (vermeintli-
cher) Lüge steht.9 Zugleich ist biotechnologischen Innovationen jedoch zu eigen, dass zu Beginn einer 
Entwicklung nicht absehbar ist, wohin die Entwicklung führen wird und welche der imaginierten Lö-
sungsstrategien für Problemlagen sich nicht nur technologisch erfüllen lassen, sondern – und das ist 
ein entscheidender Punkt – auch als Lösungen gesellschaftlich anerkannt werden. 

In diesem Sinne kann der aktuelle Diskurs um den richtigen Umgang mit NMT auch als ein Wettstreit 
im Sinne eines Austarierens unterschiedlicher Sichtweisen und Interessen verstanden werden. Damit 
ist gemeint, dass es in den aktuellen Debatten um GET auch darum gehen muss, die besten sachlichen 
Argumente zu finden, gegeneinander abzuwägen und dafür in einem offenen Diskurs streitbar einzu-
treten. Doch Vorsicht ist in dreierlei Hinsicht geboten. Erstens könnte der Fehlschluss naheliegen, dass 
ein solcher Diskurs nur dann als ein offener anerkannt werden könne, wenn er interessenfrei ist. Dabei 
wird jedoch allzu schnell übersehen, dass Interessen und damit verbundene Ansprüche auf diskursive 
Anerkennung nicht per se negativ oder gar als zu vermeiden anzusehen sind, sondern sie ganz im Ge-
genteil ein essenzielles Rückgrat gesellschaftlicher Debatten und Diskurse bilden.10 Zweitens ist in ethi-
scher Perspektive kritisch zu prüfen, ob auch allen Stimmen prima facie das gleiche Gehör geschenkt 
wird und gerade angesichts nicht zu verhindernder Machtasymmetrien auch für – wie zuletzt Norbert 
Lammert ausdrücklich unterstrich: – gesellschaftliche Minderheiten11 konkrete Räume und Möglich-
keiten echter Partizipation geboten werden. Dies ist zuletzt auch deswegen notwendig, da es bei der 
Entscheidung um den Umgang mit (biotechnologischen) Innovationen immer auch um die Gestaltung 
                                                             
7 Eine solche Veränderung von Lebensformen durch technologische Innovation ist zunächst einmal ergebnisoffen. Zum Kon-
zept der Lebensformen vgl. Jaeggi (2014): Kritik von Lebensformen. 
8 Vgl. Jasanoff (2016): The Ethics of Invention: Technology and the Human Future. Siehe ebenso grundlegend: Jasanoff (2005): 
Designs on nature: science and democracy in Europe and the United States, Jasanoff (2012): Science and public reason. 
9 Vgl. Hörl (2011): Die technologische Bedingung. Beiträge zur Beschreibung der technischen Welt. & Schockenhoff (2017): 
Zur Lüge verdammt?: Politik, Justiz, Kunst, Medien, Medizin, Wissenschaft. 
10 Zugleich – und darauf haben zahlreiche sozialphilosophische Denkerinnen und Denker aufmerksam gemacht – ist sehr 
genau zu prüfen, an welchen Stellen in einem gesellschaftlichen Diskurs, sich bestimmte Interessen strukturell mit Macht-
asymmetrien koppeln. Das Problem einer solch einseitigen strukturellen Kopplung ist, dass sie zugleich die Zugangsweise zu 
den Anerkennungsdiskursen verengt und damit zugleich in der Gefahr steht, systematische Ausschließungen vorzunehmen. 
Vgl. Butler (2007): Kritik der ethischen Gewalt, Menke (2012): Recht und Gewalt, Waldenfels (2000): Aporien der Gewalt. 
Konkret für den Umgang mit GET bedeutet dies, dass Interessen immer dann sehr genau zu prüfen sind, wenn sie mit einer 
besonderen ökonomischer oder politscher Macht verknüpft sind. 
11 Vgl. Lammert (2017): Abschiedsrede von Prof. Dr. Norbert Lammert. 
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– und eben die Offenheit – zukünftiger Lebenswelten geht. Vor diesem Hintergrund ist drittens zu 
bedenken, dass im Wettstreit der besten Argumente für die Einordnung und Bewertung einer neuen 
Innovation de facto wie geltungstheoretisch jeweils bestimmten Argumenten mehr Gewicht als ande-
ren zuerkannt werden muss. Die Entscheidungsgründe dieser Bewertung sind dabei möglichst trans-
parent und nachvollziehbar offenzulegen. Der Wettstreit um die Argumente ist also als dynamischer 
Prozess zu verstehen, der stets trotz des Erreichens gewisser sachlicher wie kommunikativer Standards 
revisionsoffen ist und bleiben muss.  

Es sei ausdrücklich eingestanden, dass auch die ethischen Überlegungen Teil eines solchen iterativ 
durchzuführenden Austarierens sind. Das zeigt sich mit Blick auf die Bewertung von GET nicht zuletzt 
auch an den aktuell sehr unterschiedlichen ethischen Bewertungsansätzen. Während beispielsweise 
der Nuffield Council on Bioethics in seiner ethischen Einschätzung im September 2016 zu dem Ergebnis 
kommt, dass die dringlichsten ethischen Fragen in der Anwendung von GET in der menschlichen Re-
produktionsforschung und der landwirtschaftlichen Zucht zu sehen sind,12 vertreten die amerikani-
schen Akademien in ihrem Report vom Februar 2017 die Position, dass es vier relevante Anwendungs-
felder gibt, die als gleichrangig zu bewerten sind: erstens den Einsatz in der Grundlagenforschung, 
zweitens den Einsatz von GET zur Modifikation von Krankheitsüberträgern des Dengue Fiebers, von 
Malaria oder aber dem Zika-Virus, drittens zur Schädlingsbekämpfung in der Landwirtschaft und vier-
tens zur Verbesserung von pflanzlichen Zuchtprodukten, etwa um diese widerstandsfähiger gegen 
wechselnde Umweltfaktoren zu machen.13 

Unabhängig davon, wie die Bewertung in den einzelnen Anwendungsfeldern ausfällt, bleiben die 
Trennlinien zwischen den Anwendungsfeldern fragil. So notwendig es ist, für (wissenschafts-)politische 
Debatten und nicht zuletzt regulatorische Fragestellungen zwischen unterschiedlichen Zielstellungen, 
Anwendungsbereichen und Technologien zu unterscheiden, müssen zugleich die Wechselwirkungen 
zwischen den unterschiedlichen Zielstellungen und Anwendungskontexten mitbedacht werden. Be-
sonders gut verdeutlichen lässt sich diese Notwendigkeit an den Debatten um den Einsatz von GET für 
Keimbahninterventionen. Galt es beispielsweise bis Februar dieses Jahres als Common Sense, Ge-
nome-Editing an menschlichen Embryonen nur im Kontext von Forschung, nicht aber zu Reprodukti-
onszwecken einzusetzen, scheint diese gemeinsame Linie spätestens seit dem Statement der führen-
den amerikanischen Akademien, durch eine vermeintlich kleine, aber wichtige Verschiebung des Ar-
gumentationsvektors herausgefordert. Hieß es vorher, dass der Einsatz von GET im Kontext der Repro-
duktion nicht nur verboten, sondern auch nicht Ziel sein sollte, da es massive Sicherheitsbedenken – 
nicht zuletzt für zukünftige Generationen – gäbe,14 schlugen die US-Akademien 2017 vor, stattdessen 
dem Leitsatz „GET sollte in Ausnahmefällen erlaubt sein, wenn die Sicherheitsbedenken ausgeräumt 
sind“ zu folgen. Zuletzt hat auch der Deutsche Ethikrat in einer Ad-hoc-Empfehlung auf dieses Problem 
aufmerksam gemacht und auf eine internationale Konsensfindung gedrängt.15 Wenn solche Verände-
rungen ohne Rückkopplung zur Zivilgesellschaft und zu allgemeinen und nicht nur wissenschaftspoliti-
schen Institutionen vonstattengehen, wird das Vertrauen in die handelnden Institutionen untergra-
ben. Bereits als Reaktion auf die ursprüngliche Moratoriumsforderung vonseiten der Wissenschaft für 

                                                             
12 Vgl. Nuffield Council on Bioethics (2016): Genome editing: an ethical review. 
13 Vgl. National Academies of Sciences - Engineering - Medicine (2016): Gene Drives on the Horizon: Advancing Science, 
Navigating Uncertainty, and Aligning Research with Public Values. 
14 Vgl. exemplarisch: Lanphier, et al. (2015): Don´t edit the human germ line. 
15 Vgl. Deutscher Ethikrat (2017): Keimbahneingriffe am menschlichen Embryo: Deutscher Ethikrat fordert globalen politischen 
Diskurs und internationale Regulierung. 
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den Bereich der Keimbahnintervention hatten unterschiedliche zivilgesellschaftliche Organisationen 
gefordert, auch die Anwendung von GET an Pflanzen und Tieren als gleichermaßen riskant und unsi-
cher zu bewerten.16  

Dabei bedarf es gar nicht zwangsläufig des Rückgriffs auf Redeweisen vom Post-Modernem, gar Post-
Faktischem oder neuerdings: Post-Demokratischem, um zu sehen, dass die aktuellen institutionellen 
Rahmungen – und ja: auch die Wissenschaft – sich zumindest an vielen Stellen in einer Vertrauenskrise 
befinden.17 Fraglich ist hier nicht nur, was leitende Prinzipien für das Handeln einzelner Institutionen 
sein können,18 sondern viel grundsätzlicher, wie überhaupt öffentliches Vertrauen für institutionelles 
Handeln in einem Feld gedacht, befördert und erhalten werden kann. Dies gilt insbesondere, wo sich 
die Grenzen zwischen öffentlicher und privater Forschung, zwischen wissenschaftlichen und ökonomi-
schen Interessen zunehmend vermischen, was oftmals auf besondere Skepsis stößt.19  

Die skizzierten Linien bilden den Rahmen für die weitere Auseinandersetzung mit der Frage, wie ethi-
sche Orientierungsmarker für einen verantwortlichen Umgang mit neuen biotechnologischen Innova-
tionen in der Landwirtschaft entwickelt werden können. 

2. Gewählter Ansatz des Gutachtens und Begründung für diese Wahl 

2.1 Modernitätssensible konkrete Verantwortungsethik 

Das vorliegende Gutachten zur ethischen Beurteilung des Einsatzes von Neuen-Molekularbiologi-
schen-Techniken (NMT) in der Landwirtschaft vertritt den Ansatz einer modernitätssensiblen konkre-
ten Verantwortungsethik. Mit dieser Selbstcharakterisierung verbinden sich zum einen hier nicht nä-
her zu entfaltende Abgrenzungen von anderen ethischen Ansätzen, die u.E. erkennbare Schwächen 
aufweisen,20 und zum anderen Spezifika, die u.E. berücksichtigt werden müssen, um der hier verhan-
delten Fragestellung gerecht zu werden: 

Konkrete Ethik setzt zunächst eine allgemeine Definition von Ethik voraus. Die hier vorausgesetzte lau-
tet: Ethik ist Reflexionstheorie der Moral. Dies bedeutet: Ethik fungiert nicht einfach als Moralverstär-
kung, sondern dient der reflexiv-vernunftorientierten Distanznahme gegenüber moralischen Einstel-
lungen und Positionen. Sie überprüft moralische und sittliche Legitimierungs- und Rechtfertigungsstra-
tegien menschlichen Verhaltens, sprich: menschlichen Tuns und Unterlassens, und (als Sozialethik) or-
ganisationeller Strukturen auf ihre Plausibilität, oft: auf ihre Verallgemeinerbarkeit. Vor allem ersetzt 
Ethik keine politische Entscheidung, sondern dient im besten Fall als rechtfertigbare und insofern rati-
onale Entscheidungskriterienberatung im sittlich-politischen Diskurs. 

                                                             
16 Vgl. etc GROUP (2016): Stop The Gene Bomb! ETC Group Comment on NAS Report on Gene Drives. 
17 Vgl. hierzu auch für Deutschland: Wissenschaft im Dialog (2017): Wissenschaftsbarometer 2017, für Europa: European 
Commission (2014): Special Eurobarometer 419: Public perceptions of science, research and innovation. 
18 Vgl. Reber (2017): RRI as the inheritor of deliberative democracy and the precautionary principle. 
19 Vgl. Kaebnick, et al. (2016): Precaution and governance of emerging technologies. 
20 Kurz seien die Abgrenzungen skizziert. Der hier vertretene Ansatz grenzt sich ab von solchen Ansätzen, die entweder für 
die ethische Beurteilung eines Sachverhalts im Wesentlichen moralische Prinzipien auf die Situation oder den Sachverhalt 
anwenden (top-down-Ansätze) und damit in der Gefahr stehen unsensibel für deren konkrete Herausforderungen zu sein. 
Zum anderen erfolgt die Abgrenzung von solchen Ansätzen, die die ethische Beurteilung allein aus der kasuellen Betrachtung 
der Situation oder des Sachverhaltes meinen gewinnen zu können (bottom-up-Ansätze). Diese Ansätze bleiben unzureichend, 
weil sie den Eindruck erwecken, ohne verallgemeinernde Reflexionen auf Moral auskommen zu können; vgl. Dabrock (2012): 
Befähigungsgerechtigkeit. Ein Grundkonzept konkreter Ethik in fundamentaltheologischer Perspektive, 18-32, & Braun (2017): 
Zwang und Anerkennung. Sozialanthropologische Herausforderungen und theologisch- ethische Implikationen im Umgang 
mit psychischer Devianz, 16-42. 
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Bei einer solchen rationalen und orientierenden Rechtfertigungsprüfung stellen sich Fragen wie:21 Wel-
che Vorstellungen guten Lebens werden durch jeweilige Verhaltensweisen und ihre Legitimierungs- 
und Rechtfertigungsstrategien transportiert (Fragen der sog. teleologischen Ethik)? Was muss man an 
Verhaltensstetigkeiten investieren, um eine bestimmte als rechtfertigbar erkannte Einstellung zu in-
ternalisieren (Fragen der sog. Tugendethik)? Welche Pflichten sind in den jeweiligen Verhaltensweisen 
und ihren Legitimierungs- und Rechtfertigungsstrategien unbedingt zu beachten (Fragen des sog. de-
ontologischen Ansatzes)? Welche Konsequenzen (Chancen und Risiken in Zeit-/Raum-, Sach- und So-
zialdimension) ergeben sich, wenn auf jeweilige Verhaltensweisen eingegangen wird und ihre Legiti-
mierungs- und Rechtfertigungsstrategien vertreten werden (Fragen des Konsequenzialismus und/oder 
des Utilitarismus)? Eine Verantwortungsethik versucht schließlich alle diese Fragestellungen je nach 
erkannter Notwendigkeit unter der verbindenden Fragestellung zu integrieren: Wer verantwortet was 
wofür, weswegen, vor wem, wann, wo, wie?22 In diesem ethischen Ansatz werden damit retro- und 
prospektiv, in Fremd- und Selbstzuschreibung Gegenstand, Zweck, Grund, Instanz, Raum sowie wei-
tere Umstände und in all dem eben auch die Grenzen von individueller wie kollektiver Verantwortung 
adressiert. 

Mit den präzisierenden Epitheta „modernitätssensibel“ und „konkret“ wird dieser allgemeine verant-
wortungsethische Integrationsansatz spezifiziert. „Modernitätssensibel“ bringt dabei normative und 
deskriptive Standards zum Ausdruck, die zwar prinzipiell in Frage gestellt werden können, aber dem, 
der dies tut, erkennbar eine hohe Beweislast auferlegen. Deskriptiv betrachtet lässt sich sagen, dass 
wir in einer funktional ausdifferenzierten und weltanschaulich pluralen Gesellschaft leben.23 „Funktio-
nal ausdifferenziert“ meint, dass unterschiedliche Funktionssysteme (Recht, Politik, Wirtschaft, Reli-
gion, Bildung etc.) unterschiedlichen Logiken folgen, aber auch Experten und Öffentlichkeiten für diese 
Logiken ausbilden und nur indirekt aufeinander reagieren. Dies macht sog. allgemein-gesellschaftliche 
Verständigungen nicht unmöglich, aber schwierig, weil die moderne Gesellschaft komplex aufgestellt 
ist. Zu dieser strukturellen Komplexität kommt die historisch gewordene und kulturell gelebte Plurali-
tät hinzu. Um diese Pluralität nicht ausufern zu lassen, hat sich die Gesellschaft (in ihrem weitaus größ-
ten Teil) durch einen komplexen (eher weniger als mehr bewusst intendierten) Entstehungsprozess 
hindurch darauf verständigt, bestimmte normative Standards vorauszusetzen und nicht mehr zu un-
terschreiten: Menschenwürde und Menschenrechtsstandards in Recht, Ethos und Ethik sowie ein frei-
heitlich-demokratischer und sozialer Rechts- und Verfassungsstaat.24 Ethisch bedeutet dies, dass der 
hier vertretene verantwortungsethische Ansatz den quasi als Axiom der politischen Philosophie gelten 
könnenden Grundsatz: „Vorrang des Rechten vor dem Guten“25 aufgreift, ihn aber leicht verändert. 
Denn auch im freiheitlich-demokratischen und sozialen Rechtsstaat sollen und müssen Bürger, aber 
auch gesellschaftliche Gruppen sich mit ihren Vorstellungen des guten Lebens konstruktiv und kritisch 
einbringen können und dürfen. Um diese motivationale und deutungspraktische Voraussetzung, die 
zivilgesellschaftliche Diskurse und Kontroversen für Demokratie und Rechtsstaat bereithalten, zu un-
terstreichen, scheint es u.E. sinnvoller zu formulieren: „Wo Vorstellungen des Guten nicht nur gelebt 

                                                             
21 Vgl. dazu paradigmatisch Düwell, et al. (2011): Handbuch Ethik. 
22 Vgl. dazu ausführlich Heidbrink, et al. (2017): Handbuch Verantwortung. 
23 Diese Deutung der modernen Gesellschaft folgt dem systemtheoretischen Ansatz Niklas Luhmanns; vgl. Luhmann (1997): 
Die Gesellschaft der Gesellschaft. 
24 Vgl. stellvertretend für viele Beiträge: Dabrock, et al. (2004): Menschenwürde und Lebensschutz: Herausforderungen 
theologischer Bioethik, Kreß (2012): Ethik der Rechtsordnung. Staat, Grundrechte und Religionen im Licht der Rechtsethik, 
117-162, Joerden, et al. (2013): Menschenwürde und Medizin. Ein interdisziplinäres Handbuch.  
25 Vgl. Rawls (2003): Politischer Liberalismus, 266-311. 
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werden oder sich zivilgesellschaftlich Gehör verschaffen wollen, sondern sich als Beitrag zur Gestaltung 
des demokratisch-rechtsstaatlich verfassten Gemeinwesens begreifen, dort haben sie etablierte 
grundlegende Standards des Rechten (in Deutschland: zumindest der Menschen- und Grundrechte und 
der grundgesetzlichen Ordnung mit den ihr inhärenten Staatszielen) zu akzeptieren.“26 Abweichungen, 
die ethisch selbstverständlich denkbar sind, ja die oft den gesellschaftlichen Diskurs voranbringen kön-
nen, tragen zumindest im Bereich von de-lege-ferenda-Prozessen – pragmatisch betrachtet – die Be-
weislast.  

Mit diesem Axiom der Beweislastverteilung27 ist bereits ein konkretisierendes Element der skizzierten 
modernitätssensiblen Verantwortungsethik angesprochen, weil sie nicht die Ansicht vertritt, dass die 
ethischen Reflexionen moralisch-sittlich und politisch relevanter Fragen in der modernen Gesellschaft 
an einem imaginierten gesellschaftlichen Nullpunkt anfangen, sondern bereits etablierte Normenge-
bilde28 und Lebensformen aufgreifen. Darüber hinaus zeigt sich die Konkretisierungsintention dieses 
Ansatzes darin, dass für die ethische Bewertung eines Sachverhaltes über die erwähnten ethischen 
Prüfkriterien und rechtlichen Standards hinaus weitere Gesichtspunkte zu beachten sind. Dabei han-
delt es sich um die jeweiligen moralischen Intuitionen und wohlüberlegten moralischen Einstellungen 
(hier bspw. im Verständnis von Genetisch-Veränderten Organismen (GVO), von Technologien oder von 
Hilfs- und Solidaritätserwartungen), aber auch um die dahinter liegenden generellen Welt- und Men-
schenbilder, quer dazu liegende (sprich: sich in allen Welt- und Menschenbildern findende) sozialpsy-
chologische Lebensdeutungs- und Gestaltungsmuster (wie: Optimismus oder Pessimismus, primäre 
Gesellschafts- oder Individuumsorientierung einer moralischen Position, konservative oder progres-
sive Einstellung etc.), vor allem aber die Berücksichtigung der jeweiligen fachlichen Expertisen in einem 
moralisch strittigen Feld (dies sind wiederum in sich und untereinander in Spannung oder in Konflikt 
stehende Expertisen; hier z.B. molekularbiologische vs. ökologische Expertisen, ökonomische vs. un-
terschiedliche juristische Expertisen). 

Eine modernitätssensible konkrete Verantwortungsethik hat all diese Aspekte so intensiv wie möglich 
zu berücksichtigen und – soweit dies möglich erscheint (worüber Rechenschaft abzulegen ist) – in ein 
möglichst kohärentes Verhältnis zu bringen. Eine vollständige Kohärenz ist aus Gründen der Begrenzt-
heit des Wissens und der Kommunikationsmöglichkeit zwar nicht erreichbar, aber eine normative Prä-
ferenz bei dieser umfassenden Konkretisierung von Verantwortung lässt sich identifizieren: der nor-
mative Kern von Menschenwürde-, Menschen- und Grundrechtsorientierung im freiheitlich-demokra-
tischen und sozialen Rechtsstaat verbunden mit den zumindest in Deutschland grundgesetzlich fest-
gehaltenen Staatszielen (u.a. in Art. 20 GG: Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen sowie Tierschutz) 
sowie den im Vertrag von Maastricht und im Vertrag von Lissabon etablierten europäischen Werten 
als verfassungsrechtlich resp. unional etablierten Standards gerechten und guten Lebens. 

                                                             
26 Vgl. Dabrock (2012): Befähigungsgerechtigkeit. Ein Grundkonzept konkreter Ethik in fundamentaltheologischer Perspektive, 
50-56. 
27 Vgl. auch Kap. 6.5. 
28 Gedacht ist hierbei an den normativen Vorrang und das Rechtssystem prägenden Charakter von Menschen- und Grund-
rechten sowie an solche Rechtsnormen, die eine große Nähe vor allem zu deontologischen Normen aufweisen, aber auch an 
Staatsziele, die zwar keinen Menschen- und Grundrechtscharakter aufweisen, aber als vom Gemeinwesen normativ akzep-
tierte Zielvorgaben einfachgesetzliche Regelungen prägen sollten. 
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2.2 Integration der „drei Dimensionen“ der Bioethik 

Der hier vertretene Ansatz einer modernitätssensiblen konkreten Verantwortungsethik im Bereich der 
ethischen Beurteilung der Entwicklung von Lebenswissenschaften geht aber noch weiter.29 Er fragt 
nicht nur abstrakt nach der ethischen Rechtfertigbarkeit bestimmter biowissenschaftlicher oder land-
wirtschaftlicher Verfahren, sondern hat auch einen intrinsischen Blick dafür, wie die Bedingungen, Dis-
kurse und Institutionen ethisch zu bewerten sind, in denen die rechtlich, politisch, zivilgesellschaftlich 
und moralisch auszuhandelnden Fragestellungen aufkommen. Die Abarbeitung der klassischen ethi-
schen Fragestellungen, wie sie in Kap. 1.1 skizziert wurden, ist u.E. als erste Dimension von Ethik zu 
bezeichnen. Darin geht jedoch eine modernitätssensible konkrete Verantwortungsethik, die unter Be-
achtung ihrer Spezifika „Konkretisierung“ und „Verantwortlichkeit“ intrinsisch die Brücke zu realisti-
schen Anwendungs- und Gestaltungsfragen (fachterminologisch: zu Governance-Fragen, im Bereich 
der EU definiert als Fragen des Responsible Research and Innovation [RRI]) schlagen will, jedoch nicht 
auf. Eine modernitätssensible Verantwortungsethik muss deshalb ergänzt werden um zwei weitere 
Dimensionen, die oft nicht mehr der Ethik zugeordnet werden. Ihnen entsprechen auch historisch zwei 
Wellen der Entwicklung der Interaktion von Wissenschaft und Gesellschaft.  

Gemäß dieser zweiten Dimension von konkreter Verantwortungsethik ist das Verhältnis der Kommu-
nikation von Wissenschaft und Gesellschaft kritisch zu betrachten und muss gegenüber einer lang ge-
hegten und gepflegten paternalistischen Praxis neu aufgestellt werden. Das alte, sog. Defizitmodell, 
wonach die informierte Wissenschaft die uninformierte Gesellschaft über komplexe Sachverhalte in-
formiere und dadurch Zustimmung generieren könne („science informing the general public“), reicht 
nach weitreichender Übereinkunft nicht mehr aus, um den Erwartungen der allgemeinen Öffentlich-
keit zu entsprechen. Gegen dieses Modell sprechen nicht nur kommunikationstheoretische oder poli-
tische, sondern auch ethische Gründe. In Fragen der Gesellschaftsgestaltung, nicht nur, aber beson-
ders wenn sie steuerlich finanziert sind, hat die Allgemeinheit aus Gründen der Partizipation ein näher 
auszubuchstabierendes Mitspracherecht (vgl. Kap. 6.2). Der asymmetrische Prozess des Defizitmodells 
muss gemäß den Diskussionen dieser zweiten Welle durch Ansätze abgelöst werden, die unter den 
Bedingungen von Transparenz und Partizipation das Verhältnis von Wissenschaft und Gesellschaft 
symmetrischer rahmen. Diese Ansätze finden ihre Verdichtung in den – zugestandenermaßen – unein-
heitlichen und umstrittenen Forderungen von Citizen Science. Sie reichen von Partizipation von Laien 
bei der Vergabe von Forschungsgeldern über Beteiligung von Laienforschern an etablierter Forschung 
bis hin zu subversiver, vermeintlich anti-elitärer Laienforschung.30 Doch auch die prima facie berech-
tigte Forderung nach Transparenz und möglichst breiter Partizipation muss ihrerseits wissenschafts-
theoretisch, sozialethisch und demokratietheoretisch geklärt werden: Wer darf nicht nur in zivilgesell-
schaftlichen Debatten, die ja grundsätzlich für jeden offen sein sollten, sondern auch in politischen 
Entscheidungen Ansprüche normativ rechtfertigbarer und demokratisch legitimierbarer Repräsentati-
vität erheben? Repräsentieren bspw. bestimmte Gruppen, die sich besonders laut oder dringlich zu 
Wort melden, die demokratisch verfasste Gesellschaft? Und umgekehrt: Bedarf es jenseits der politi-
schen Verfahren nicht bestimmter pressure-groups, die sich bestimmter Themen annehmen und dann 
wie bspw. im Verbandsklagerecht institutionalisiert stellvertretend für die Allgemeinheit bestimmte 

                                                             
29 Vgl. dazu auch Dabrock & Braun (2017): Nötiges Vertrauen und gebotene Skepsis. Ethische Reflexionen zur CRISPR-
Technologie. 
30 Vgl. Riesch & Potter (2014): Citizen science as seen by scientists: Methodological, epistemological and ethical dimensions, 
& Haklay (2015): Citizen Science and Policy: A European Perspective. 
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öffentliche Ansprüche artikulieren? Wie kann auch diesseits formalisierter Repräsentativität das zivil-
gesellschaftliche Spektrum in demokratische und rechtstaatliche Verfahren eindringen? Dies sind be-
rechtigte Fragen. Gerade unter erschwerten diskursiven Bedingungen in der digitalen und medialen 
Öffentlichkeit (Stichwort: Fake-News, alternative Fakten, Filterblasen und Echokammern) stellen sich 
die Fragen nach Partizipation, Transparenz und Repräsentativität der jeweiligen Verfahren unter ethi-
scher Perspektive dringlich.  

Vor dem Hintergrund solch verschärfter Diskursbedingungen ist deshalb eine dritte Welle ethischer 
Reflexion zu betrachten und als dritte Dimension in das Modell der konkreten Verantwortungsethik zu 
integrieren:31 Empirische Forschung zur Schnittstelle von Wissenschaft und Gesellschaft (auch: Sci-
ence-Society-Interface) zeigen, dass viele Menschen die Komplexität der Forschung, insbesondere der 
Spitzenforschung, gar nicht mehr nachvollziehen können. Sie beobachten daher, wie eine an For-
schung beteiligte Institution sich jeweils aufstellt, um proaktiv, partizipativ und transparent Institutio-
nenvertrauen (bspw. durch die Einrichtung von Beteiligungsverfahren, Ombudspersonen, code-of-
conduct- oder responsible-research-and-innovation-Aktivitäten) zu generieren und, wenn dies gesche-
hen ist, aufrechtzuerhalten.32 Wenn bei der ethischen Gesamtbeurteilung einer Innovationsstrategie 
solche Aktivitäten retro- und prospektiv mit in Erwägung gezogen werden, artikuliert sich darin die 
vielfach in unterschiedlichen Kontexten, mal normenstabilisierend, mal dekonstruierend festgehal-
tene Einsicht, dass die Genealogie und Praxis eines sittlich-politischen Zusammenhanges für seine Gel-
tungsfrage konstitutiv ist.33 

Die zweite und dritte Dimension werden im vorliegenden Gutachten vor allem nach der im Mittelpunkt 
stehenden Analyse der ersten Dimension, die ja bereits ihrerseits hochgradig komplex ist, in den Emp-
fehlungen (vgl. Kap. 8) zum Thema gemacht werden.  

2.3 Aufbau des Gutachtens 

Im Folgenden sollen zunächst Gesichtspunkte der ersten Dimension einer konkreten Verantwortungs-
ethik betrachtet werden. Damit dies möglich ist, wird als erstes die inhaltliche Problemstellung darin 
identifiziert, wie der naturwissenschaftliche Sachverhalt von GET einzuordnen ist, wie GET im Vergleich 
zu anderen Züchtungsmethoden eingeschätzt werden können, wie eine rechtliche Regulierung des 
Einsatzes von GET in der Landwirtschaft verantwortungsethisch einzuordnen ist, welche regulatori-
schen Fragen sich ergeben, welche Bedeutung Argumenten der Natürlichkeit zukommen kann und 
warum es unabdingbar ist, einen gesellschaftlichen Konsens über die Gestaltung einer nachhaltigen 
Landwirtschaft anzuzielen. Auf dieser Grundlage werden dann formale und materiale ethische Krite-
rien diskutiert, die bei einer umfassenden verantwortungsethischen Bewertung der NMT zu beachten 
sind. Wenn all diese Gesichtspunkte berücksichtigt sind, werden am Ende konkrete Orientierungsmar-
ker für den weiteren verantwortungssensiblen Umgang mit GET benannt. 

                                                             
31 Vgl. zu diesen Überlegungen ausführlicher (dort auch mit weiterer Literatur): Braun, et al. (2015b): The synthetic biology 
puzzle: a qualitative study on public reflections towards a governance framework, & Braun, et al. (2015a): Safe and Sound? 
Scientists' Understandings of Public Engagement in Emerging Biotechnologies. 
32 Vgl. paradigmatisch https://www.rri-tools.eu/de/uber-rri. 
33 Vgl. paradigmatisch Waldenfels (2006): Schattenrisse der Moral. 
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3. Problemstellung 

3.1 Überblick über die naturwissenschaftlichen Grundlagen 

GET sind ein sehr schnell wachsendes Feld naturwissenschaftlicher Forschung und haben das Poten-
zial, die lebenswissenschaftliche Grundlagenforschung einerseits sowie Biotechnologie und Biomedi-
zin andererseits stark zu verändern. Ihnen wird ein großes Potenzial für die Landwirtschaft, Pflanzen- 
und Tierzucht zugesprochen, versprechen sie doch präzise und kontrolliert Deletionen und Insertionen 
einzelner Nukleotide wie auch größerer Gensequenzen zu ermöglichen, und so gezielte genetische 
Veränderungen in Organismen herbeizuführen.34 Weltweit finden die GET vor allem in Forschung und 
Entwicklung bereits eine breite Anwendung und erste mit diesen Methoden hergestellte Produkte sind 
in Drittländern bereits auf dem Markt. 35  

In der momentanen Debatte finden sich ganz unterschiedliche Begriffe und Terminologien, die nicht 
immer klar unterschieden werden und bereits mit ihrer Benennung bestimmte Vorentscheidungen 
treffen. Gegenstand dieses Gutachtens sind sog. Genome-Editing-Technologien (GET), die als ein Be-
reich der Neuen-Molekularbiologischen-Technologien (NMT) bezeichnet werden. Hinter der Bezeich-
nung GET verbirgt sich dabei ein Bündel an biotechnologischen Methoden, deren Gemeinsamkeit ist, 
dass mit ihnen präzise Veränderungen der Nukleotidsequenzen der Genome unterschiedlicher Orga-
nismen möglich sind.36 Die Nukleotide (bestehend aus einer der fünf Basen, einem Zucker und mind. 
einer Phosphatgruppe) stellen dabei ein basales Ordnungsmuster eines jeden Genoms dar. Eine Kopie 
des Genoms liegt in jeder Zelle eines Organismus vor. Die Nukleotide sind in Sequenzen angeordnet 
(sog. Nukleotidsequenzen) und binden mit ihren Basen an eine gegenüberliegende (komplementäre) 
Nukleotidsequenz. Diese beiden Stränge bilden einen sog. DNA-Doppelstrang der durch komplexe Fal-
tungen zu Chromosomen organisiert ist. Während Chromosomen bei Organismen mit einem höheren 
Organisationsgrad im Zellkern vorkommen, können DNA-Sequenzen auch in den Mitochondrien (die-
nen der Energiegewinnung der Zellen) und bei Pflanzen in den Chloroplasten vorkommen. Bei Orga-
nismen niedrigerer Ordnung (sog. Mikroorganismen wie zum Beispiel Bakterien) kommen DNA-Se-
quenzen auch häufig in extra-chromosomalen Strukturen wie beispielsweise Plasmiden vor.37  

Die einzelnen Abschnitte der Nukleotidsequenzen nehmen in unterschiedlicher Art und Weise Einfluss 
auf die Stoffwechselprozesse eines Organismus, indem sie für einzelne Proteinbausteine kodieren, re-
gulative Funktionen übernehmen, wodurch die Stoffwechselpfade eines Organismus gebildet und ge-
steuert werden können. Diese Interaktionen aus kodierenden und nicht kodierenden, aus regulativen 
und nicht regulativen Abschnitten der Nukleotidsequenzen ist keineswegs ein starres Muster, sondern 
ist zahlreichen Veränderungen unterworfen. Mutationen in den Nukleotidsequenzen sind eine we-
sentlichere Voraussetzung dafür, dass Organismen evolvieren und Stoffwechselprozesse auch langfris-
tig unter sich ändernden Umweltbedingungen angepasst werden können.  

Die Idee, mittels technologischer Verfahren einzelne Nukleotidsequenzen so zu verändern, dass er-
wünschte Eigenschaften eines Organismus in unterschiedlichen Anwendungsbereichen verstärkt und 

                                                             
34 Vgl. Lander (2015): Brave New Genome. 
35 Vgl. Khatodia, et al. (2016): The CRISPR/Cas Genome-Editing Tool: Application in Improvement of Crops. Für eine weitere 
Übersicht zu dem Stand der verfügbaren Produkte vgl. auch: Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(2017): Wissenschaftlicher Bericht zu den neuen Techniken in der Pflanzenzüchtung und der Tierzucht und ihren 
Verwendungen im Bereich der Ernährung und Landwirtschaft 
36 Vgl. Hilton & Gersbach (2015): Enabling functional genomics with genome engineering. 
37 Vgl. Tolstorukov, et al. (2016): Organization of DNA in a bacterial nucleoid. 
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unerwünschte möglichst vermieden werden, ist nicht neu, sondern Grundlage eines jeden (auch klas-
sischen) Züchtungsvorgangs. Unterschieden werden können unterschiedliche Verfahren der Züchtung, 
die sich vor allem an der Art der notwendigen Voraussetzungen sowie der eingesetzten Technologien 
unterscheiden. Neben der klassischen Kreuzungszüchtung38 gibt es die sog. Mutationszüchtung, die 
Verfahren der klassischen Gentechnik und sog. Neue Molekularbiologische Techniken, unter die grob 
gegliedert die sog. Cis-Genetik und auch GET fallen (siehe Abb.1). Bei der Cis-Genetik werden die Nuk-
leotidsequenzen einer artverwandten Pflanze isoliert und mittels gentechnischer Verfahren in die 
Pflanze eingebracht. Das Ziel ist dann eine Kulturpflanze mit der erwünschten arteigenen Gensequenz 
für ein bestimmtes Merkmal.  

                                                             
38 In der Literatur findet sich für dieses Verfahren auch die Bezeichnung „natürliche“ Verfahren, auf die im Rahmen dieses 
Gutachten bewusst verzichtet wird. Welches Verfahren als möglicherweise naturferner oder naturnäher betrachtet wird 
hängt nicht zuletzt maßgeblich von dem jeweiligen Naturverständnis ab. Dies zu thematisieren ist wie eingangs erwähnt nicht 
unbedeutend kann aber nicht voraussetzungslos einem bestimmten technologischen Verfahren zugeschrieben werden. Das 
liegt nicht zuletzt daran, dass es sich bei allen Züchtungsverfahren um technologische Prozesse handelt, die unterschiedliche 
Zielsetzungen verfolgen und unterschiedliche Methoden einsetzen, die aber alle immer auch eine Modifikation bereits be-
stehender Materie voraussetzen. 
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 Kreuzungszüchtung Mutationszüchtung Klassische Gentech-
nik 

Genome-Editing 

Bedingungen 
und Verfahren 

• Artverwandte Pflanze mit 
gewünschtem Merkmal liegt 
vor. 

• Wildpflanze und Kultur-
pflanze sind grundsätzlich 
kreuzbar. 

• Bekannte Kulturpflanze 
wird Strahlenquelle oder 
Chemikalien ausgesetzt. 

• Die Nukleotidsequenz 
für das gewünschte 
Merkmal ist bekannt.  

• Die bekannte Nukleo-
tidsequenz wird in das 
Genom der Kulturpflanze 
eingebracht. 

• Zur Sicherstellung der 
Wirksamkeit werden 
weitere Elemente (Mar-
ker. Promotoren, etc.) 
eingebracht. 

• Die Nukleotidsequenz für 
das gewünschte Merkmal 
ist bekannt. 

• In der zu editierenden 
Pflanze liegt eine ähnliche 
Nukleotidsequenz vor. 

• In dem Genom der zu edi-
tierenden Pflanze wird 
die ähnliche Nukleotidse-
quenz zielgenau umge-
schrieben. 

• Große Bandbreite der 
Einsatzmöglichkeit: So-
wohl einzelne Punktmu-
tationen als auch Einfü-
gung von synthetischen 
Nukleotidsequenzen. 

Anvisiertes Er-
gebnis 

• Phänotyp der Kulturpflanze 
weist die gewünschten 
Merkmale auf. 

• Phänotyp der Kultur-
pflanze weist die ge-
wünschten Merkmale auf. 

• Kulturpflanze, in die die 
Sequenz für das ge-
wünschte Merkmal ein-
gefügt wurde. 

• Veränderung einer be-
stimmten Nukleotidse-
quenz im Genom einer 
Kulturpflanze, um mög-
lichst nur das ge-
wünschte Merkmal zu 
erhalten. 

Nachteile 

• Zeitaufwendig 
• Modifikationen unspezifisch 

– ungewollte Merkmalver-
änderungen müssen durch 
Rückkreuzung wieder rück-
gängig gemacht werde. 

• Merkmalsänderungen tre-
ten zufällig auf. 

• Änderungen können sich 
im Phänotyp auswirken, 
müssen es aber nicht. 

• Effekte der Behandlung 
mit Strahlung oder Chemi-
kalien können auch zeit-
verzögert auftreten. 

• Ort, an dem die Nukleo-
tidsequenz eingefügt 
wurde, oftmals unklar. 

• Anzahl der eingefügten 
Kopien oftmals unbe-
kannt. 

 

• Off-Target Effekte wer-
den in Abhängigkeit von 
der Art der Anwendung 
als niedrig betrachtet, 
müssen aber noch wei-
ter erforscht werden. 

• Neue Technologie mit 
vergleichsweise wenig 
Erfahrungswerten.  

Modifikationen 
und Weiterent-

wicklungen 

• Verknüpfung mit molekular-
biologischen Methoden (sog. 
SMART-Breeding) 
 

• Qualitätskontrolle durch 
ein Screening des Geno-
typs 

• Cis-Genetik (Ähnliches 
Verfahren wie bei klassi-
scher Gentechnik; je-
doch Beschränkung auf 
das gezielte Einbringen 
einzelner arteigener 
Gene) 

 

Regulierung in 
Deutschland 

• Sortenschutzgesetz (Sort-
SchG) 
• Sortenschutzänderungsge-

setz (SortÄndG) 
• Patentgesetz (PatG) 
• u.a. 

• Kreuzungszüchtung gleich-
gestellt 

• Gentechnikgesetz 
(GenTG) 

• Verordnung über die 
gute fachliche Praxis bei 
der Erzeugung gentech-
nisch veränderter Pflan-
zen (GenTPflEV) 

• u.a. 

• Umstritten 

Regulierung In-
ternational 

• Europäisches Patentüberein-
kommen (EPÜ) 
• Gemeinschaftliche Sorten-

amt (CPVO) 
• Verordnung (EG) Nr. 

2100/94 betrifft den gemein-
schaftlichen Sortenschutz 
• u.a. 
 

• Kreuzungszüchtung gleich-
gestellt 

• EU-Richtlinie 
2001/18/EG (Betrifft den 
Anbau und die Freiset-
zung, opt-out-Klausel) 

• Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 (betrifft den 
Import und die Verwen-
dung als Futtermittel 

• Cartagena Protocol on 
Biosafety 

• u.a. 

• In der EU: umstritten 
• In den USA: Regulierung 

größtenteils abhängig 
von Einsatzort und ver-
änderter Eigenschaft 

Abb.1: Übersicht über die unterschiedlichen Züchtungsverfahren in der Pflanzenzucht
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Neu ist an GET im Vergleich zu anderen Verfahren erstens die Zielsicherheit, mit der eine bestimmte 
Sequenz im Genom adressiert werden kann, zweitens die Geschwindigkeit, mit der ein solch präziserer 
Eingriff möglich ist, und drittens die vergleichsweise einfache Anwendbarkeit sowie Bedienbarkeit des 
Eingriffs.39 Unter das Cluster von GET fallen momentan vorrangig fünf Technologien: Neben der 
CRISPR/Cas-Technologie sind dies Meganukleasen (MN), Zinkfinger-Nukleasen (ZFN), Transcription Ac-
tivator Like Effector Nukleasen (TALEN) sowie die Oligonukleotid-gesteuerte Mutagenese (OGM) und 
das sog. Base-Editing.40 Alle GET bestehen aus zwei funktionalen Komponenten: Einer Sonde und einer 
Schere (Nuklease). Die Aufgabe der Sonde ist es, die Zielsequenz im Genom zu finden, an der geschnit-
ten werden soll. Die Sonde kann entweder ein Stück DNA beinhalten (OGM), eine RNA-Sequenz 
(CRISPR/Cas) oder ein Eiweiß (Zinkfinger-Nuklease, TALEN). Die Nuklease kann entweder von außen in 
die Zelle eingebracht werden (CRISPR/Cas, TALEN, ZNF)41 oder bereits in der Zelle vorhanden sein 
(OGM).42 Wichtig zu beachten ist, dass all die beschriebenen Verfahren voraussetzen, dass das Genom, 
in das eingegriffen werden soll, komplett sequenziert vorliegt und ebenso die Sequenz des erwünsch-
ten Merkmals bekannt ist. Das Genom liegt bereits bei einigen Pflanzen, jedoch bei Weitem noch nicht 
bei allen Pflanzen vollständig sequenziert vor. Eine weitere wichtige Voraussetzung ist, dass die ent-
sprechenden Zell- und Gewebekulturtechniken bekannt sind und vorliegen.43  

3.2 GET im Vergleich zu anderen Verfahren der Pflanzenzüchtung 

Einer der entscheidenden Punkte für die Bewertung der jeweiligen Technologien ist, auf welche Art 
und Weise GET eingesetzt werden. Diese Unterscheidung von GET nach möglichen Einsatztypen stellt 
eine wichtige Voraussetzung dar, um bewerten zu können, welche regulative Rahmung von Nöten ist. 
Dies ist auch wichtig, da es nicht nur wenig sinnvoll, sondern auch in der konkreten Umsetzung un-
möglich ist, eine Technologie oder gar ein ganzes Bündel an Technologien – wie im Falle von GET – 
pauschal zu bewerten.  

Bei den GET bringt die Sonde die Nuklease an die gewünschte Nukleotidsequenz. Je nachdem, wie nun 
weiter verfahren wird, lassen sich drei unterschiedliche Eingriffsklassen bilden. Die erste Möglichkeit 
ist, dass die Nuklease schneidet und man die Zelle dann den entstandenen Bruch selbst reparieren 
lässt. Dadurch entsteht an der Bruchstelle eine Mutation in der Zielsequenz (zum Beispiel die Deletion 
eines Nukleotids). Diese Form von GET wird im Folgenden als Typ I bezeichnet. Eine zweite Möglichkeit 
wäre, nach dem Schnitt durch die Nuklease eine synthetische Nukleotidsequenz einzusetzen, die 
grundsätzlich der ursprünglichen Nukleotidsequenz entspricht, jedoch an einer oder wenigen Stellen 
andere Nukleotide enthält (Typ II). Drittens kann an der Bruchstelle eine synthetische Nukleotidse-
quenz eingefügt werden, die artfremde Nukleotidsequenzen enthält. Eine solcher Typ von GET wird im 

                                                             
39 Vgl. Huang, et al. (2016): A proposed regulatory framework for genome-edited crops. 
40 Vgl. van de Wiel, et al. (2017): New traits in crops produced by genome editing techniques based on deletions. 
41 Um die Nuklease in die Zelle zu bringen, gibt es unterschiedliche Verfahren. Eine Möglichkeit ist, die jeweilige Nuklease 
über einen Virus in die Zelle zu bringen. Vgl. Weeks (2017): Chapter Four - Gene Editing in Polyploid Crops: Wheat, Camelina, 
Canola, Potato, Cotton, Peanut, Sugar Cane, and Citrus. Eine andere wäre, Plasmide zu verwenden (vgl. Chilcoat, et al. (2017): 
Chapter Two - Use of CRISPR/Cas9 for Crop Improvement in Maize and Soybean), außerdem kann in Protoplasten auch so 
vorgegangen werden, dass zunächst die Zellwände entfernt werden, um dann die Nuklease leichter in die Zelle einbringen zu 
können (vgl. Gil-Humanes, et al. (2017): High-efficiency gene targeting in hexaploid wheat using DNA replicons and 
CRISPR/Cas9). 
42 Vgl. Hilscher, et al. (2017): Targeted modification of plant genomes for precision crop breeding, & Zhu, et al. (2017): 
Characteristics of Genome Editing Mutations in Cereal Crops. 
43 Vgl. Boxberger (2013): Leitfaden für die Zell- und Gewebekultur: Einführung in Grundlagen und Techniken. 
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Folgenden Typ III genannt.44 Strittig ist aktuell, ob man Formen des Typs III noch unter GET fasst, da 
hier in einem so weitgehenden Sinne editiert wird und es sich nach aktueller Einschätzung um sehr 
weitreichende Eingriffe handelt. Im Rahmen dieses Gutachtens werden unter GET jedoch alle drei Ty-
pen (I-III) als GET bezeichnet, um in Gänze über die jeweils angebrachte Umgangsweise reflektieren zu 
können. 

3.2.1 Off-Target and Non-Target Effekte 

Neben der Unterscheidung nach unterschiedlichen Einsatztypen können die einzelnen Genome-Edi-
ting-Verfahren auch hinsichtlich ihrer Fehleranfälligkeit beschrieben werden. Von besonderer Bedeu-
tung sind hier die sog. off-target und non-target Effekte. Unter off-target Mutationen bei der Anwen-
dung von GET versteht man das Auftauchen von Mutationen an anderen Stellen als in der gewollten 
Zielsequenz. Dabei handelt es sich zumeist um Stellen, die eine gewisse strukturelle Ähnlichkeit zu der 
anvisierten Nukleotidsequenz aufweisen. Um herauszufinden, ob es off-target Mutationen gegeben 
hat, können entweder Techniken verwendet werden, die nur die Umgebung der adressierten Zielse-
quenz untersuchen (u.a. Surveyor Nuklease Assay, T7 Assay)45 oder aber man führt eine vollständige 
Sequenzierung des Genoms der modifizierten Pflanze durch. Ersteres Verfahren wird dabei unterstützt 
von bioinformatischen Programmen, mit denen sich ausrechnen lässt, an welchen Stellen im Genom 
Nukleotidsequenzen mit hoher Ähnlichkeit zur Zielsequenz vorliegen. 

Um einzuschätzen zu können, wie hoch oder wie niedrig die Fehleranfälligkeit von GET ist, kommt es 
wiederum entscheidend darauf an, ob eine Veränderung des Typs I, II oder III und in welchem Orga-
nismus vorgenommen wird. Bei der Anwendung von CRISPR/Cas9 in Pflanzen traten bislang nur an 
solchen Stellen im Genom überhaupt off-target Effekte auf, die sich an maximal zwei Stellen von der 
eigentlichen Zielsequenz unterschieden und auch nur dann, wenn diese weiter entfernt von der Zielse-
quenz lagen. Studien an der Reispflanze zeigten etwa, dass die Mutationsrate in der Zielsequenz bei 
ca. 0 bis 3x10-10 für eine Sequenz lag, die sich nur durch eine Base von der Zielsequenz unterschieden.46 
Aktuellere Studien zeigen, dass es möglich scheint, die off-target Rate bei der Verwendung von 
CRISPR/Cas9 weiter zu reduzieren.47 Für die anderen Genome-Editing-Verfahren wie TALEN und ZNF 
konnten in einer Studie bei der Anwendung von TALEN drei Veränderungen (konkret hier: Deletionen) 
an Stellen festgestellt werden, die keine unmittelbare Ähnlichkeit mit der Zielsequenz hatten.48 Hinge-
gen sieht die empirische Datenlage bei der Anwendung von ZFN bislang so aus, dass keinerlei off-target 
Effekte nachgewiesen werden konnten49 und für die OGM-Techniken bislang nur vereinzelt belastbare 
empirische Daten vorliegen.50 Beim Base-Editing kam es im Vergleich von GET untereinander am 

                                                             
44 Vgl. European Commission (2017a): New Techniques in Agricultural Biotechnology. 
45 Vgl. Hua, et al. (2017): A simple and efficient method for CRISPR/Cas9-induced mutant screening. 
46 Zhang, et al. (2014): The CRISPR/Cas9 system produces specific and homozygous targeted gene editing in rice in one 
generation. 
47 Vgl. Slaymaker, et al. (2015): Rationally engineered Cas9 nucleases with improved specificity. Kleinstiver, et al. (2016): High-
fidelity CRISPR-Cas9 nucleases with no detectable genome-wide off-target effects. 
48 Vgl. exemplarisch: Forner, et al. (2015): Germline-transmitted genome editing in Arabidopsis thaliana Using TAL-effector-
nucleases. 
49 Siehe hierzu zur systematischen Einordung: Zischewski, et al. (2017): Detection of on-target and off-target mutations 
generated by CRISPR/Cas9 and other sequence-specific nucleases. 
50 Eine Studie von Sauer et al. hat gezeigt, dass es bei der Verwendung von OGM in unmittelbarer Nähe der Schnittstelle zu 
einem off-target Effekt an einer Sequenz kam, die bereits in den Vorabberechnungen als äußerst ähnlich zur eigentlich anvi-
sierten Schnittstelle identifiziert worden war. Vgl. Sauer, et al. (2016): Oligonucleotide-Mediated Genome Editing Provides 
Precision and Function to Engineered Nucleases and Antibiotics in Plants. 
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häufigsten zu off-target Effekten.51 Allerdings ist zugleich zu bedenken, dass diese Technik in der Pflan-
zenzüchtung nur sehr selten angewendet wird. Wichtig scheint: In den Fällen, in denen eine Kom-
plettsequenzierung des Genoms nach dem Eingriff vorgenommen wurde, waren off-target Effekte nur 
an den Stellen vorzufinden, an denen dies durch die Vorabberechnungen der Ähnlichkeit der Sequenz-
strukturen als wahrscheinlich eingeschätzt wurde.52 Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die 
bislang vorliegenden Studien zu off-target Effekten zu Pflanzen – wenn überhaupt – nur sehr geringe 
off-target Effekte anzeigen. Diese Einschätzung steht zugleich aber noch auf einer vergleichsweise dün-
nen empirischen Datenlage.  

Für die Beurteilung einer Technologie von essenzieller Bedeutung ist nicht nur eine Abschätzung der 
jeweils singulär betrachteten Fehleranfälligkeit einer Technologie, sondern ihre Beschreibung im Ver-
gleich zu bereits bestehenden und etablierten Verfahren. Zu beachten ist dabei zunächst, dass Pflan-
zen, wie alle anderen Lebewesen auch eine natürliche Mutationsrate besitzen. Einzelne genetische 
Strukturen in den Organismen verändern sich nicht nur,53 sondern sind auch zugleich Quelle geneti-
scher Variation und wesentlich für evolutionäre Prozesse.54 Ebenso vermögen sog. Transposons, auch 
„springende Gene“ genannt, die Mutationsrate zu erhöhen und können mitunter dazu führen, dass 
auch innerhalb eines Organismus neue Genabschnitte entstehen.55 Zugleich lassen sich nicht nur in-
nerhalb eines Organismus genetische Veränderungen beobachten, sondern auch zwischen Organis-
men und Arten findet ein Austausch von Genen statt, sodass spezifische Gensequenzen, die in einer 
bestimmten Art nicht vorkommen aus einer anderen Art transferiert und integriert werden können.56  

Diese Dynamik in den Genomen von Organismen macht man sich auch in der klassischen Züchtung zu 
Nutze, indem man zwei verschiedene Arten miteinander kreuzt. Ziel ist dabei ein gewünschtes Merk-
mal einer artverwandten Pflanze in eine Kulturpflanze zu kreuzen. Wie bereits oben ausgeführt müs-
sen dafür aber Wirts- und Kulturpflanze grundsätzlich kreuzbar sein. Hinzukommt, dass bei einem klas-
sischen Kreuzungsvorgang zunächst 50 Prozent des Genoms der merkmaltragenden Pflanze in die Kul-
turpflanze mit übertragen werden. Durch mehrere Rückkreuzungsvorgänge gegen die Kulturlinie mit 
dem zu übertragenden Merkmal kann der Anteil des Fremdgenoms reduziert werden. Allerdings bleibt 
auch dann ein Anteil des Fremdgenoms von 0.7 Prozent bestehen.  

Bei der Mutagenese versucht man, eine Erhöhung der beschriebenen Mutationsrate in der Pflanze zu 
erzielen, indem man externe Stressoren verwendet. Eine Weiterentwicklung der chemischen Muta-
genese ist das sog. TILLING57. Dabei wird die Auslösung der Mutation mit Screening-Verfahren kombi-
niert, mit dessen Hilfe man Punktmutationen in einer bestimmten Nukleotidsequenz identifizieren 
kann. Verglichen mit der klassischen Kreuzung und den vorliegenden Daten zur Anwendung des Typ I 
von GET treten bei der chemischen und physikalischen Mutagenese vergleichsweise hohe off-target 

                                                             
51 Vgl. Komor, et al. (2016): Programmable editing of a target base in genomic DNA without double-stranded DNA cleavage. 
52 Vgl. Feng, et al. (2014): Multigeneration analysis reveals the inheritance, specificity, and patterns of CRISPR/Cas-induced 
gene modifications in Arabidopsis, & Peterson, et al. (2016): Genome-Wide Assessment of Efficiency and Specificity in 
CRISPR/Cas9 Mediated Multiple Site Targeting in Arabidopsis. 
53 Zur besseren Einschätzung: Bei Arabidopsis thaliana findet beispielsweise etwa eine Mutation pro Generation statt. Vgl. 
Ossowski, et al. (2010): The Rate and Molecular Spectrum of Spontaneous Mutations in Arabidopsis thaliana. 
54 Vgl. Krasovec, et al. (2017): Spontaneous Mutation Rate in the Smallest Photosynthetic Eukaryotes. 
55 Vgl. Bennetzen (2015): Transposable Element Contributions to Plant Gene and Genome Evolution. Siehe grundlegend: Jiang, 
et al. (2004): Pack-MULE transposable elements mediate gene evolution in plants. 
56 Ein bekanntes Beispiel ist etwa der Gentransfer zwischen dem Agrobacterium tumefaciens und der Süßkartoffel. Vgl. Kyndt, 
et al. (2015): The genome of cultivated sweet potato contains Agrobacterium T-DNAs with expressed genes: An example of a 
naturally transgenic food crop. 
57 „TILLING” bedeutet: Targeted Induced Local Lesions IN Genomes.  
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Effekte auf. Diese werden für das TILLING abhängig von dem jeweiligen Organismus mit einer Mutation 
auf 150 bis 300 Basenpaaren angegeben.58 Während die Rate für GET bei 0 bis 3x10-10 angegeben wer-
den kann, pendelt sich diese bei der Mutagenese je nach Typ und Anwendung zwischen 1x10-5 bis 1x10-

6 ein. Zu beachten ist dabei zugleich zweierlei: Erstens kann die gewünschte Veränderung in der Zielse-
quenz nur bedingt zielgerichtet ausgelöst werden. Es handelt sich (lediglich) um eine Verstärkung 
spontan auftretender Mutationseffekte. Zweitens muss der Nachweis über mögliche off-target Effekte 
über eine Kontrolle der Sequenzen erfolgen. Da eine Komplettsequenzierung aufwendig und mitunter 
kostspielig ist, werden Kontrollen kleinerer Abschnitte durchgeführt und die gefundenen Ergebnisse 
dann auf das komplette Genom hochgerechnet.  

Als eine der hauptsächlichen Fehlerquellen der klassischen Gentechnologie kann benannt werden, 
dass es zu einer mehrfachen Einfügung der transgenen Merkmalsequenz in den Zielorganismus kom-
men kann.59 Solche ungewollten Einfügungen der Merkmalsequenz können durchaus auch als off-tar-
get Effekte bezeichnet werden, lassen sich zugleich jedoch mittels der Nachweisverfahren einer Poly-
merase-Chain-Reaction oder einer Southern-Blot-Analyse gut detektieren, da die Sequenz der Merk-
malsequenz oder aber des Vektors, der die Sequenz in die Zelle bringt, bekannt ist. Ebenso ist ein 
Nachweis auch dann möglich, wenn es zu einer sog. Splitterbildung kommt, also die eingefügte Se-
quenz oder aber der Vektor nicht in Gänze, sondern nur in Teilen an der falschen Stelle im Genom 
vorliegt.60 

3.2.2 Beeinflussung der Expression anderer Zielsequenzen und pleiotrope Effekte 

Mit dem in Federführung des Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit verfass-
ten wissenschaftlichen Bericht zu den Techniken in der Pflanzenzüchtung und der Tierzucht liegt ein 
Dokument vor, welches systematisch den aktuellen Forschungsstand zu den jeweiligen Auswirkungen 
der Technologien aufgreift und darstellt.61 Auch auf EU-Ebene liegt ein solcher Bericht vor. Zugleich 
machen aber beide Berichte deutlich, dass die Datenlage eher als dünn einzuschätzen ist und es mit-
unter noch enormen Forschungsbedarf insbesondere für GET aber auch für die anderen Züchtungsfor-
men gibt. Ein maßgeblicher Grund dafür ist, dass es in den letzten Jahren mit Blick auf den wissen-
schaftlichen Erkenntnisstand zu den intra- und intergenomischen Wechselwirkungen durchaus ge-
wichtige Verschiebungen gab.62 Grundsätzlich sind die Auswirkungen von unbeabsichtigten Effekten 
auf die Expression von Genen bei der Anwendung von GET des Typs I und II theoretisch als recht gering 
einzuschätzen, da nicht nur die zu modifizierende Zielsequenz bekannt ist, sondern wie oben ausge-
führt auch das komplette Genom sequenziert vorliegen muss. Allerdings reicht es für die Abschätzung 
von intra- und intergenomischen Effekten nicht aus, die Sequenz zu kennen, sondern es bedarf einer 
detaillierten Kenntnis der Funktion der jeweiligen Sequenzen sowie der Wechselwirkungen mit ande-
ren Sequenzen. Mit anderen Worten: Ob sich die jeweiligen theoretischen Überlegungen dann auch in 
der Praxis bestätigten lassen, müssen empirische Überprüfungen erst noch ergeben. 

                                                             
58 Vgl. Cooper, et al. (2008): TILLING to detect induced mutations in soybean. 
59 Vgl. McCouch, et al. (2013): Agriculture: Feeding the future. 
60 Vgl. Schouten, et al. (2017): Re-sequencing transgenic plants revealed rearrangements at T-DNA inserts, and integration of 
a short T-DNA fragment, but no increase of small mutations elsewhere. 
61 Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (2017): Wissenschaftlicher Bericht zu den neuen Techniken 
in der Pflanzenzüchtung und der Tierzucht und ihren Verwendungen im Bereich der Ernährung und Landwirtschaft. 
62 Vgl. Li, et al. (2016): High-Resolution Expression Map of the Arabidopsis Root Reveals Alternative Splicing and lincRNA 
Regulation, & Fu, et al. (2016): Effects of genome structure variation, homeologous genes and repetitive DNA on polyploid 
crop research in the age of genomics. 
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Um Missverständnissen vorzubeugen: Dass hier bislang noch nicht die entsprechenden Daten vorlie-
gen, hat damit zu tun, dass es sich bei GET um eine emergierende Biotechnologie in einem frühen 
Stadium ihrer technologischen Entwicklung handelt und stellt nicht etwa ein generelles – oder gar nicht 
behebbares – Desideratum dar. Auch wenn in Betracht zu ziehen ist, dass mit dem rapiden Fortschritt 
im Bereich der NMT insgesamt und insbesondere von GET mittelfristig eine breitere empirische Da-
tenlage vorliegen wird, ist zu beachten: Aus den bislang nicht vorliegenden Daten darf weder gefolgert 
werden, dass diese auch in Zukunft nicht vorliegen werden, noch darf man so tun, als lägen diese Daten 
schon vor oder wäre das Ergebnis bereits bekannt.  

Auch bei der klassischen Züchtung kann es zu unerwünschten intra- und intergenetischen Effekten 
kommen. Der Grund hierfür ist, dass, wie oben ausgeführt, immer ein Rest an fremder Nukleotidse-
quenz in der Kulturpflanze verbleibt, der mitunter zu unerwünschten Eigenschaften des veränderten 
Organismus führen kann. Das bedeutet nicht, dass man diese Effekte durch erneute Rückkreuzungen 
nicht wieder rückgängig machen könnte, aber es ist hier nur bedingt eine präzise Vorhersage möglich. 
Die Wahrscheinlichkeit solcher unerwünschten Effekte steigt noch einmal bei den Verfahren der Mu-
tagenese. Für die Anwendung der physikalischen Mutagenese bei Tomatenpflanzen liegen beispiels-
weise Daten vor, die zeigen, dass sich Veränderungen im gesamten Transkriptom63 der Tomate nach 
der Mutagenese ergeben hatten.64 Hingegen ist bei Verfahren der klassischen Gentechnik zu beachten, 
dass der Zielort der Modifikation weitestgehend unbekannt ist und deswegen auch keine vorherigen 
Aussagen über die intra- und interzellulären Wechselwirkungen getätigt werden können. Es muss da-
mit in jedem einzelnen Fall bewertet und überprüft werden, an welcher Stelle im Genom sich die Trans-
fer-DNA gebunden hat und die Merkmalsequenz eingefügt worden ist.65  

Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass alle Formen der Züchtung unbeabsichtigte Wechsel-
wirkungen zur Folge haben können, die im Verlauf des Züchtungsprozesses wieder entfernt werden 
müssen. GET könnten hier möglicherweise helfen, Züchtungsvorgänge zugleich effizienter und präziser 
zu machen. Der empirische Nachweis, dass sie das auch tatsächlich tun, beruht momentan jedoch noch 
auf einzelnen Beobachtungen und bedarf einer systematischen Überprüfung. 

3.2.3 Nachweisbarkeit und Identifizierbarkeit 

In der aktuellen Debatte um GET wird nicht immer hinreichend klar zwischen dem Nachweis einer 
Veränderung und der Identifizierung eines Organismus durch eine bestimmte Technik unterschieden. 
Die Frage der Nachweisbarkeit adressiert den Punkt, ob eine Veränderung in den Nukleotidsequenzen 
überhaupt zu beobachten ist. Mit der Frage der Identifizierbarkeit können wiederum zwei unterschied-
liche Aspekte im Fokus stehen: Erstens eine Aussage darüber, ob die festgestellte Veränderung in ei-
nem Organismus bislang nicht für eine bestimmte Art bekannt war, der modifizierte Organismus also 
hinreichend sicher von anderen Organismen unterschieden werden kann. Ist der modifizierte Organis-
mus hinreichend unterscheidbar, kann man zweitens versuchen zu identifizieren, auf welche Art und 
Weise die Veränderung entstanden ist.  

                                                             
63 Mit dem Begriff „Transkriptom“ wird die Gesamtheit der Gensequenzen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt in ei-
ner Zelle oder in einem Zelltyp transkribiert werden, bezeichnet. 
64 Vgl. Batista, et al. (2008): Microarray analyses reveal that plant mutagenesis may induce more transcriptomic changes than 
transgene insertion. 
65 Vgl. Batista, et al. (2008): Microarray analyses reveal that plant mutagenesis may induce more transcriptomic changes than 
transgene insertion. 
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Für die Nachweisbarkeit genetischer Veränderungen durch GET stehen unterschiedliche Methoden zur 
Verfügung. Sie unterscheiden sich zum einen dadurch, ob es für den Nachweis einer Veränderung not-
wendig ist, die modifizierte Nukleotidsequenz und die angrenzenden Areale genau in ihrer Struktur zu 
kennen oder nicht. Ist die Struktur nicht bekannt, so muss in den meisten Fällen eine Komplettsequen-
zierung durchgeführt werden (Whole Genome Sequencing).66 Um zu einem belastbaren Ergebnis zu 
gelangen, muss jedoch eine Genomsequenz der gleichen Art vorliegen, welche als Referenz genutzt 
werden kann.  

Sind die veränderten Strukturen hingegen bekannt, so ist eines der gängigsten Verfahren der Nachweis 
durch DNA-Amplifikationsverfahren wie beispielsweise dem PCR-Verfahren67. Dabei lassen sich bereits 
Veränderungen von einem Basenpaar im Vergleich mit der nicht editierten Sequenz nachweisen.68 Al-
lerdings ist für die Amplifikationsverfahren notwendig, dass die Probe möglichst rein vorliegt. Ist dies 
nicht der Fall, kann ein Nachweis über unterschiedliche Sequenzierungstechniken wie etwa dem Next 
Generation Sequencing erfolgen.69 Führt die eingefügte Veränderung in der Nukleotidsequenz zur Bil-
dung eines neuen Produkts wie etwa der Expression eines neuen Proteins oder aber einer veränderten 
Zusammensetzung der Metabolite einer Zelle, so kann der Nachweis auch über die Messung des je-
weils neu gebildeten Produkts erfolgen.70  

Will man überprüfen, ob ein Organismus mittels technologischer Modifikation entstanden ist, bedarf 
es einer vorliegenden nicht modifizierten Referenzsequenz, mittels derer ein Abgleich erfolgen kann. 
Der Abgleich erfolgt dann über bioinformatische Verfahren. Solche Verfahren können gute Ergebnisse 
liefern, sind aber zugleich insbesondere bei Pflanzen mit der Problematik konfrontiert, dass sich die 
Insertions-, Deletions- und Substitutionsarten zwischen den Nachkommenslinien einer Art und zudem 
in Abhängigkeit von den jeweiligen Ökotypen unterscheiden können.71 Für die weitere Entwicklung 
von ethischen Orientierungsmarkern von großer Bedeutung ist zudem, dass es nach aktuellem Stand 
der Wissenschaft kein Verfahren gibt, mit dem nachträglich und ohne Kenntnis des Entstehungspro-
zess identifiziert werden könnte, ob eine Modifikation mittels GET entstanden ist oder nicht. Punktu-
elle Deletionen oder Insertionen (Typ I) könnten also auch durch eine natürliche Mutation, klassische 
Züchtungsverfahren oder eine Mutagenese entstanden sein, weitergehende Veränderungen (Typ III) 
durch den Einsatz von Gentechnik. Diese Einschätzung gilt dann, wenn keine bestimmten Marker ein-
gesetzt wurden oder aber spezifische Rückstände, sei es durch die verwendete Sonde oder aber den 
externen Stimulus (z.B. radioaktive Strahlung oder chemische Substanzen), vorzufinden sind.  

3.3 Stand der juristischen Debatte 

Mit Blick auf die juristische Bewertung der Anwendung von GET in der Landwirtschaft konkurrieren 
aktuell zwei unterschiedliche Rechtsinterpretationen. Grundlegend sind dabei drei Gutachten aus den 
Jahren 2015 bis 2017. Übereinstimmung besteht dabei zwischen den beiden Gutachten von Ludwig 

                                                             
66 Vgl. Pauwels, et al. (2015): Next-generation sequencing as a tool for the molecular characterisation and risk assessment of 
genetically modified plants: Added value or not? 
67 Polymerase-Kettenreaktion. Man verwendet den englischen Ausdruck Polymerase Chain Reaction. 
68 Vgl. Huggett, et al. (2015): Considerations for Digital PCR as an Accurate Molecular Diagnostic Tool. 
69 Vgl. Fraiture, et al. (2015): Current and New Approaches in GMO Detection: Challenges and Solutions. 
70 Vgl. Germain, et al. (2015): High-throughput quantification of chloroplast RNA editing extent using multiplex RT-PCR mass 
spectrometry, & Kumar, et al. (2017): Metabolomics for Plant Improvement: Status and Prospects. 
71 Vgl. Zapata, et al. (2016): Chromosome-level assembly of Arabidopsis thaliana Ler reveals the extent of translocation and 
inversion polymorphisms. 
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Krämer, beauftragt durch verschiedene Civil Society Organisations72 und dem Gutachten von Tade 
Matthias Spranger beauftragt durch das Bundesamt für Naturschutz (BfN).73 Eine konträre rechtliche 
Stellungnahme wurde vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) veröf-
fentlicht.74 Hinsichtlich der inhaltlichen Streitpunkte lassen sich zwei Beobachtungen festhalten: Ers-
tens fokussieren sich beide rechtlichen Ansichten auf eine bestimmten Technik, nämlich die sog. OGM-
Technologie (siehe Kap. 3.2) in der Anwendung an Pflanzen und extrapolieren dann ihre Schlussfolge-
rungen auf die Anwendung von GET. Zweitens – und das ist aus ethischer Perspektive durchaus von 
gewichtiger Bedeutung – liegt der Unterschied zwischen beiden Rechtsauslegungen nicht darin, dass 
einerseits durch eine juristische Interpretation eine Neuregelung gefordert wird und etwa andererseits 
die bisherigen Rechtsregime für komplett hinreichend gehalten werden. Vielmehr könnte der gemein-
same Nenner beider juristischer Interpretationen so zusammengefasst werden, dass es durchaus gute 
Gründe gäbe, sich für einen de lege ferenda Prozess stark zu machen, d.h. darüber nachzudenken, wie 
in Zukunft eine rechtliche Regelung aussehen könnte, die in der Lage wäre, Rechts- und Handlungssi-
cherheit für alle Akteure zu gewährleisten. Der Unterschied in der Interpretation liegt vielmehr darin, 
wie die Einschätzung der NMT aus einer de lege lata Perspektive zu bewerten ist: Inwieweit sind die 
bestehenden rechtlichen Regelungen als hinreichend zu erachten?  

Die Einschätzung der ersten Interpretation und insbesondere des Gutachtens von Spranger beruht im 
Wesentlichen auf einer bestimmten Auslegung der EU-Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG. Als ent-
scheidend wird hier erstens angenommen, dass es sich um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis handelt, 
die Ausnahme also in der Beweislast ist.75 Der in Art. 2 der Richtlinie vorgenommenen Definition, dass 
ein genetisch veränderter Organismus ein solcher ist, „dessen genetisches Material so verändert wor-
den ist, wie es auf natürliche Weise durch Kreuzen und/oder natürliche Rekombination nicht möglich 
ist“76, wird in Art. 3 Abs. 1 eine Ausnahmeregelung hinzugefügt: „Diese Richtlinie gilt nicht für Organis-
men bei denen eine genetische Veränderung durch den Einsatz der in Anhang 1B aufgeführten Ver-
fahren herbeigeführt wurde“77. Der entscheidende Punkt, so argumentiert diese Auslegung, sei nun, 
dass die im Anhang 1B aufgeführte Liste eine abschließende Liste sei. Lediglich die dort genannten 
Techniken werden als hinreichend sicher erachtet (wobei Sicherheit dann vornehmlich temporal be-
stimmt verstanden wird), um als Ausnahme in Betracht zu kommen. Entscheidend für die Regulierung 
ist in dieser Auslegung primär der Prozess oder mit anderen Worten die angewendete Technologie. 
Als Knackpunkt dieser Argumentation kann dann angesehen werden, dass in der Logik dieser Ausle-
gung jede neue Technologie einer neuen Regelung bedürfe, sobald die Technologie nicht auf der be-
sagten Ausnahmeliste auftaucht. 

Der juristische Streitpunkt besteht darin, ob der Wortlaut von Art. 2 der EU-Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG wirklich ausschließlich so verstanden werden muss, dass ein Organismus, bei dem mittels 
GET eine Mutagenese durchgeführt wurde, auch dann als gentechnisch veränderter Organismus (GVO) 
zu bezeichnen ist, wenn er sich wissenschaftlich überhaupt nicht von anderen (natürlich) vorfindlichen 
Organismen unterscheiden lässt. Diesen Ansatz verfolgt die rechtliche Stellungnahme des BVL und 

                                                             
72 Vgl. Krämer (2015): Legal questions concerning new methods for changing the genetic conditions in plants. 
73 Vgl. Spranger (2015): Legal Analysis of the applicability of Directive 2001/18/EC on genome editing technologies. 
74 Vgl. Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (2017): Stellungnahme zur gentechnikrechtlichen 
Einordnung von neuen Pflanzenzüchtungstechniken, insbesondere ODM und CRISPR-Cas9. 
75 Vgl. Spranger (2015): Legal Analysis of the applicability of Directive 2001/18/EC on genome editing technologies. 
76 Vgl. EU-Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG. 
77 Vgl. EU-Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG. 



24 

 
 

 

argumentiert, dass bei einer mit GET durchgeführten Punktmutation ein Organismus entstehen kann, 
der auch auf natürliche Weise hätte entstehen können. Folgt man dieser Auslegung, so wären 
Punktmutationen, die mit GET erzeugt worden sind, analog zu den Verfahren der Mutagenese zu re-
geln. Nachvollziehbarerweise verweist die rechtliche Stellungnahme des BVL darauf, dass immer auch 
ein Vergleich zu bislang als sicher geltenden Methoden durchgeführt werden muss. Hier seien GET 
sogar besser als bisherige Techniken geeignet, da eine Mutagenese mit den bisherigen Techniken nicht 
gleichermaßen präzise durchgeführt werden könne (siehe auch Kap. 3.2). Als Problemstellung dieser 
Auslegung kann dann angesehen werden, ob (und wie) sich die quantitative Grenze bestimmen ließe, 
an der iterative Effekte zu beachten sind; also über eine bestimmte Zeitspanne insgesamt so viele ein-
zelne Nukleotide verändert wurden, dass ein als tiefgreifend(er) einzuschätzender Eingriff vorgenom-
men wurden, der also de facto so in der Natur nicht vorkommen würden.  

Konsens herrscht in der Debatte darüber, dass einer der entscheidenden Punkte bleibt, wie es zukünf-
tig möglich sein wird, die Dynamik technologischer Entwicklung in den rechtlichen und politischen Re-
gelungsregimen so abzubilden, dass Rechts- und Handlungssicherheit für alle Akteure besteht. Aktuell 
ist die juristische Debatte vor allem durch das Warten auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) zur Frage nach der Definition von GVO geprägt. Diesem Urteil wird maßgebliche Bedeutung 
zukommen; es ist aus ethischer Sicht aber zugleich zu betonen, dass damit die Debatten um die Fragen 
der politischen Gestaltung von GET nicht beendet sein werden und auch nicht können. Das liegt nicht 
zuletzt daran, dass über rechtliche Debatten nur bedingt Fragen der gesellschaftlichen Zielsetzung und 
Werthaltung entschieden werden können. Vielmehr bedarf das Recht der zivilgesellschaftlichen Kritik 
und Überprüfung und, wo es gesellschaftlich dann opportun erscheint, auch der Änderung.78 

3.4 Fragen der Regulierung 

Will man in der bisherigen Gemengelage ein regulatorisches Kernproblem mit ethischen und gesell-
schaftspolitischen Implikationen ausmachen, so wäre dies die Frage, ob es sich bei mit GET modifizier-
ten Organismen um „klassische“ Züchtung oder GVO handelt. Diese Kernfrage kann man nur dann 
beantworten, wenn man sowohl den Prozess als auch das Produkt im Blick behält. Während in den 
USA bislang in den Regulierungspraktiken des US Department of Agriculture (USDA) und der Food and 
Drug Administration (FDA) vor allem das Endprodukt betrachtet wird79 und der Entstehungsprozess 
nicht als relevant für die Einordnung eines Organismus gewertet wird, scheinen die bisher geäußerten 
Positionen in der EU sowie auf nationaler Ebene eher eine Kombination aus Prozess und Produkt – 
wenngleich mit einem Schwerpunkt auf dem Prozess – als relevante Kriterien für die Bewertung und 
entsprechende Regulation zu präferieren.  

Zunächst einmal ist zu beachten, dass nicht nur nationalstaatliche oder EU weite Regulierungsregime 
einschlägig sind, sondern es ein weit darüber hinausreichendes internationales Rahmenwerk gibt. Als 
grundlegender Bestandteil eines solchen Rahmenwerks gilt die Convention on Biological Diversity 
(CBD), welche von den Vereinten Nationen 1993 beschlossen und von 150 Staaten unterzeichnet 

                                                             
78 Vgl. hierzu auch ausführlicher: Menke (2015): Kritik der Rechte, und diesen aufnehmend, aber noch einmal weitergehender: 
Loick (2017): Juridismus. Konturen einer kritischen Theorie des Rechts. 
79 Wobei sich auch hier Änderungen – zumindest in der Anwendung von CRISPR bei Tieren – anzeigen. Vgl. dazu ausführlicher: 
Maxmen (2017): Gene-edited animals face US regulatory crackdown. Zum Fall der ersten in den USA zugelassenen CRISPR 
editierten Lebensmittel vgl.: Waltz (2016b): Gene-edited CRISPR mushroom escapes US regulation, Waltz (2016a): CRISPR-
edited crops free to enter market, skip regulation. 
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worden ist.80 Die CBD nennt drei wesentliche Ziele: Erstens die Bewahrung der biologischen Diversität, 
zweitens die nachhaltige Nutzung von biologischen Ressourcen und drittens eine faire und gleichbe-
rechtigte Verteilung der Vor- und Nachteile der Nutzung von genetischen Ressourcen. Mit anderen 
Worten: die CBD definiert einen weiten Rahmen für die technologische Nutzung biologischer Materi-
alien. Dabei geht es bemerkenswerterweise aber gerade nicht um die Aufrechterhaltung eines wie 
auch immer zu verstehenden romantischen Verständnisses von Natur. Vielmehr soll die verantwor-
tungsvolle Gestaltung von gemeinsam – und damit sind tierische und nicht-tierische Lebewesen ge-
meint – geteilten Lebenswelten gerecht und fair erfolgen. Den Umgang mit gentechnisch veränderten 
Organismen regelt international das sog. Protokoll über die biologische Sicherheit zum Übereinkom-
men über die biologische Vielfalt (Cartagena Protokoll)81 und definiert damit auf völkerrechtlicher 
Ebene einheitlich hohe Anforderungen an Entscheidungen über den Import und Export von GVO. Ziel 
ist dabei auch hier wiederum die Gewährleistung sowohl des Schutzes biologischer Vielfalt als auch 
menschlicher Gesundheit. Explizit ausgenommen von den Regelungen des Protokolls sind solche GVO, 
die als Arzneimittel für Menschen eingesetzt werden, z.B. als Impfstoffe sowie GVO, für die bereits 
andere völkerrechtliche Übereinkünfte gelten oder solche, die in die Zuständigkeit von anderen inter-
nationalen Organisationen fallen. Mittlerweile haben 170 Staaten das Cartagena Protokoll unterzeich-
net, nicht jedoch die USA und Australien. Argentinien und Kanada haben zwar unterzeichnet, das Pro-
tokoll allerdings bislang nicht ratifiziert. In der EU sind die Inhalte des Protokolls in der Verordnung 
(EG) Nr. 1946/2003 geregelt, die am 3. November 2003 in Kraft traten. Diese Verordnung gilt in den 
EU-Mitgliedstaaten unmittelbar, muss also nicht in nationales Recht umgesetzt werden. Ergänzend 
zum Cartagena-Protokoll wurde 2010 das sog. Nagoya-Protokoll verabschiedet, welches in der EU 
durch die Verordnung (EG) Nr. 511/2014 umgesetzt wird und eine ausgewogene und gerechte Auftei-
lung der Vorteile, die sich aus der Nutzung genetischer Ressourcen ergeben, regeln soll. Diese völker-
rechtliche Rahmung bietet grundsätzlich einen sicheren und verantwortungsbewussten Rahmen für 
den Umgang mit gentechnisch veränderten Organismen im Bezug auf die Biodiversität.  
Die Analyse der völkerrechtlichen Rahmung führt aber nun, so wird im Folgenden entfaltet, gerade 
nicht bereits zu einer Lösung für den Umgang mit GET, sondern spitzt das Problem vielmehr noch ein-
mal entscheidend zu. Grund für eine solche Zuspitzung ist zum einen, dass es bereits jetzt einige Aus-
nahmen gibt, die zwar eine Modifikation genetischen Materials erlauben, jedoch nicht unter das 
Cartagena-Protokoll fallen. Bereits in der Binnenlogik der völkerrechtlichen Rahmung (wie auch syste-
matisch bereits in den Kap. 3.1 und 3.2 aufgezeigt) ist also die Erkenntnis eingewoben, dass sich eine 
Regulierung nicht alleine an der verwendeten Technologie festmachen kann. GET lassen sich so in Or-
ganismen anwenden, dass es sich bei den Produkten zweifelsohne um gentechnische veränderte Or-
ganismen handelt, etwa dann, wenn GET im Sinne von Typ III Anwendung angewendet werden. Bei 
den anderen beiden Typen I und II stellt sich die ethisch, politisch und im umfassenden Sinne rechtlich 
zu stellende Frage, zu welcher der bisherigen Technologieanwendungen sich die meisten Analogien 
finden lassen.  

Momentan gestaltet sich der regulatorische Umgang mit GET so, dass im April 2016 das US Department 
of Agriculture entschieden hat, Modifikationen des GET-Typs I und II in 30 Organismen nicht als gen-
technisch veränderte Modifikationen anzuerkennen. Zwar kann in einzelnen Fällen durch die FDA noch 

                                                             
80 Vgl. United Nations (1992): Convention on Biological Diversity. Zur Ergänzung und Auslegung siehe ebenso: Secretariat of 
the Convention on Biological Diversity (2000b): Sustaining Life on Earth. 
81 Vgl. Secretariat of the Convention on Biological Diversity (2000a): Cartagena Protocol on Biosafety to the Convention on 
Biological Diversity. 
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einmal eine Einzelprüfung veranlasst werden, aber insgesamt scheint sich die Einschätzung durchzu-
setzen, Modifikationen die mittels GET der Typen I und II erzielt wurden, nicht als besonders zu regu-
lierende Entitäten zu bewerten. In der EU war es Frankreich, dass die Frage, wie mit Organismen, die 
mittels GET der Typen I und II modifiziert worden sind, bei denen die Mutagenese also nicht chemisch 
oder physikalisch ausgelöst worden ist, aber zu vergleichbaren Ergebnissen führt, vor den Gerichtshof 
der Europäischen Union (EuGH) brachte. Hintergrund war, dass verschiedene zivilgesellschaftliche 
Gruppen die französische Regierung um eine Einschätzung gebeten hatten, wie durch GET induzierte 
Mutationen im Vergleich zu anderen Mutagenesetechnologien zu bewerten sind. Das Urteil des EuGH 
steht bislang noch aus. Allerdings zeigt sich bereits jetzt, dass diese Frage zwar einerseits einer recht-
lichen Klärung bedarf, hierdurch aber die Aufgabe der politischen Gestaltung und damit die Heraus-
forderung, wie eine nachhaltige Landwirtschaft gestaltet werden soll (siehe auch Kap. 5), nicht hinrei-
chend beantwortet werden kann. Dieses Dilemma zeigt sich aktuell nicht zuletzt daran, dass es bereits 
erste konkrete Produkte gibt, die sich in anderen Ländern auch bereits in der Phase von Feldversuchen 
befinden oder eben bereits die Zulassung zum Markt erhalten haben.82 Es wäre geradezu naiv zu glau-
ben, dass der technologische Fortschritt in Zeiten regulatorischer Unsicherheiten pausiert. Ganz im 
Gegenteil lässt sich in den USA, China aber auch in einigen Ländern der EU beobachten, dass die Ent-
wicklung von konkreten GET modifizierten Produkten weiter vorangetrieben wird.83 Schweden bei-
spielsweise hat bereits 2015 festgelegt, dass die regulatorischen und rechtlichen Vorgaben derart zu 
interpretieren seien, dass es sich bei Modifikationen durch GET der Typen I und II nicht um gentech-
nisch veränderte Organismen handele. 84 Auch wenn Schweden zugesagt hat, seine Praxis nach dem 
Urteil des EuGH erneut zu prüfen, ist fraglich, ob sich bereits getroffene Entscheidungen ohne Weiteres 
zurückdrehen lassen werden (können). Ebenso recht forsch schreiten auch die Niederlande voran, die 
Anfang September einen konkreten Entwurf vorgelegt haben, um eine Debatte in der EU zu initiieren, 
wie der Nenner einer gemeinsamen politischen Gestaltungslinie aussehen könnte.85  

Aus dem bisher Dargestellten folgen vier wichtige Punkte: Erstens kommt es aus ethischer Perspektive 
in den Abwägungen entscheidend darauf an, dass sowohl eine Verantwortung für das Tun als auch das 
Unterlassen besteht. Die Entscheidung für oder gegen den Einsatz von GET muss zum einen daran 
bewertet werden, wie GET hinsichtlich der Chancen und Risiken im Vergleich zu anderen – bereits für 
ethisch und rechtlich akzeptablen und folglich angewandten Techniken – einzuschätzen ist. Zum zwei-
ten muss abgewogen werden, wie die vermeintlichen Risiken durch die Nutzung von CRISPR sich zu 
dem möglichen Schaden – in unterschiedlichen Dimensionen: sozial, ökologisch und ökonomisch – ver-
halten, wenn man die neue Technologie komplett ablehnen würde. Drittens kann nicht alleine das 
Produkt der entscheidende Ansatzpunkt für einen verantwortlichen regulatorischen Umgang sein. Nur 
weil eine Veränderung nicht identifiziert werden kann, bedeutet es ja nicht, dass diese nicht durchaus 
mit weiteichenden Konsequenzen für die Umwelt, die ökonomische Wertschöpfungsketten oder auch 
gesellschaftliche Wertvorstellungen verbunden sein kann. Aus diesem Grund ist der Ansatz beim Pro-
dukt zwar entscheidend, aber „nur“, um von den jeweils verfolgten Zielen und konkreten Produktei-
genschaften her nach einer relativen Einschätzung der Chancen und Risiken zu bereits etablierten Ver-
fahren zu fragen. Um eine solche, auf Kohärenz der Regelungsregime zielende Bewertung vornehmen 

                                                             
82 Vgl. Bortesi & Fischer (2015): The CRISPR/Cas9 system for plant genome editing and beyond. 
83 Vgl. Barakate & Stephens (2016): An Overview of CRISPR-Based Tools and Their Improvements: New Opportunities in 
Understanding Plant–Pathogen Interactions for Better Crop Protection. 
84 Vgl. Swedish Board of Agriculture (2015): CRISPR/Cas9 mutated Arabidopsis. 
85 Vgl. European Risk Forum (2017): Better Framework for Innovation. 
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zu können, müssen aber eben auch und vor allem die Spezifika des jeweiligen Verfahrens unbedingt 
beachtetet werden und mit in die Bewertung einfließen. Viertens wäre es ein Irrtum, die Unterschei-
dung von GVO oder Nicht-GVO mit der Unterscheidung Regulierung oder Nicht-Regulierung gleichzu-
setzen. Auch wenn die Achtung dieser Differenz nicht darüber hinwegtäuschen soll, dass mit der Ein-
ordnung von mittels NMT modifizierten Organismen ein besonders hohes Maß an Regulierung verbun-
den ist, muss aus ethischer Perspektive zugleich gefragt werden, ob eine solche Regulierung kohärent 
zu den Kriterien für bereits bestehende Technologien und ihren jeweiligen Anwendungen erfolgt.  

Eine Regulierung von Anwendungsfeldern einer technologischen Entwicklung kann gemäß dem an-
fangs skizzierten Ansatz konkreter Verantwortungsethik dann als gut bezeichnet werden, wenn sie ei-
nerseits dazu beiträgt, Risiken in Zeit-/Raum-, Sach- und Sozialdimension für einzelne Individuen und 
soziale Kollektive handhabbar zu machen und zugleich die Chancenpotenziale freizulegen. Eine gute 
Regulierung – oder besser gesagt, ein gutes Regulierungsregime – wäre demnach also gerade nicht mit 
einer absoluten Risikovermeidung gleichzusetzen. Bedenkt man, dass auch als „konventionell“ gel-
tende Verfahren Risiken bergen, stellt sich hinsichtlich der Regulierung nicht das Ziel, alle denkbaren 
Risiken zu vermeiden, sondern Verfahrensweisen zu definieren, mittels derer ein verantwortliches 
Austarieren von Chancen und Risiken möglich ist und zugleich ein bestimmtes Level unverantwortba-
rer Risiken nicht unterschritten wird. Um den Korridor für eine verantwortliche Abwägung zu definie-
ren, bedarf es zugleich aber einer genaueren Definition, was für Risiken jeweils im Fokus stehen. Han-
delt es sich um Umwelt- oder Gesundheitsrisiken? Geht es um Risiken für bestimmte landwirtschaftli-
che Praktiken oder Anbauweisen? Oder geht es um sozioökonomische Risiken? Zugespitzt formuliert 
kann festgestellt werden, dass an vielen Stellen der Debatten um vermeintliche Umwelt- oder Gesund-
heitsrisiken im Bereich der Pflanzenzüchtung zumindest stellvertretend Fragen der wirtschaftlichen 
Teilhabe und bestimmte Vorstellungen davon, was unter einer nachhaltigen Landwirtschaft oder auch 
der Bedeutung von Natur zu verstehen ist, diskutiert werden. Um diese Vorstellungen konkret-ethisch 
reflektieren zu können, sind wenigstens einige knappe Überlegungen zur Bedeutung von Natürlichkeit 
für den Umgang mit GET einzuflechten. 

4. Eine Zwischenbemerkung: Zur normativen Bedeutung von „Natürlichkeit“ 

Methodologisch wichtig zu beachten ist, dass aus der Beschreibung von Vorgängen in der Natur nicht 
ohne weitere Annahmen eine bestimmte Konzeption von Natürlichkeit als normativ gültig gesetzt wer-
den kann. Aus der Beobachtung, dass sich transgene Organismen in der Natur beschreiben lassen, die 
ohne technologische Einflüssen entstanden sind, kann also weder geschlossen werden, dass ein tech-
nologischer Eingriff, der ein ähnliches Ergebnis zu erzielen versucht, per se als natürlich zu bezeichnen 
ist, noch ist es sinnvoll dem romantisierenden Fehlschluss zu erliegen, als wenn nicht auch bereits die 
Beschreibung eines Vorgangs als natürlich bereits ein technologischer Vorgang sei.86 Sehr wohl können 
aber Reflexionen zur Natürlichkeit einen Beitrag zur Beweislastverteilung (s. Kap. 7.6) in Rahmen einer 
konkreter Ethik leisten. 

Bereits bei Aristoteles findet sich der Hinweis, dass die Kunstfertigkeit (techne) und unser Verständnis 
von Natur in einem wechselseitigen Verhältnis stehen. Beide koexistieren nicht einfach nebeneinan-
der, so Aristoteles, sondern die Natur setzt der Technik einen Rahmen, legt gewissermaßen den Vektor 
fest, nach dem die Kunstfertigkeit operieren und handeln kann. „Wenn nun die Vorgänge nach 

                                                             
86 Vgl. hierzu auch: Kirchhoff, et al. (2017): Naturphilosophie. Ein Lehr- und Studienbuch. 
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Maßgabe der Kunstfertigkeit auf Grund eines „wegen etwas“ ablaufen, so ist es klar, daß auch die 
Vorgänge gemäß der Natur (dies tun). Denn es verhält sich ja ähnlich zueinander das Spätere zum 
Früheren sowohl bei den Vorgängen gemäß Kunst, wie auch bei denen gemäß Natur.“87 Diese Einschät-
zung zum Verhältnis von Natur und Kunstfertigkeit markiert dabei gewissermaßen eine Grundlegung, 
an der sich alle späteren Überlegungen und Unterscheidung in der Geistesgeschichte affirmativ oder 
kritisch distanzierend abarbeiten. Zwischen Kunstfertigkeit und Natur wird damit eine – je nach Posi-
tion graduierbare – Ähnlichkeit behauptet, wobei diese Analogie stets als partielle ausgewiesen wird; 
sei es durch eine Abwertung der Kunstfertigkeit zugunsten der Natur oder aber durch ein mehr oder 
minder in den Bann ziehendes Faszinosum der Produkte der Kunstfertigkeit.  

Eine binäre Dichotomisierung zwischen Natur und Kunstfertigkeit erscheint vor dem Hintergrund des 
aktuellen Fortschrittes in den Biotechnologien weitestgehend überholt. Der französische Philosoph 
Frederic Neyrat bringt es auf den Punkt: „Uns fehlen die Worte, wir können gar nicht so schnell zuord-
nen, klassifizieren, wie sich die Dinge auszubreiten scheinen.“88 Die binären Sprachcodes kommen ins 
Wanken, werden von neuen (Zwischen-)Ordnungen überstrahlt, bestehen in Teilen weiter fort, gewin-
nen wieder an heuristischer Plausibilität und können doch nicht mehr ihre vollständige Ordnungsstruk-
tur entfalten. Die Spracherosion auf der einen Seite geht dabei einher mit einem Sprachgewinn auf der 
anderen Seite der technischen Objekte. „Geschwätzige Objekte“, schlägt der amerikanische Science-
Fiction-Autor Bruce Sterling für die Bezeichnung eines solchen Prozesses erweiterter Expression und 
Bedeutung vor89. Frederic Neyrats und Bruce Sterlings Beobachtungen finden darin ihren gemeinsa-
men Kulminationspunkt, dass die produzierten technischen Objekte die Beschränkung auf den Raum 
des Labors auflösen, sprachlich wie assoziativ aufgeladen werden und in Beziehung zu anderen tech-
nischen Objekten treten. Der französische Philosoph Gilbert Simondon spitzt weiter zu: die Beziehung 
der technischen Objekte zueinander wie zu natürlichen Objekten wird zu einem regulierenden Element 
gesellschaftlicher Debatten und Entscheidungen und verändert damit auch die Strukturen gesellschaft-
licher Entscheidungsfindungen. Damit geht neben einer Hybridisierung in der Erfassbar- und Be-
schreibbarkeit der produzierten Objekte auch eine Hybridisierung der technischen Produktionsweisen 
einher. Technische Prozesse sollten entsprechend weder als ein bloßes Instrument menschlicher Ziel-
setzung noch im Modus einer absoluten, gar „dystopischen“, Verselbstständigung verstanden wer-
den.90 Je nachdem, welche Beobachtungsperspektive man in der Beschreibung der „technischen Ob-
jekte“ wählt, lässt sich stärker auf einen Ablösungsprozess, im Sinne einer vermeintlichen Substitution, 
innerhalb der Natur oder aber auf einen Ablöseprozess in Bezug auf die handelnden Subjekte fokus-
sieren.  

Für den Umgang mit GET lässt sich aus diesen skizzenhaften Überlegungen zeigen, dass der Rückgriff 
auf den Begriff der Natürlichkeit stets in einer begrifflichen Ambivalenz verharrt. Technologie und Na-
tur stehen weder in einem einfachen Ausschluss- noch Einschlussverhältnis. Vielmehr ist mit Blick auf 
den jeweiligen konkreten Sachverhalt zu prüfen, welche Bedeutung und Effekte sich für die jeweiligen 
Verhältnisse ergeben und nicht zuletzt, welche normativen Gehalte mit welcher Begründung eingefor-
dert werden. Der Verweis auf Natürlichkeit als eine Art Maßstab, um die Eingriffstiefe einer Technolo-
gie zu messen, ist in zweierlei Hinsicht irreführend. In einer Hinsicht könnte man argumentieren, dass 
                                                             
87 Aristoteles (1995): Physik. Vorlesungen über die Natur, 199a. 
88 Neyrat (2011): Das technologisch Unbewusste. Elemente für eine Deprogrammierung, 148. 
89 Vgl.: Sterling (2005): Sharping Things. 
90 Vgl. auch die Auseinandersetzung mit solchen vorschnellen Ordnungszuschreibungen: Waldenfels (2013): Der Stachel des 
Fremden, 25.  
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mittels GET ein modifizierter Organismus hervorgebracht wird, der insofern als unnatürlich zu bezeich-
nen wäre, weil er durch einen technologischen Eingriff hervorgebracht wurde und damit von einer 
bestimmten – wie auch immer gearteten – Ursprünglichkeit, die man dann Natur nennt, abweicht. In 
diesem Fall wäre dann aber jeder technologische Eingriff, also nicht nur die konventionelle Landwirt-
schaft, sondern auch der ökologische Ackerbau, eine unnatürliche Veränderung eines als natürlich be-
zeichneten Urzustands. In einer anderen Hinsicht könnte man anführen, dass GET dann keinen tech-
nisch modifizierten Organismus hervorbringt, solange sich eine vergleichbare Modifikation in der Na-
tur findet. In diesem Fall aber, läge entweder wiederum eine romantische Urvorstellung von Natur zu 
Grunde, die mehr eine Sehnsucht artikuliert als eine Wirklichkeit beschreibt, oder aber es wird alles 
zur Natur, da jeder bereits einmal vollzogene Eingriff an oder in einen Organismus zugleich Gegenstand 
der Analogie würde. Mit letzterer Variante fehlt allerdings ein davon abgrenzbarer Distinktionsbereich. 
Begriffe, die nicht abgrenzbar sind, verlieren allerdings ihren Sinn. 

5. Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Landwirtschaft? 

Der Verweis auf „Nachhaltigkeit“ als wesentliches Ziel einer zukünftigen Gestaltung unserer Lebens-
welten im Allgemeinen und der Landwirtschaft im Besonderen spielt sowohl auf der UN-Ebene als auch 
auf der Ebene der EU eine große Rolle. In der UN-Resolution vom 25. September 2015 wurden hierbei 
17 Ziele und 169 Ansatzpunkte definiert, die als entscheidend für eine nachhaltige Zukunftsgestaltung 
angesehen werden.91 In der Präambel heißt es dort: “This Agenda is a plan of action for people, planet 
and prosperity. It also seeks to strengthen universal peace in larger freedom. We recognize that erad-
icating poverty in all its forms and dimensions, including extreme poverty, is the greatest global chal-
lenge and an indispensable requirement for sustainable development. All countries and all stakehold-
ers, acting in collaborative partnership, will implement this plan. We are resolved to free the human 
race from the tyranny of poverty and want to heal and secure our planet. We are determined to take 
the bold and transformative steps which are urgently needed to shift the world on to a sustainable and 
resilient path. As we embark on this collective journey, we pledge that no one will be left behind.”92 
Die EU-Kommission hat begonnen, die Ziele der UN-Resolution in ihr eigenes strategisches Handeln 
aufzunehmen und eine sog. „2030 Agenda for Sustainable Government“ aufgesetzt.93  

Deutlich wird dabei dreierlei: Erstens handelt es sich bei dem Verweis auf Nachhaltigkeit keineswegs 
um ein deskriptives, sondern ein vorrangig normatives Konzept, welches hier konkret politisch aufge-
laden wird. Selbst wenn man eine solche Konzeption von Nachhaltigkeit nicht teilen möchte, wird je-
doch zweitens etwas sehr Grundlegendes deutlich: Fragen zu Nachhaltigkeit sind immer auch Fragen 
nach der sozialen und ökonomischen Teilhabe. In anderen Worten kommt es entscheidend darauf an, 
wessen Stimme gehört wird, wer etwas sagen darf und wer darüber entscheidet, was gehört wird und 
wer sprechen darf. Diese beiden Aspekte bereiten den Boden für einen dritten Punkt. Die derzeitige 

                                                             
91 Vgl. General Assembly of the United Nations (2015): Resolution adopted by the General Assembly on 25 September 2015. 
92 General Assembly of the United Nations (2015): Resolution adopted by the General Assembly on 25 September 2015, Pre-
amble. 
93 Vgl. European Commission (2017b): The Sustainable Development Goals. Siehe insbesondere auch: European Commission 
(2016a): COMMUNICATION FROM THE COMMISSION TO THE EUROPEAN PARLIAMENT, THE COUNCIL, THE EUROPEAN 
ECONOMIC AND SOCIAL COMMITTEE AND THE COMMITTEE OF THE REGIONS, & European Commission (2016b): Key 
European action supporting the 2030 Agenda and the Sustainable Development Goals. 
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Landwirtschaft ist und wird zukünftig mit zahlreichen Herausforderungen konfrontiert sein.94 Die ak-
tuelle Art und Weise wie – vor allem in der westlichen Welt – Landwirtschaft betrieben wird, stellt eine 
starke Belastung der Ökosysteme dar und trägt ihren Teil dazu bei, dass die Belastung mit den Dünger-
nährstoffen Stickstoff und Phosphor, der Verlust an Biodiversität, die Klimagas-Emissionen und der 
Landverbrauch eine kritische Grenze erreicht oder an manchen Stellen auch schon überschritten hat.95 
Man könnte einem gewissen Naivitätsvorwurf nicht entgehen, würde man nun fordern, gleichzeitig 
die bisherigen Produktionskapazitäten der Landwirtschaft erhalten zu wollen und die als Hauptverur-
sacher geltenden Handelsdünger, Pestizide und fossile Energie einfach abzustellen.96 Es bedarf nach 
dem Ansatz einer konkreten Verantwortungsethik, die eben Verantwortung für Tun und Unterlassen 
einfordert, eines Wettstreits neuer Lösungsansätze, die unterschiedliche soziale, ökologische und 
technologische Ansätze nach nun näher zu bestimmenden Kriterien verbinden. Erforderlich ist ein 
Wettstreit, bei dem es nicht darum gehen kann, eine bestimmte Technologie per se zu bevorzugen 
oder zu benachteiligen. Vielmehr muss sich die Bewertung daran bemessen lassen (und dies kann 
durchaus als ein Plädoyer für einen immanenten Pragmatismus verstanden werden), welchen konkre-
ten Beitrag die jeweiligen Technologien zur Erreichung der gesellschaftlich vereinbarten Ziele leisten 
können. Konkret: Wenn es sich um ein gesellschaftlich festgelegtes Ziel, also eine mehrheitlich geteilte, 
Minderheitenschutz integrierende Vorstellung guten Lebens handelt, Formen nachhaltiger Landwirt-
schaft zu entwickeln, wird es wichtig sein zu prüfen, ob und wie mit anderen Formen des Anbaus – wie 
etwa dem ökologischen Landbau – erreicht werden kann, weniger Ressourcen zu verbrauchen, etwa 
durch Maßnahmen wie Fruchtfolgen oder Alternativen der Bodenbearbeitung.97 Neben den Formen 
des Anbaus ist es aber zugleich entscheidend, die Etablierung von Züchtungsverfahren zu prüfen, wel-
che Pflanzen auch in größeren Maßstäben resistenter gegen Schädlinge machen oder die Aufnahme 
und Verwertung von Nährstoffen aus dem Boden verbessern könnten. An dieser Stelle könnten GET 
der Typen I und II eine entscheidende Rolle spielen, da sie eine gezielte(re) Erhöhung der Mutations-
raten sowie eine Einfügung oder Veränderung einzelner Nukleotide ermöglichen, ohne (je nach durch-
aus noch strittiger Definition) zugleich transgene Organismen zu erzeugen. Vielmehr kann sogar auf 
Chemikalien oder aber radioaktive Strahlungen, die beispielsweise für eine klassische Mutagenese be-
nötigt werden, verzichtet werden. 

Nach der ausführlichen Analyse der Problemdimensionen geht es im Folgenden darum, zu erörtern, 
welche ethischen Kriterien welche Orientierung für eine ethische Bewertung von GET in der Landwirt-
schaft bieten können. Dabei ist zwischen formalen und materialen Kriterien zu unterschieden. 

                                                             
94 Siehe hierzu auch die Ausführungen von Martín Caparrós, die auch deswegen von besonderer Bedeutung sind, weil sie 
versuchen sich dem Phänomen des Hungers aus unterschiedlichen Perspektiven Betroffener zu nähern. Vgl. Caparrós (2015): 
Der Hunger. 
95 Vgl. Rockström, et al. (2009): Planetary boundaries:exploring the safe operating space for humanity. 
96 Vgl hierzu und zu den folgenden Ausführungen: Dannenberger (2017): Ein Gespräch mit Prof. Dr. Dr. h.c. Urs Niggli. 
97 Vgl. hierzu auch für die Pflanzenzucht: Baranski, et al. (2014): Higher antioxidant and lower cadmium concentrations and 
lower incidence of pesticide residues in organically grown crops: a systematic literature review and meta-analyses. Für den 
Bereich der Tierzucht vgl. Średnicka-Tober, et al. (2016): Composition differences between organic and conventional meat: a 
systematic literature review and meta-analysis. 
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6. Formale ethische Kriterien 

6.1 Kohärenz 

Eine konkrete Verantwortungsethik steht, wie bei der Vorstellung des Ansatzes ausgeführt, unter dem 
methodologischen Postulat, 1. wohlüberlegte moralische Urteile und Intuitionen, 2. ethische Prinzi-
pien und Kriterien, 3. rechtliche Normvorgaben (die zu berücksichtigen sind, weil auch Moral und Ethik 
vom Recht als erreichtem normativen Standard mitgeprägt sind), 4. (träge, oft kryptonormativ wir-
kende) Identitätsbilder von Person und Gesellschaft und 5. (ihrerseits wissenschaftstheoretisch und 
hermeneutisch sensibilisierte) Sachinformiertheit in einem jeweils strittigen Feld möglichst kohärent 
aufeinander zu beziehen. Das Kohärenz-Postulat, das die oben in Kap. 2.1 skizzierte interne Kohärenz 
der möglichen Argumente wie den kohärenten Bezug zur Wirklichkeit (siehe dazu die folgenden Aus-
führungen) umfasst, wird häufig als Alternativentwurf zu einem vermeintlichen Begründungsfunda-
mentalismus angesehen. Dieser behauptet, sich auf ein einzelnes normatives Prinzip oder eine schein-
bar evidente Sachlage stützen zu können. Im Kohärenzmodell mag es unterschiedlich starke Fäden und 
Knotenpunkte geben, erkennbar hat aber keine Stelle ein alleiniges Begründungsrecht, wie dies im 
Begründungsfundamentalismus der Fall ist. Man benötigt eben alle skizzierten Elemente, um zu einem 
begründeten ethischen Urteil zu kommen. Weder eine rein normative noch eine rein deskriptive Vor-
gehensweise kann der Komplexität der Fragestellung gerecht werden. Zudem zeigt die Vielfältigkeit 
der jeweils möglichen Interpretationen jeder einzelnen zu berücksichtigenden Dimension wie auch die 
Pluralität der jeweils denkbaren Gewichtungsmöglichkeiten, dass es plausibel ist, einen Begründungs-
fundamentalismus zurückzuweisen.  

Das hier vertretene Kohärenzmodell weist ausdrücklich die These zurück, dass angesichts eines ethi-
schen Netzwerkes an Positionen und Interpretationen Fakten überhaupt keine Rolle mehr spielen wür-
den.98 Richtig ist, dass das Fakten-Argument einer ständigen Prüfung des jeweiligen Kontextes bedarf. 
Es macht einen erheblichen Unterschied aus, ob man beispielsweise die Regulierung von GET primär 
oder ausschließlich auf biotechnische Risiken beschränkt oder ob man schon in dieser Zuspitzung wie-
derum primär oder ausschließlich genetische Risiken betrachtet oder auch ökologische mit in den Blick 
nimmt (vgl. Kap. 3). All diese Vorentscheidungen sind zwar faktenbasiert, jedoch notwendigerweise 
immer auch interpretationsabhängig, aber damit nicht beliebig. Mit Blick auf diese fachlichen Sensibi-
litäten und ihre ethischen Konsequenzen gilt es deshalb, sich einzugestehen, dass die Beschreibung 
der jeweiligen Faktenlage im ethischen Diskurs immer auch normative Vorentscheidungen ihres Ge-
brauchs, Menschen- und Weltbilder mittransportiert. Diese Vorauswahl, gerne auch als „Framing“ be-
zeichnet,99 findet statt und lässt sich gar nicht vermeiden. Sich diese Vorauswahl einzugestehen, bildet 
im Sinne der Ehrlichkeit gegenüber sich selbst und der Transparenz gegenüber anderen ein notwendi-
ges Element eines Ethos der Ethik dar. Die Sensibilität für politische Beschreibungen und Gebrauchs-
weisen von Realitäten macht die Rede von Fakten jedoch nicht selbst zu einem reinen interpretativen 
Konstrukt. Sehr wohl gibt es naturwissenschaftliche Grundlagen resp. Gesetzmäßigkeiten, die zu be-
achten sind, oder Versuchsergebnisse, die – auf der Grundlage solcher Gesetzmäßigkeiten – empirisch 

                                                             
98 Zur Bedeutung von Wahrheit und kontexualisierbaren (dennoch nicht beliebig interpretierbaren) Fakten in einer politisch 
aufgeladenen Stimmungslage, die von ‚alternativen Fakten‘, ‚Fake-News‘ und ‚Filterblasen‘ geprägt ist. Vgl. hierzu auch: 
Hendricks & Vestergaard (2017): Verlorene Wirklichkeit? An der Schwelle des Postfaktischen, Weingart (2017): "Wahres 
Wissen" und demokratisch verfasste Gesellschaft, Marschall (2017): Lügen und Politik im "postfaktischen Zeitalter" & Hürter 
(2017): Bullshit. 
99 Vgl. Wehling (2016): Politisches Framing. Wie eine Nation sich ihr Denken einredet – und daraus Politik macht. Köln 2016. 
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nachvollzogen werden und auf deren Grundlage bestimmte weitere Gesetzmäßigkeiten identifiziert 
und bestimmte naturwissenschaftlich beschreibbare Entwicklungen vorausgesagt werden können. Na-
turwissenschaftliche Gesetzmäßigkeiten und vor ihrem Hintergrund eingeordnete und beobachtbare 
Fakten sind aber nicht einfach „nackte“ Tatsachen. Vielmehr müssen die jeweiligen Gesetzmäßigkeiten 
immer wieder überprüft, verfeinert, angepasst und bei entsprechender neuer Beobachtungslage sogar 
falsifiziert werden. Stabilisierung von Erkenntnissen über Falsifizierung bisheriger empirischer Daten-
lagen ist der normale Fortgang wissenschaftlichen Arbeitens und die Grundlage eines nach vorne hin 
revisionsoffenen wissenschaftlichen Fortschritts.  

Das Kohärenz-Postulat einer konkreten Verantwortungsethik wird deshalb sowohl einen Fakten- oder 
Normen-orientierten Begründungsfundamentalismus, aber auch einen Tatsachen-leugnenden Relati-
vismus ablehnen und so einerseits hermeneutisch sensibel und doch faktenorientiert die verantwor-
tungsethische Urteilsbildung vorantreiben.  

6.2 Subsidiarität, Transparenz und Partizipation 

Gemäß dem anfangs skizzierten Modell hat eine konkrete Verantwortungsethik zumindest drei formal-
prozedurale Kriterien zu berücksichtigen: Subsidiarität, Transparenz und Partizipation.  

Unter Subsidiarität versteht man sowohl in der katholischen Soziallehre, aber cum grano salis auch im 
unionalen Rechtskontext traditionell, dass anstehende Aufgaben zunächst in der proportional kleine-
ren Einheit, und erst, wenn diese überfordert erscheint, in einer hierarchisch höheren, gelöst werden 
sollen. Umgekehrt formuliert der Subsidiaritätsgedanke dann auch, dass im Falle solcher Problemkons-
tellationen die höhere Ebene eine Hilfspflicht hat, die sie zuvor nicht ausüben soll, um die Souveränität 
resp. Autonomie der unteren/kleineren Ebene zu achten.100 Die ihrerseits problematisierbare Prämisse 
einer klar hierarchisierbaren Ebenenunterscheidung beiseitegelassen, kann im Rahmen einer Respon-
sible Governance zumindest festgehalten werden, dass die Erarbeitung von Regelungsvorschriften der 
Maßgabe folgen sollte, dass die Regelung zu bevorzugen ist, die im Verhältnis zu einer anderen eine 
geringere Regelungsdichte bspw. Dokumentationspflicht aufweist und sich dadurch dennoch kein hö-
heres Schadens- oder Missbrauchsrisiko erwarten lässt. Diese generelle Beweislastzuteilung zwischen 
alternativen Regelungsverfahren ist jedoch ihrerseits mit Erfahrungswerten in der Beurteilung jeweils 
vergleichbarer (Bio-)Technologien, aber auch mit Erfahrungen im Umgang mit bereits bekannten Täu-
schungsfällen oder erkennbaren Täuschungsmöglichkeiten abzugleichen. All diese Überlegungen zu 
Verfahren einer möglichst schlanken und dennoch hinreichend robusten Regelungsdichte dienen nicht 
nur dem Zwecke der auch ethisch plausiblen und damit zu würdigenden Effektivität durch die Vermei-
dung von unnötiger Bürokratie (insofern Verschwendung an inopportuner Stelle Steuergelder ver-
braucht, die anderswo effektiver eingesetzt werden könnten), sondern auch der Schaffung von Trans-
parenz.  

Transparenz wiederum dient dem Ziel, Vertrauen, aber auch demokratische Kontrolle und damit ggf. 
die nötige Korrektur von Entscheidungen via Verfahren zu gewährleisten. Doch darf die prima-facie-
Bedeutung der Transparenz für die Ethik nicht dazu führen, einer Art „Transparenzterror“ zu erliegen. 
Der würde sich dann einstellen, wenn es nirgendwo in zivilgesellschaftlich und deliberativ eingebette-
ten politischen Entscheidungsprozessen legitimerweise auch die Möglichkeit des nicht-öffentlichen 
Räsonierens und darauf aufruhender Selbstkorrekturen geben dürfte. Der dadurch möglicherweise 

                                                             
100 Vgl. Kempen & Ulshöfer (2016): Subsidiarität in Europa. Bürgernähe, Partizipation und effiziente Steuerung. 
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auslösbare Zwang, sich auch im räsonierenden Part politischer Aktivitäten als souverän zu inszenieren, 
dürfte konstruktive Lösungsansätze noch mehr blockieren, als es unter den Bedingungen der zu konti-
nuierlicher Kommunikation und Inszenierung provozierenden Social Media schon jetzt der Fall ist. Es 
wäre – wie in der Piratenpartei-Doktrin oder der kurzlebigen Post-Privacy-Bewegung vertreten101 – 
eine Illusion, zu meinen, dass durch eine umfassend geforderte Transparenz-Forderung informelle Ab-
sprachen unterbunden werden könnten. Statt auf solche unrealistischen Forderungen oder Wünsche 
zu setzen, sollte man in politischen Entscheidungsprozessen Monitoring-, Audit-, Partizipations- und 
Rechenschaftspflichten integrieren und ihre dokumentierte Einhaltung fordern. Solche Verfahrens-
schritte helfen weit mehr, dem ethisch wichtigen Transparenzgebot zur Wirklichkeit zu verhelfen als 
die Forderung nach Dauertransparenz.  

Insbesondere Partizipationsmöglichkeiten auf unterschiedlichen Ebenen können das Vertrauen in je-
weilige Institutionen stärken und so auch die Möglichkeit zu Korrektur-, Alternativ- und Weiterent-
wicklung von bestimmten Handlungen, Entscheidungen oder Entwicklung institutioneller Designs bie-
ten. Dass Partizipation durch asymmetrische Zugangs- und Entscheidungsbedingungen in einem strit-
tigen Sachverhalt oft prekär ist, dass sie durch Verfahren blockiert, durch mediale oder protestkom-
munikative Invektiven aber auch überproportional gewonnen werden kann, zeigt, wie schwierig eine 
zivilgesellschaftlich förderliche, politisch und rechtlich faire und ethisch rechtfertigbare Partizipation 
herzustellen ist. Darauf, dass das an sich hehre Kriterium der Partizipation noch weitere normative 
Ambiguitäten transportiert, wurde bereits hingewiesen (vgl. Kap. 1.2). Dennoch: gerade weil Partizi-
pation als ein normativer Kern zivilgesellschaftlicher Debatten (und damit im Vorbereich politischer 
Entscheidungen) eine ethisch intrinsische Funktion zukommt, muss eine konkrete Ethik in der Beurtei-
lung der NMT eine erhöhte Aufmerksamkeit dafür haben, dass sehr unterschiedliche Positionen Gehör 
finden und nicht einer bestimmten Position von vornherein eine moralische oder politische Prädomi-
nanz eingeräumt wird. 

7. Materiale ethische Kriterien 

Gemäß dem hier gewählten Ansatz einer konkreten Verantwortungsethik sind über die skizzierten for-
mal-prozeduralen ethischen Kriterien für die hier ethisch zu beurteilende Fragestellung zumindest die 
folgenden materialen ethischen Kriterien zu beachten: 1.) Menschenwürde, 2.) Lebens- und Gesund-
heitsschutz, 3.) Gerechtigkeit, Solidarität und Stabilität, 4.) ökoethische Kriterien wie Biodiversität, Re-
tinität, Resilienz und Nachhaltigkeit sowie 5.) auf der Schwelle von materialen und formalen Kriterien 
der Umgang mit dem Vorsorgeprinzip. 

Die hier gewählte Reihenfolge versteht sich ordinal und muss daher erläutert und gerechtfertigt wer-
den. Sie greift den oben (siehe Kap. 1) skizzierten Ansatz einer konkreten Verantwortungsethik auf, 
welcher die Nähe zu verfassungsrechtlichen sowie völkerrechtlich etablierten Schutz- und Anerken-
nungsstandards jeder menschlichen Person und des menschlichen Zusammenlebens untereinander 
sucht, ohne ihn hier näher erläutern zu können.102 Zwei Konsequenzen sind aus dieser Prämisse für die 
Gewichtung der material-ethischen Kriterien zu ziehen: Zum einen steht – schon gemäß der alle 

                                                             
101 Vgl. Heller (2011): Post-Privacy. Prima leben ohne Privatsphäre. 
102 Vgl. zu einer auch in der pluralen Gesellschaft niedrigschwelligen compassionistischen moraltheoretischen Begründung 
dieser Standards Dabrock (2015): Bioethik des Menschen, 528-534, & Braun (2017): Zwang und Anerkennung. 
Sozialanthropologische Herausforderungen und theologisch- ethische Implikationen im Umgang mit psychischer Devianz, 132-
192. 
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deutschen staatlichen Institutionen leiten müssenden Menschenwürdeaxiomatik – der Schutz und die 
Achtung eines jeden Menschen von Anfang bis Ende seines Daseins im Mittelpunkt. Die ebenfalls in 
ordinaler Reihenfolge stehenden, moraltheoretisch starken Verfassungsgarantien von Lebens- und Ge-
sundheitsschutz dienen der Menschenwürde-Axiomatik. Gleiches gilt für die anschließenden ethischen 
Orientierungsmarker gesellschaftlicher und institutioneller Organisation. Alle zusammen bringen den 
in der Verfassungswirklichkeit, aber auch in internationalen Pakten weiterhin vorherrschenden Anth-
ropozentrismus zum Ausdruck. Die rein ökoethischen Kriterien sind von daher dem Ansatz der konkre-
ten Ethik folgend als nachrangig zu betrachten.  

Als zweite Konsequenz aus dieser Prämisse ist zum anderen festzuhalten: Die skizzierte Präferenz mar-
kiert neben der Schutz- und Achtungsprävalenz eines jeden einzelnen Menschen und der damit sozial 
und nicht rein biologisch gedeuteten Gattung Mensch keine unkritische ethische Legitimität der gege-
benen anthropozentrischen Normlage in Verfassung und völkerrechtlich bindenden Menschenrechts-
übereinkommen und -pakten. Dies hieße auf unstatthaft vereinfachende Weise Ethik als verschleierte 
Legitimierung positiven Rechts zu begreifen. Gerade die intensiven und virulenten Diskussionen im 
Bereich verschiedenster Zweige der Ethik zum moralischen und rechtlichen Status von Tieren, von 
Pflanzen und der nicht belebten Umwelt (vor allem in ihrer Komplexität oder Nichtersetzbarkeit) zei-
gen, dass gegenwärtig lange gepflegte moralische Standards eines unkritischen Anthropozentrismus 
ins Wanken geraten.103 Diese höhere Sensibilität für Tiere, Pflanzen und Ökosysteme ist aus verschie-
denen Gründen (intrinsisch für diese Entitäten, funktional auch für den Menschen)104 zu begrüßen. 
Dennoch bleibt sowohl hinsichtlich der aktiven Verantwortungsfähigkeit (moral agents) als auch hin-
sichtlich fundamentaler (gefährdeter) Grundbefähigungen (moral patients) der Mensch im Mittel-
punkt einer konkreten Ethik. Die neueren über den Menschen hinausdenkenden ethischen Ansätze 
demonstrieren freilich, dass die Rede vom Menschen als Individuum wie als sozialer Gruppe wie als 
Gattung unterkomplex bleibt, wenn sie nicht die sozialen und ökologischen Kontexte von Tieren, Pflan-
zen, Ökosystemen und nicht-belebter Umwelt berücksichtigt. Insofern plädiert die hier vertretene kon-
krete Verantwortungsethik neben der skizzierten ordinalen Reihenfolge auch für eine systemisch-ver-
netzte Betrachtung der skizzierten Entitäten und Systeme. Von dieser Multiperspektivität und -dimen-
sionalität her sind die folgenden kurzen Skizzen der als zwingend notwendig zu berücksichtigenden 
ethischen Kriterien zu lesen: 

7.1 Menschenwürde 

Schutz und Achtung der Menschenwürde eines jeden Menschen (und nicht nur von Staatsbürgern oder 
der Gattung im Allgemeinen) gilt hierzulande als Fundamentalnorm der deutschen Verfassungs- und 
Staatswirklichkeit sowie als Grund und Rahmen des Ringens um den öffentlichen Vernunftgebrauch 
zivilgesellschaftlicher Diskurse. Selbst wenn mit Theodor Heuss die Menschenwürde selbst als eine 
„nicht interpretierte[...] These“105 charakterisiert werden muss, sprich: gerade in einer pluralen Gesell-
schaft als deutungsoffen zu bestimmen ist, sind doch, zumal in ethischer Perspektive, einige 

                                                             
103 Vgl. paradigmatisch zur Tierethik (und weiterführenden Literaturhinweisen) Grimm & Wild (2016): Tierethik zur 
Einführung; zur Umwelt- und Ökoethik vgl. Ott, et al. (2016): Handbuch Umweltethik. 
104 Zu den verschiedenen Begründungen des Schutzes nicht-menschlicher Lebewesen und Ökosysteme von sentientistischem 
Pathozentrismus (also einem Ansatz der Entitäten gemäß dem Grad ihrer Leidensfähigkeit schützt) über Biozentrismus (dem 
Schutz aller Lebewesen) hin zu einer Ökozentrismus oder Holismus vgl. Ott, et al. (2016): Handbuch Umweltethik, 99-230. 
105 Pikart & Werner (1996): Der Parlamentarische Rat 1948–1949. Akten und Protokolle, Band 5: Ausschuss für 
Grundsatzfragen, 72. 
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Mindeststandards der Denotation von Menschenwürde zu beachten, damit diese Deutungsoffenheit 
nicht zu inhaltsleerer Verfassungslyrik oder Moralphantastik führt. Zu diesen Kernelementen eines 
deutungsoffenen Konzeptes von Menschenwürde gehören das kantische Verzwecklichungsverbot o-
der die juristisch sog. „Objekt-Formel“ Günter Dürigs,106 wonach niemand bloß als reines Mittel zu ei-
nem ihm äußeren Zweck gebraucht, besser: missbraucht werden darf. Insbesondere Demütigung, Fol-
ter, Qual gehören deshalb in den Handlungskreis, der die Würde eines Menschen verletzt. Neben dem 
abwehrrechtlichen Schutz vor solchen entwürdigenden Handlungen hat der Staat in all seinen Mög-
lichkeiten aber auch Grundbefähigungen zu garantieren, die es einem Menschen ermöglichen eine 
eigene Persönlichkeit selbstbestimmt zu entwickeln und damit die Teilhabe an gesellschaftlicher Kom-
munikation zu ermöglichen.107 In diesem Sinne der Ermöglichung realer Selbstbestimmung und von 
politischen und sozialen Teilhabe- und Anspruchsrechten wird die Menschenwürdeprätention auch 
anspruchsrechtlich und im Sinne einer vagen, aber starken Theorie des Guten ethisch umgesetzt. Kon-
sequenterweise entfalten die Grundrechte des Grundgesetzes, aber auch zahlreiche Menschenrechts-
abkommen das formal-deutungsoffene Axiom der Menschenwürde. Umgekehrt wird sich das Axiom 
seinerseits immer an den materialen Entfaltungen dieser völker- und verfassungsrechtlichen Grund-
orientierungen messen lassen müssen. Diesen wechselseitigen Prozess gilt es zeit- und situationssen-
sibel wie normenfest um der Menschen und der aus ihnen gebildeten wie sie beherbergenden Ge-
meinwesen willen lebendig zu halten, um immer neu zu identifizieren, wo die Würde von Menschen 
geachtet, geschützt und das selbstbestimmte Leben eines jeden in Gemeinschaft, Gesellschaft und 
Umwelt gestärkt und befähigt werden kann.  

Für die ethische Bewertung von GET ist aus der fundamentalen Bedeutung der Menschenwürde und 
ihren abwehr-, teilhabe- und anspruchsbezogenen Dimensionen heraus ganz allgemein das Selbstbe-
stimmungsaxiom als vorrangig zu beachten. Dieses findet in der Forschungsfreiheit, aber auch der Be-
rufsfreiheit wiederum maßgebliche Ausdrucksformen, so dass in moral- und verfassungstheoretischer 
Hinsicht eine hohe Beweislast denen aufgebürdet wird, diese einzuschränken. Davon, dass dies (legi-
timerweise) geschehen kann, zeugen die hochkomplexen und dichten Regelungswerke bspw. zur For-
schung und Wissenschaft. Die vorhandenen einfach-gesetzlichen Regelungen können aber nur dann 
moral- und verfassungstheoretisch gerechtfertigt werden, wenn sie auf eine Grundrechtskollision zu-
rückgeführt werden können und diese zu gestalten suchen.108 Solche mit der Forschungsfreiheit kon-
kurrierenden Grundrechte oder – ethisch betrachtet – auch einschlägigen basalen Bedingungen 
menschlicher Gesellschaft im Ganzen sind vorrangig Lebens- und Gesundheitsschutz sowie Sicherheit 
und Stabilität des Gemeinwesens.  

7.2. Lebens- und Gesundheitsschutz 

Lebens- und Gesundheitsschutz kommt moral- und verfassungstheoretisch nicht die Zentralstellung 
zu, die dem Menschenwürdeaxiom gebührt.109 Offensichtlich kennt unsere Rechtsordnung ja auch eine 
gewisse Entkopplung, man denke nur an von Rechts wegen in Kauf genommene Tötung in Notwehr, 
zur Landesverteidigung, beim sog. polizeilichen finalen Rettungsschuss und beim 

                                                             
106 Vgl. zum kontextualisierenden Verständnis dieser Formeln: Pfordten (2016): Menschenwürde. 
107 Vgl. zu diesem befähigungsgerechtigkeitsorientierten Verständnis von Menschenwürde Nussbaum (2010): Die Grenzen 
der Gerechtigkeit. Behinderung, Nationalität, Spezieszugehörigkeit. 
108 Vgl. Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland. 20. Auflage. Müller, Heidelberg 
1999. 
109 Vgl. paradigmatisch: Epping (2017): Grundrechte. 
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Schwangerschaftsabbruch aus medizinischen oder kriminologischen Gründen oder auch nur die sehr 
basal, nicht detailliert entfaltete Bereitstellung von Gesundheitsversorgung im Verfassungsrecht. Was 
derartig rechtlich legalisiert ist, muss allerdings nicht per se ethisch legitim sein. Ethisch ist über die 
verfassungsrechtlichen Standards hinaus festzuhalten, dass Leben und (elementare) Gesundheit kon-
ditionale Güter für die Entfaltungsmöglichkeit von Selbstbestimmung – und damit auch der For-
schungsfreiheit – und gesellschaftlicher Teilhabe sind. Damit haben sie nicht nur de facto, sondern 
auch ethisch einen intrinsischen Bezug zum alle gesellschaftliche Kommunikation regulierenden Men-
schenwürdeaxiom.110 Aufgrund dieses moraltheoretisch intrinsischen Bezuges zur Menschenwür-
deaxiom kommt diesen beiden ethischen Kriterien daher auch bei der Beurteilung von GET, insbeson-
dere wenn sich im Risikoassessment ein hohes Maß an Lebens- oder Gesundheitsrisiken zeigt resp. 
zeigen würde (vgl. Kap. 3.4), eine erhebliche Bedeutung zu. Lebens- und Gesundheitsschutz haben da-
bei einerseits eine individuumsbezogene Seite; sie wird operativ in der Regel mit medizinischen Maß-
nahmen konnotiert. Andererseits werden Lebens- und Gesundheitsschutz – wie die Geschichte gezeigt 
hat – häufig am extensivsten durch außermedizinische Aktivitäten wie bspw. durch Verbesserung der 
sozialen Lage (Bildungs-, Arbeits-, Wohn- und Umweltbedingungen), der Hygiene, dem Umweltschutz 
sowie der Ernährung erreicht, aber auch Public Health-Aktivitäten spielen eine bedeutende Rolle.111 
Werden Lebens- und Gesundheitsschutz als ethische Kriterien, die nicht mit dem Menschenwürde-
Axiom als identisch bezeichnet werden können, aber doch mit ihm eng gekoppelt sind, für die konkret-
ethische Beurteilung von NMT ins Feld geführt, dann ist zumindest heuristisch festzuhalten: Wenn 
resp. wo es gelingt, in den genannten Sphären, die zur Erhaltung, Stärkung und Verbesserung des in-
dividuums- und populationsbezogenen Lebens- und Gesundheitsschutzes Maßnahmen und Verbesse-
rungen mit Hilfe von NMT zu etablieren, sind sie grundsätzlich zunächst als ethisch verantwortbar, ja 
sogar hochrangig einzustufen. Mit dieser Einschätzung verbindet sich kein Freibrief für Forschung, Ent-
wicklung und Anwendung (vgl. die Überlegungen zur praktischen Kohärenz von Grundrechten in Kap. 
6.1). Vielmehr sind sie umfassend auf ihre Risiken in Zeit-/Raum-, Sach- und Sozialdimension sowie 
ihren Ausgleich mit anderen Menschen- und Grundrechtsansprüchen zu überprüfen, bevor ggf. eine 
routinemäßige Anwendung erfolgen kann. Diese Prüfung schließt sowohl eine Verantwortung für das 
Tun wie die für das Unterlassen (eines jeweiligen Tuns) ein.  

7.3 Gerechtigkeit, Solidarität und Stabilität 

Wenn eine konkrete Ethik von einem Anthropozentrismus ausgeht, der anerkennt und würdigt, dass 
der Mensch konstitutiv in andere soziale und naturale Kontexte eingebunden ist, dann hat sie bei der 
ethischen Bewertung der NMT weiterhin zunächst die sozialen Implikationen ihrer möglichen Anwen-
dungen zu bedenken. Entsprechend sind im ethischen Urteil über die NMT Gerechtigkeit, Solidarität 
und Stabilität der Gesellschaft als zentrale soziale Verbindlichkeitsrelationen, die nicht den Nahbereich 
wie Fürsorge, sondern die Gesellschaft auf Meso- und Makroebene prägen, zu berücksichtigen. 

Gerechtigkeit kann ganz allgemein als gleichmäßige und gerechtfertigte Berücksichtigung des jedem 
jeweils Angemessenen betrachtet werden.112 Ansprüche der Gerechtigkeit zielen auf allgemeine Aner-
kennung, auf Universalität; wer behauptet, dass etwas ungerecht ist, fordert eine Veränderung der 
Situation. Gerechtigkeit selbst hat daher einen starken Ordnungs- und Verbindlichkeitscharakter. 
                                                             
110 Vgl. Dabrock, et al. (2004): Menschenwürde und Lebensschutz: Herausforderungen theologischer Bioethik, 117-146. 
111 Vgl. paradigmatisch Vaupel & Kistowski (2005): Der bemerkenswerte Anstieg der Lebenserwartung und sein Einfluss auf 
die Medizin. 
112 Vgl. paradigmatisch Höffe (2015): Gerechtigkeit: Eine philosophische Einführung. 
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Gerechtigkeit wird heutzutage mit spezifizierenden Epitheta konnotiert (soziale, politische, intergene-
rationelle, historische, ökologische, internationale, wirtschaftliche etc.). Dabei sind für die ethische 
Bewertung von GET vor allem die politische und die soziale Gerechtigkeit einschlägig. Wird von ökolo-
gischer oder Umweltgerechtigkeit gesprochen, sind damit entweder Fragen der politischen oder sozi-
alen Gerechtigkeit mit Bezug auf die Umwelt adressiert oder in einer nicht präzisen Sprache unmittel-
bar Fragen der Biodiversität, Retinität, Resilienz oder Nachhaltigkeit gemeint (vgl. dazu Kap.7.4). 

Politische Gerechtigkeit meint gemäß der skizzierten allgemeinen Definition von Gerechtigkeit die re-
aliter umsetzbare und nicht nur formal gewährte Ermöglichung des Anspruchs auf Partizipation an po-
litischen Prozessen sowie deren möglichst umfassend gewährte, rechtfertigbare, dokumentierte und 
gegenüber Manipulationen resiliente Verfahrenstransparenz. Dies schließt ein Antikorruptionsma-
nagement solcher Verfahren ein.  

Soziale Gerechtigkeit wird heute vorwiegend als Chancengleichheit gedeutet, d.h. als Befähigung zur 
Teilnahmemöglichkeit an sozialer Kommunikation, die zugleich die Entfaltungsmöglichkeit der eigenen 
Persönlichkeit in den Grenzen meint, in denen andere nicht mutwillig verletzt werden.113 Soziale Ge-
rechtigkeit ist damit kurz als Recht auf kommunikative Freiheit zu charakterisieren. Eine solche Defini-
tion verdeutlicht, dass soziale Gerechtigkeit ebenfalls eine intrinsische Nähe zum Menschenwür-
deaxiom aufweist und gleichzeitig als gesellschaftsrelativ zu entfalten ist.114 Das bedeutet, dass in un-
terschiedlichen Gesellschaften – auf der Grundlage fundamentaler Achtung des Anderen als einer an-
deren Person – zu identifizieren ist, was in ihr das unbedingt zu beachtende Maß für die jeweils gefor-
derte soziale Teilhabe als Ermöglichung der Entfaltung einer eigenen Persönlichkeit ausmacht. Dass 
das Kriterium der Gerechtigkeit aus sich selbst nicht eine klare Handlungsdirektive bietet, liegt zum 
einen an der enormen Binnendifferenz des Begriffs selbst und den zusätzlich in jeder dieser Unterbe-
deutungen nochmals möglichen semantischen und funktionalen Pluralität. Dennoch ist diese Vielfalt 
nicht beliebig, sondern hat sich (cum grano salis) an den oben skizzierten Mindeststandards des Be-
griffs zu orientieren. Im Kontext von GET stellen sich zahlreiche Gerechtigkeitsfragen: Angefangen bei 
der Frage wer (auch hier wieder wichtig: national aber auch global) die Lasten und wer die Vorteile 
einer technologischen Entwicklung trägt, bis hin zu Fragen der Patentierung oder allgemeiner der Frage 
des Zugangs zu GET.115 

Solidarität changiert zwischen der Ordnung der auf Universalität zielenden Gerechtigkeit und der 
Spontanität partikular bezogener Fürsorge. Diese Zwischenstellung hat zur Folge, dass Solidaritätsver-
pflichtungen eben, weil sie nicht allen, sondern nur in einer bestimmten Gruppe gelten, nicht unbe-
dingt gefordert sind. Zugleich ist die Motivation im Solidaritätsbereich oftmals intensiver als bei den 
an sich noch dringlicheren Gerechtigkeitsforderungen. Dieser Umstand ruht „auf dem Erkennen von 
relevanten Gemeinsamkeiten mit anderen Personen oder Gruppen“116, bspw. von GETeilten Zugehö-
rigkeit zu einer Religion, einer Klasse, einer Nachbarschaft, ein Anliegen, mit denen, die unsere 

                                                             
113 Vgl. Dabrock (2012): Befähigungsgerechtigkeit. Ein Grundkonzept konkreter Ethik in fundamentaltheologischer 
Perspektive, 138-218. 
114 Vgl. Nussbaum (2010): Die Grenzen der Gerechtigkeit. Behinderung, Nationalität, Spezieszugehörigkeit, & Dabrock (2010): 
„Leibliche Vernunft“ Zu einer Grundkategorie fundamentaltheologischer Bioethik und ihrer Auswirkung auf die Speziesismus-
Debatte. 
115 Vgl. Zu Letzterem auch: Rai & Sherkow (2016): The changing life science patent landscape, Contreras & Sherkow (2017a): 
CRISPR, surrogate licensing, and scientific discovery, Contreras & Sherkow (2017b): Patent pools for CRISPR technology-
Response, & Sherkow (2017): Patent Law's Reproducibility Paradox. 
116 Vgl. Prainsack & Buyx (2016): Das Solidaritätsprinzip: Ein Plädoyer für eine Renaissance in Medizin und Bioethik, 82, & 
Prainsack (2017): Solidarity in Biomedicine and Beyond. 
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Solidarität benötigen. Das schafft Nähe, ein stärkeres affektives Band als der abstrakte gerechtigkeits-
theoretische Gedanke, dass alle Menschen in die Gesellschaft, womöglich die Weltgesellschaft gerech-
terweise inkludiert werden sollten. Solidarität ist also fordernd und motivierend. Solidaritätsbande 
sind zwar prekär wie eben Fürsorgebeziehungen es sein können, aber sie stiften eben auch persönliche 
und kollektive Identität und affektive Motivation. Genau deshalb erzeugen sie in eigentümlicher Form 
sowohl Dankbarkeit, wenn man die Gabe der Solidarität empfängt oder gibt, aber auch Abgrenzungs- 
und Ausschlusseffekte gegenüber solchen, mit denen die Solidaritätsbande nicht geteilt werden. 

Gesellschaftliche Aushandlungsprozesse verweisen durch den Umstand, dass sie sowohl der sozialen 
Verbindlichkeitsrelation „Gerechtigkeit“ wie auch der „Solidarität“ bedürfen, auf inklusive und auch 
teilexklusive Kräfte in ihnen. Letzteres ist nicht per se negativ zu sehen, sondern kann – wenn es gelingt 
– auch Innovation wie Kreativität ermöglichen oder gar fördern. Zugleich ruhen in allen – sei es auf  
individueller oder auf gesellschaftlicher Ebene – Exklusionsdynamiken Konflikte. Deshalb ist innerer 
und äußerer Friede und Sicherheit, kurz Stabilität als ein intrinsisch moralisch wertvolles Mittel und 
ein Rahmen einer „wohlgeordneten Gesellschaft“ zu würdigen.117 Eine solche Stabilität umfasst soziale 
und kulturelle, aber auch wissenschaftlich-technische, bildungsbezogene, wirtschaftliche, rechtliche 
und sicherheitsbezogene Dimensionen, ist damit – zirkulär formuliert – Voraussetzung, Mittel und Ziel 
einer notorisch zu Konflikten neigenden pluralen Gesellschaft.118 Der Hinweis auf Stabilität als einen 
moralisch wertvollen Zustand und Prozess markiert, wie wenig selbstverständlich gedeihliches Zusam-
menleben ist und wie dieses beständig der Akkulturation wie der Selbstvergewisserung bedarf. Extrem 
schwierig für eine Gesellschaft ist es daher, einen rechtlich regulierten und ethisch verantwortbaren 
Kompromiss zu finden zwischen notwendigen, durchaus in der Sache hart zu führenden Konflikten 
einerseits und ihrer Begrenzung um des Wertes der äußeren Stabilität willen andererseits. Umgekehrt 
wird keine innere Stabilität möglich sein, wo Konfliktaufarbeitung gescheut wird. In der Sache unver-
meidbare, harte Debatten wie nötige Akkulturationen des friedlichen Zusammenlebens sind auch im 
Ringen um die Beurteilung der NMT im Allgemeinen und GET im Besonderen und dem Umgang mit 
ihnen kaum zu vermeiden, ohne deshalb die Stabilität der Gesellschaft zu gefährden. Die Ausbalancie-
rung dieser Konfliktlinie bleibt dabei stets fragil und massiv davon abhängig, dass die jeweils handeln-
den Akteure und Institutionen als vertrauenswürdig anerkannt werden. 

7.4 Biodiversität, Retinität, Resilienz und Nachhaltigkeit 

Auch jenseits der hier vor dem Hintergrund verfassungsrechtlicher Standards hochgehaltenen Anthro-
pozentrik konkreter Ethik besitzen vom zu betrachtenden Gegenstand, der Landwirtschaft, speziell 
öko- oder umweltethische Kriterien eine zentrale Bedeutung für die ethische Beurteilung von NMT in 
der Landwirtschaft. Dabei sind zwei Schwerpunkte zu identifizieren: in synchroner Perspektive Bio-
diversität, Retinität und Resilienz, in diachroner Perspektive Nachhaltigkeit. 

Biodiversität, Retinität (Vernetzung) und Resilienz (Wiederherstellung) artikulieren mit drei unter-
schiedlichen Begriffen cum grano salis ein und denselben Sachverhalt.119 Es geht der Sache nach 
                                                             
117 Es erstaunt daher nicht, dass der späte John Rawls der Stabilität einen erheblichen höheren Rang unter den politisch zu 
erzielenden und zu rechtfertigenden Gütern einräumt, als er dies in seinem Frühwerk getan hat; Rawls (2001): Justice as 
Fairness. A Restatement, 180-202. 
118 Das muss gerade nicht bedeuten, dass es nicht sehr wohl einen sehr breiten gesellschaftlichen Konsens geben kann, dass 
Vertrauen in politische Akteure und verantwortliche Institutionen möglich ist und Einzelinteressen zu Gunsten einer Orien-
tierung vieler (in ethischer Formulierung: dem Gemeinwohl) möglich ist. Aber es gibt in einer pluralen Gesellschaft keine 
Gesamtordnung, die eine Partei ohne Gewalt anzuwenden als allgemeingültig voraussetzen kann. 
119 Vgl. dazu paradigmatisch Potthast & Berg (2016): Biodiversität. 
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darum, dass die den Menschen umgebende Umwelt in intra- und interspeziesartiger Systemität eine 
lebendige Vielfalt bilden und aufrechterhalten kann und damit einzelne Lebewesen und Ökosysteme 
in sich und untereinander Vernetzungs- und Responsivitätsmöglichkeit gegenüber anderen Entitäten 
und Systemen ausbilden können. In diesem Sinne soll Biodiversität teils durch aktives In-Ruhe-Lassen 
ganzer Landstriche von menschlichen Aktivitäten, teils durch schonende Integration des Menschen in 
jeweilige Ökosysteme, teils durch aktive Umgestaltung von – dann allerdings diversifizierten und (oft 
erwünschten) resilienten – Systemen durch den Menschen erreicht werden.120 Gemäß naturwissen-
schaftlichen Beobachtungen und naturtheoretischen Überlegungen können sich in der Regel Mono-
kulturen synchron und diachron (was allerdings gewollt sein kann) schlechter gegen sie herausfor-
dernde Einflüsse zu Wehr setzen als diversifizierte Systeme mit einer größeren Zahl an involvierten 
und vernetzten Entitäten. Die deskriptiv oder interpretativ heuristische Formel wird immer auch Aus-
nahmen kennen, so wie der mit ihr normativ avisierte Zustand um der Abwägungen mit anderen poli-
tischen, ökonomischen, wissenschaftlichen oder ethischen Präferenzen willen auch posteriorisiert 
werden kann (bspw. der mit der Gerechtigkeitsforderung in einer bestimmten Region um der dort 
lebenden Bevölkerung willen eine tendenziell einseitige Bodennutzung zu präferieren). 

Bei der ethischen Bewertung von Biodiversität, Retinität und Resilienz können sehr unterschiedliche 
ethische Begründungen angeführt werden: von anthropozentrisch-instrumentellen Ansätzen (die die 
Biodiversität auf ihre Bedeutung für die Menschheit hin beurteilen) über solche, die die möglichen 
Folgen nicht nur auf Menschen, sondern entweder auf leidensfähige Lebewesen oder auf alle Lebewe-
sen oder gar regionale bis globale Ökosysteme hin ausdehnen, bis hin zu solchen, die diesen jeweiligen 
Gruppen von Entitäten (empfindungsfähige Lebewesen, Lebewesen, Ökosysteme, der gesamte Kos-
mos) aus religiösen oder anderen weltanschaulichen Gründen eine intrinsische Dignität oder zumin-
dest einen intrinsischen Schutzstatus zuerkennen. In der Tendenz führt eine moralische oder ethische 
Einstellung umso eher zu Verbotsanmutungen je extensiver und intensiver intrinsische Würdeansprü-
che für Entitäten und Systeme beansprucht werden.  

Für den Umgang mit GET ist der Begriff der Biodiversität (und die der Retinität und Resilienz) erkennbar 
von großer heuristisch-intuitiver Bedeutung: Wer ist schon ernsthaft dagegen, dass grundsätzlich die 
Natur möglichst divers und widerstandsfähig und Systeme vernetzt und robust sind? Aber die unter-
schiedlichen semantischen Füllungen, Begründungen, extensionalen Festlegungen121 und pragmati-
schen Umsetzungen von Biodiversität (und Retinität) führen doch zu erheblichen Uneindeutigkeiten 
wie Konflikten. Kurz gesagt: „Biodiversität“ fungiert ebenso als ein Begriff, bei dem es ganz entschei-
dend darauf ankommt, wie er inhaltlich gefüllt wird. Deshalb muss, wenn nicht nur politisch oder mo-
ralisch motiviert agiert, sondern ethisch reflektiert werden soll, explizit gemacht werden, wie dieser 
Terminus jeweils verwendet wird. Ein solches Vorgehen entspricht im Übrigen auch dem oben als 
ethisch relevant erklärten Kriterium der Transparenz (vgl. Kap. 6.2).  

Gleiches gilt für das öko- und umweltethische Fragen eher in diachroner Perspektive adressierende 
ethische Kriterium der „Nachhaltigkeit“.122 Auch dieses hat durch seine inflationäre Verwendung eine 
Unschärfe gewonnen, die zu allerlei Eigenfunktionalisierungen und Instrumentalisierungen einlädt. 

                                                             
120 Eine gerade auch mit Blick auf die verantwortliche Gestaltung des Umgangs mit emergierenden Biotechnologien weitfüh-
rende Interpretation von Resilienz hat Ulrich Bröckling vorgelegt. Vgl. Bröckling (2017): Gute Hirten führen sanft - Über 
Menschenregierungskünste, 113-139. 
121 Damit ist die Festlegung gemeint, für welche genetische und/oder organismische und/oder gattungsbezogene und/oder 
ökosystemische Ebene Biodiversität in welchem Ausmaß und welcher Dringlichkeit gefordert wird. 
122 Vgl. dazu paradigmatisch Ott (2016): Starke Nachhaltigkeit, 190-195. 
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Dennoch lassen sich einige ernstzunehmende Grundanliegen mit diesem vagen Konzept verbinden. 
Grundsätzlich geht es bei der Forderung nach Nachhaltigkeit darum, dass – analog zur Biodiversität 
und resilienten Retinität – Standards des Reichtums und der Vielfalt meistens, aber nicht immer: (in 
einem integrativen Ineinander) von ökologischen, ökonomischen und sozialen Belangen gebildet, er-
halten oder gefördert werden können. Dabei ist hochgradig umstritten, wie eine solche Zukunftsori-
entierung (analog zu den im Biodiversitätsabschnitt skizzierten Begründungsmustern) begründet und 
vor allem umgesetzt werden soll: Kommt den zukünftigen Generationen resp. der zukünftigen Gestal-
tung der Umwelt dasselbe Maß an Diversität, Retinität und Resilienz zu oder können mögliche Schäden 
oder Lebenschancen in zeitlicher Hinsicht diskontiert werden? Können Investitionen in eine nachhal-
tigkeitsrelevante Sphäre (bspw. soziale Nachhaltigkeit) einen möglichen mangelnden Einsatz in einer 
anderen Sphäre (bspw. naturbezogene Nachhaltigkeit) substituieren oder kompensieren? Da solche 
Substitutionen und Kompensationen durchaus für möglich erachtet werden, stellt sich die Frage, ob 
bei bestimmten oder allen im Verhältnis zu anderen Sphären weniger bedachten Sphären oder Gütern 
ein Minimalerhaltungslevel garantiert werden muss? Hat sich dieses mögliche Erhaltungslevel an mög-
licher Nutzung für spätere menschliche Generationen – nochmals: wie viele dieser Generationen sind 
ethisch und politisch ernsthaft als Anspruchsberechtigte zu betrachten? – oder hat es sich an der Re-
generierungsfähigkeit dieser Entitäten oder Systeme zu orientieren? Was aber ist das Level für Rege-
nerierungsfähigkeit? Sind Nachhaltigkeitsforderungen universal zu erheben oder müssen sie nicht 
temporär und regional differenziert erhoben werden? Wie ist das Verhältnis von gegenwartsbezoge-
nen Gerechtigkeits- und auf Zukunft hin ausgerichteten Nachhaltigkeitsansprüchen auszubalancieren? 
Welche Level von Bedarfs- und/oder Bedürfnisbefriedigung können dabei gegenwärtig und/oder zu-
künftig als suffizient angesehen werden? 

Ihren Kulminationspunkt finden diese Fragen in dem bereits skizierten Versuch, das Konzept der Nach-
haltigkeit für die Gestaltung einer nachhaltigen Landwirtschaft und den möglichen Beitrag von GET 
hierzu in Anschlag zu bringen (Kap. 5). Die Fülle der bereits hier ausschnitthaft erwähnten Fragen zeigt, 
dass die heuristisch gerne verwendete Unterscheidung zwischen starker und schwacher Nachhaltig-
keit123 viel zu grobschlächtig ist. Ebenso säße man einem Irrtum auf, glaubte man, dass die Antworten 
auf diese Fragen alleine auf einer wissenschaftlichen Ebene verhandelt werden oder gar verhandelt 
werden könnten. Was sich viel mehr an dem Kriterium der Nachhaltigkeit exemplarisch zeigt, ist, dass 
es einer neuen globalgesellschaftlichen Verständigung darüber bedarf, was eine Landwirtschaft in ei-
ner globalen, ausdifferenzierten, räumlich segregierten, digital zunehmend vernetzten und von rapi-
den technologischen Entwicklungen getriebenen Gesellschaft zu welchen Bedingungen leisten soll und 
kann. In Teilen vollzieht sich eine solche Verständigung bereits, indem sich in den letzten Jahren der 
ökologische(re) Landbau nicht nur ausbreitet, sondern auch – zumindest, aber nicht nur bei uns – eine 
breite Akzeptanz in weiten Teilen der Gesellschaft erfährt. Zugleich ist die Lage jedoch komplizierter. 
Denn es ist ja mitnichten klar, dass eine ökologische Landwirtschaft (in ihren unterschiedlichen Spiel-
arten) per se nachhaltig wäre, während dies von der konventionellen Landwirtschaft umfassend nicht 
zu sagen sei. Es kommt hier nicht nur entscheidend auf die Art und Weise an, wie unterschiedliche 
Technologien eingesetzt werden, sondern eben auch darauf, an welchem Bewertungsmaßstab die 
Nachhaltigkeit gemessen werden soll. Über genau diese Bewertungsmaßstäbe gibt es erkennbar nicht 

                                                             
123 Bei der Unterscheidung zwischen starker und schwacher Nachhaltigkeit kennt die erste vermeindlich keine Minimal-
schwellenwerte, die zweite dagegen fordert soziale und naturbezogene Nachhaltigkeit bei Berücksichtigung von Schwellen-
werte für alle als nachhaltigkeitsrelevant erachteten Sphären ein. 
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nur gesellschaftlich keinen Konsens, sondern auch nur vereinzelte Debatten. Wenig hilfreich ist an die-
ser Stelle der Versuch, eine einzelne Technologie für sich und kontextlos zu bewerten, sondern es be-
darf eben (siehe Kapitel 4) einer vergleichenden Bewertung, bei der jedoch entscheidend ist, dass es 
zumindest einen grobumrissenen gesellschaftlichen Konsens über die jeweils zu verfolgenden Ziele 
gibt.  

Nicht verschwiegen werden darf dabei zugleich, dass die Forderung nach einem neuen Gesellschafts-
vertrag über die Frage, wie eine nachhaltige Landwirtschaft aussehen könnte, auf divergente gesell-
schaftliche Einstellungsmuster zum Einsatz von neuen Technologien in der Landwirtschaft im Allge-
meinen und zur Anwendung von GET in der Landwirtschaft im Besonderen trifft. Zunächst ist zu kon-
statieren, dass alle vorliegenden empirischen Studien auf ein großes Informationsdefizit in der Öffent-
lichkeit hinweisen.124 Das betrifft nicht allein GET, sondern ebenso andere emergierende Technologien 
wie etwa die Synthetische Biologie125. Hinzu tritt jedoch ein ambivalentes Phänomen: Während ein 
großer Teil der breiteren Öffentlichkeit offen eingesteht, angesichts der Komplexität neuer technolo-
gischer Entwicklungen in den Lebenswissenschaften nur über geringe Kenntnisse zu verfügen, besteht 
dennoch ein großes Interesse an Wissenschaft und Forschung. 58 Prozent der Befragten gaben in dem 
sog. Wissenschaftsbarometer 2017 an, sehr interessiert an wissenschaftlichen Entwicklungen zu 
sein.126 Ein besonders hohes Interesse besteht demnach an Entwicklungen im Bereich der Medizin (72 
Prozent der Befragten stimmten hier zu). Ebenso, und das ist ernst zu nehmen, besteht zwar weiterhin 
ein hohes Vertrauen in die Wissenschaft und ihre Institutionen, aber zugleich zeigen unterschiedliche 
Studien, dass dieses Vertrauen durchaus fragil erscheint.127 Fragil ist es nicht in dem Sinne, dass das 
Vertrauen bereits grundlegend erschüttert sei, aber doch – gerade angesichts der steigenden Komple-
xität sowie der Angewiesenheit von Wissenschaft auf die Einwerbung von Forschungsgeldern – anfällig 
ist für Entzugserscheinungen.128 Für eine gesellschaftliche Verständigung zur Gestaltung einer nach-
haltigen Landwirtschaft lassen sich daraus drei Konsequenzen ziehen. Erstens sollten Wissenschaft und 
Forschung sich der Fragilität des in sie gesetzten Vertrauens bewusst sein. Eine Konsensfindung über 
den Umgang mit neuen technologischen Möglichkeiten und die Aushandlung eines Gestaltungsrah-
mens für Forschung und Wissenschaft ist nicht zuletzt unter einer (Verdachts-)Hermeneutik „alterna-
tiver Fakten“ ein steiniges, aber zugleich unumgängliches Unterfangen, will man echte gesellschaftli-
che Partizipation und Teilhabe ermöglichen. Die Aushandlung einer gesellschaftlichen Verständigung 
über die Definition und Gestaltung einer nachhaltigen Landwirtschaft setzt zweitens voraus, dass es 
Wissenschaft und Forschung ebenso wie politischen Entscheidungsträgern gelingt, nicht nur eine brei-
tere Wissensbasis herzustellen (ein keineswegs neues, aber bleibend wichtiges Ziel), sondern zugleich 
die jeweiligen Interessen offenzulegen. Es geht also keinesfalls darum, den gesellschaftlichen Diskurs 
interessenfrei zu gestalten, aber diese müssen auf eine Weise transparent gemacht werden, dass 

                                                             
124 Vgl. Bundesinstitut für Risikobewertung (2017): Durchführung von Fokusgruppen zur  Wahrnehmung des Genome Editings 
(CRISPR/Cas9). Siehe hierzu auch die ausführliche, empirisch-quantitative EU-Studie: European Commission (2013): 
Responsible Research and Innovation (RRI), Science and technology. Special Eurobarometer 401, & European Commission 
(2014): Special Eurobarometer 419: Public perceptions of science, research and innovation.  
125 Vgl. Leopoldina (2015): Die Synthetische Biologie in der öffentlichen Meinungsbildung. Überlegungen im Kontext der 
wissenschaftsbasierten Beratung von Politik und Öffentlichkeit. 
126 Vgl. Wissenschaft im Dialog (2017): Wissenschaftsbarometer 2017.  
127 Vgl. hierzu vor allem die Daten des Pew-Research Centers: Pew Research Center (2015): Public and Scientists’ Views on 
Science and Society.   
128 Vgl. hierzu die Daten des Wissenschaftsbarometers 2017: Wissenschaft im Dialog (2017): Wissenschaftsbarometer 2017, 
sowie zu der theoretischen Einordnung: Braun & Dabrock (2016): “I bet you won't”: The science–society wager on gene editing 
techniques. 
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deutlich wird, welchen Einfluss sie auf eine bestimmte Art der Argumentationsführung haben. Drittens 
und sicher nicht weniger herausfordernd: Obwohl eine nationale Konsensfindung über die Gestaltung 
einer nachhaltigen Landwirtschaft wichtig ist, wäre es kurzsichtig, nicht zugleich auf europäischer und 
globaler Ebene diese Fragen zu verhandeln. Während diese Erkenntnis für die Anwendung von GET an 
menschlichen Keimbahnzellen zunehmend in den Mittelpunkt der Debatten rückt, ist dies für den Be-
reich der Landwirtschaft zumindest momentan noch nicht in vergleichbarer Weise der Fall.  

7.5 Vorsorgeprinzip 

Bei der konkret-ethischen Bewertung von GET spielt die Verwendung des Vorsorgeprinzips eine über-
ragende Bedeutung.129 Bevor diese These richtig eingeordnet werden kann, muss erläutert werden, 
in welchem Sinne und mit welcher der zahlreich möglichen Interpretationsvarianten diese Einschät-
zung Geltung erlangt. Unter den zahllosen ethischen, politischen, juristischen, vor allem unional und 
völkerrechtlich eingeführten, Varianten des Vorsorgeprinzips kann als Mindestbestimmung einer funk-
tionalen Definition festgehalten werden, dass es bei unsicherer wissenschaftlicher Lage, bei der es aber 
berechtigten Grund zur Besorgnis (reasonable concerns) gibt, einen Handlungsimperativ zum Schutz 
vor erwartbaren Risiken resp. ein Gebot gibt, bestimmte Aktivitäten, die solch erwartbare Risiken aus-
lösen können, zu unterlassen. Doch jenseits dieser heuristischen Minimalfunktion des Vorsorgeprin-
zips unterscheiden sich die weiteren Bestimmungen oft erheblich. So wird zum einen als strittig ange-
sehen, wie der „berechtigte Grund zur Besorgnis“ näherhin bestimmt werden soll. Zum anderen bietet 
die Frage, wie das Vorsorgeprinzip mit konkurrierenden Geboten wie bspw. dem Übermaßverbot, das 
angesichts von Forschungsfreiheit und Selbstbestimmungsrecht wie Berufsfreiheit seine Berücksichti-
gung einfordert, balanciert werden soll. Neuerdings wird dem Vorsorgeprinzip auch ein sog. Innovati-
onsprinzip zur Seite gestellt. Diese Forderung, europäische Regulierungen auch auf die jeweilige Inno-
vationsfreundlichkeit hin zu überprüfen, geht zurück auf eine Forderung eines Wirtschaftsforums, ge-
nauer des European Risk Forum und des European Round Table of Industrialists aus dem Juni 2015.130 
Obwohl ein Innovationsprinzip aus ökonomischer Perspektive nachvollziehbar erscheint, kann es aller-
dings in einer konkreten Ethik, die – wie oben skizziert – die Nähe zu verfassungs- und völkerrechtli-
chen Standards sucht, nicht auf derselben Stufe wie das Vorsorgeprinzip verortet werden. Auch wenn 
dieses sehr unterschiedliche Ausprägungen erfährt, hat es sich doch – allzumal im Unionsrecht – als 
ein stark zu beachtender Grundsatz etabliert, der im Übrigen gar nicht gegen den Innovationsgedanken 
stehen muss.131 Demgegenüber deutet das sog. Innovationsprinzip bestenfalls – aber immerhin – da-
rauf hin, dass in einer (sozialen) Marktwirtschaft das Gedeihen eines Landes (einer Region, eines Staa-
tenverbundes wie der EU) nur dann nachhaltig und dauerhaft umsetzbar erscheint, wenn eine innova-
tiv agierende Wirtschaft entsprechende Wohlfahrt produziert.  

Auch wenn in zahlreichen offiziell geprägten Diskussionen davon Abstand genommen wird, das Vor-
sorgeprinzip in politischen Entscheidungen oder rechtlichen Regulierungen mit einer Beweislastvertei-
lung zu verknüpfen, liegt in dieser Frage der wohl größte politisch-ethische Sprengstoff des Prinzips. 
Gilt für die Grundlegung der politischen Philosophie der Moderne und ebenfalls in der Verfassungs-
lehre des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates der Grundsatz der Erlaubnis von freien 

                                                             
129 Vgl. paradigmatisch mit Hinweisen auf weitere Literatur: Bourguignon (2015): The precautionary principle: Definitions, 
applications and governance.  
130 Vgl. European Risk Forum (2017): Better Framework for Innovation. 
131 Vgl. dazu ausführlich European Environment Agency (2013): Late lessons from early warnings. Science, precaution, 
innovation, sowie Braun & Dabrock (2017): Mind the Gaps. Towards an ethical framework for genome editing. 
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Handlungen,132 dreht das Vorsorgeprinzip zumindest die Beweislast für Handlungen, bei denen 
reasonable concerns zu Tage treten, um. Nun kann man die These vertreten, dass allein die Beweis-
lastverteilung noch kein Verbot darstelle. Das ist richtig, und doch stellt sich sofort die Anschlussfrage, 
an welchem Punkt der Risikoabschätzung die Beweislast wieder zugunsten der Erlaubnis mit Verbots- 
oder Regulierungsvorbehalt kippt: Wann also sind die besorgniserregenden Gründe wieder so entkräf-
tet, dass diejenigen, die auf nicht nur einer ethischen, sondern rechtlichen Anwendung des Vorsorge-
prinzips und damit ggf. verbundenen Einschränkungen oder im Verhältnis zu anderen Handlungen pro-
portional stärkeren Regulierungen von Handlungen wie Forschungen oder In-Verkehr-Bringung von 
Produkten pochen, zeigen müssen, dass dieselben oder andere hinreichende besorgniserregende 
Gründe tatsächlich vorliegen? Kann kulturelles Unbehagen allein als hinreichender Grund für die Ein-
schränkung von Grundrechten wie Entfaltung der eigenen Persönlichkeit, Forschungs- und Berufsfrei-
heit angesehen werden?133 Offensichtlich hängt die ethische und pragmatische Ein- und Umsetzbarkeit 
des Vorsorgeprinzips wesentlich an den jeweiligen semantischen Füllungen („Was ist ein reasonable 
concern?“) und den darauf aufruhenden Risikokalkulationen resp. Scoringverfahren, nach denen ein 
Risikoindex berechnet wird. Deshalb ist in ethischer Perspektive zu fragen, ob Eskalationsmodelle bei 
der verfahrensgerechten Gestaltung solcher Konflikte, auch unter Beachtung erwartbarer gesellschaft-
licher Rezeptionsvarianten, eine legitime Rolle spielen können.134 In der Wahrnehmung und Gestaltung 
solcher Verfahrensregeln zeigt sich der ethische Sprengstoff, aber auch das politische Gestaltungs-, 
mancher würde sagen: Manipulationspotenzial, sprich: die enorme Bedeutung der Beweislastzutei-
lung im Verständnis und der Anwendung des Vorsorgeprinzips im Umgang mit neuen Technologien im 
Allgemeinen und mit GET im Besonderen. 

In der ethischen Bewertung von GET steht man vor der bekannten, auch für die an Menschenrechts- 
und Verfassungsgrundsätzen orientierte konkrete Ethik schwer zu balancierende Alternative: Orien-
tiert man sich primär an naturwissenschaftlich orientierten Methoden, wird man (vgl. Kap. 3.2) wohl 
nach derzeitigem Wissensstand festhalten müssen, dass die Faktenlage, Gründe anzugeben, warum 
GET des Typs I und II grundsätzlich wie GVO geregelt werden sollten, dünn ist. Vielmehr haben die 
Beschreibungen auf der Sachebene aufgezeigt, wie schwer es ist, die Frage nach der Regulierung pri-
mär an der jeweiligen Technik auszurichten. Zum einen deswegen, weil die Identifizierbarkeit einer 
Technologie als Technologie für Modifikationen des Typs I nicht mit Sicherheit und für Typ II nur schwer 
möglich ist. Sogleich könnte man mit diesem Problem so umgehen, dass man die Nutzung und Ent-
wicklung von Dokumentationsverfahren zur Nachhaltung des Entstehungsprozesses mit in die Entwick-
lung des jeweiligen Regulierungsregimes einbindet. Innovation darf sich dabei nicht alleine auf die Ent-
wicklung neuer Anwendungen beziehen, sondern ist mindestens in gleichem Maße auch für die Ent-
wicklung von Nachweis- und Identifizierbarkeitsverfahren von Nöten.  

Zugleich muss in Erinnerung gerufen werden, dass mit Entfaltung der eigenen Persönlichkeit, Wissen-
schafts- und Berufsfreiheit moraltheoretisch und verfassungsrechtlich hohe, in engem Verhältnis zur 
Menschenwürde stehende und entsprechend hochrangig zu schützende Güter gegen die Prätentionen 

                                                             
132 Genauerhin sind sie solange erlaubt, wie sie nicht andere gesetzwidrig schädigen oder gegen die verfassungsgemäße Ord-
nung verstoßen. 
133 Diese Möglichkeit bietet jedenfalls die Opt-out-Richtlinie 2015/412 vom 11.03.2015, wenn sie in Art. 15 festhält: „Den 
Mitgliedstaaten sollte es auch möglich sein, ihre Maßnahmen auf andere Gründe, wie Bodennutzung, Stadt- und Raumpla-
nung oder andere legitime Faktoren, auch in Bezug auf kulturelle Traditionen, zu stützen.“  
134 Lässt man die Opt-out-Richtlinie 2015/412 vom 11.03.2015 beiseite folgt das unionale Zulassungsverfahren für GVO ge-
mäß Richtlinie 2001/18/EG einem solchen Eskalationsmodell, wonach die Risikoprüfung Schritt für Schritt von geschlossenen 
Räumen über Feldversuche hin zu In-Verkehr-Bringung voranschreitet. 
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von Individuen und Gruppen (bspw. zivilgesellschaftlichen Organisationen) stehen. Anders formuliert: 
Nach einer solchen streng naturwissenschaftlich orientierten und moraltheoretischen und grund-
rechtsorientierten Einschätzung ist davon auszugehen, dass die Beweislast bei denen liegt, die eine 
strenge Regulierung der NMT verlangen. Zugleich verschiebt sich diese Bewertung, zum einen, wenn 
man auf einen erweiterten Risikobegriff zurückgeht, der auch die soziale Dimension des Risikos mit 
adressiert, sprich: Fragen der gesellschaftlichen Stabilität oder des kulturellen Unbehagens einschließt. 
Zum anderen ist zu beachten, dass sich eine konkrete Ethik nicht nur an menschenrechtlichen und 
Verfassungsmaßstäben abzuarbeiten hat. Sprich: Allein auf diesem Grunde Beweislastzuteilungen zu 
erfolgen hätten (dies wäre eine Prämisse, die dann auch die deutsche Umsetzung der Opt-out-Richtli-
nie erfassen würde). Beachtet man diese beiden Hinweise zum Bedeutungsgehalt von Risiko“, dann 
fällt die konkret-ethische Beweislastzuteilung eher auf Seiten derjenigen, die die traditionelle Prozess-
orientierung des europäischen und deutschen Gentechnikrechts aufheben und zu einer vorrangigen 
Produktorientierung schreiten wollen.  

8. Schlussfolgerungen und ethische Orientierungsmarker für den zukünftigen Umgang mit GET 
in der Landwirtschaft 

a) Es ist sehr zu begrüßen, dass in den aktuellen Debatten um die Bewertung neuer Biotechnolo-
gien verstärkt die ethische Beurteilung in den Blickpunkt rückt. Zugleich muss jedoch betont 
werden, dass die Ethik nicht einen Schiedsspruch über (vermeintlich) festgefahrene naturwis-
senschaftliche und rechtliche Debatten sprechen kann. Ganz im Gegenteil ist gerade aus einer 
ethischen Perspektive vor eine Moralisierung der Debatten zu warnen. Ethik, gerade konkrete 
Ethik, kann vielmehr deskriptive Analysen bereitstellen, normative Kriterien entwickeln und so 
zu einer ausgewogenen und informierten Entscheidungsfindung beitragen.  

b) Der (erwarteten) Klärung zur EU-rechtlichen Einschätzung von GET in der Landwirtschaft 
kommt unbestritten eine entscheidende Bedeutung zu. Aus ethischer Sicht ist aber zugleich zu 
betonen, dass damit die Debatten um die Fragen der zivilgesellschaftlichen und politischen 
Gestaltung des Umgangs mit GET nicht beendet sein werden und auch nicht können. Das liegt 
nicht zuletzt daran, dass über rechtliche Debatten nur bedingt Fragen der gesellschaftlichen 
Zielsetzung und Werthaltung entschieden werden können. Vielmehr bedarf das Recht der zi-
vilgesellschaftlichen Kritik und Überprüfung und, wo es gesellschaftlich dann opportun er-
scheint, auch der Änderung. 

c) Bei der Bewertung von GET ist zwischen drei Typen zu unterscheiden. Die erste Möglichkeit 
ist, dass an der Bruchstelle eine Mutation in der Zielsequenz entsteht. Diese Form von GET 
wird als Typ I bezeichnet. Eine zweite Möglichkeit ist, eine Nukleotidsequenz einzusetzen, die 
grundsätzlich der ursprünglichen Nukleotidsequenz entspricht, jedoch an einer oder wenigen 
Stellen andere Nukleotide enthält (Typ II). Drittens kann an der Bruchstelle eine synthetische 
Nukleotidsequenz einfügt werden, die artfremde Nukleotidsequenzen enthält (Typ III). GET 
des Typs III sind vergleichbar mit den Methoden der klassischen Gentechnik und sollten regu-
latorisch entsprechend so behandelt werden. GET der Typen I und II sind am ehesten vergleich-
bar mit den Methoden der Mutagenese. Wählt man eine solche komparative Perspektive, han-
delt es sich bei GET der Typen I und II nicht um Gentechnik im klassisch-technischen Sinne.  

d) Aktuell ist es in regulatorischer Perspektive so, dass die Methoden der Mutagenese den Rege-
lungsregimen der klassischen Züchtung gleichgestellt sind. Folgt man der bisherigen 
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Argumentation, so gibt es an dieser Stelle zwei Möglichkeiten für einen kohärenten Umgang 
mit GET: Entweder man belässt es bei dieser Gleichstellung, dann würden GET der Typen I und 
II analog zu den Verfahren der klassischen Züchtung behandelt, oder aber man schafft einen 
eigenen regulatorischen Rahmen für die Verfahren der Mutagenese und GET der Typen I und 
II, der dann aber – weil es sich auch nicht um Gentechnik im klassisch-technischen Sinne han-
delt, schmaler wäre als der zur Gentechnik.  

e) Die Bewertung neuer Pflanzenzüchtungen bedarf einer expliziten und konzeptionell klar und 
transparent durchgeführten Kopplung von produktbasierten und prozessbasierten Ansätzen. 
Einerseits sollten die spezifischen Eigenschaften der Züchtungsprodukte im Mittelpunkt ste-
hen und weniger die Methoden, mit denen sie erzeugt wurden. Andererseits zeigen die bislang 
vorliegenden empirischen Studien zu den öffentlichen Einstellungsmustern im Umgang mit 
neuen Technologien, dass eines der zentralen Anliegen der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher darin besteht, zu wissen, auf welche Art und Weise ein Produkt entstanden ist. Der Pro-
zess wäre dann nicht primär für die Regulierung des Umgangs von Bedeutung, sondern dient 
vor allem der Herstellung von Transparenz und der Ermöglichung von Wahlfreiheit. Diese dient 
dem legitimen Verbraucherrecht und -schutz. 

f) Gesellschaftliche Partizipation an der Konsensfindung für die Umgangsweisen mit GET ist eine 
zentrale ethische Notwendigkeit. Sie wäre aber zugleich dann missverstanden, würde sie als 
eine einseitige Forderungshaltung verstanden. Es geht bei der Frage, wie mit GET umgegangen 
werden soll, um die zukünftige Gestaltung unserer Lebenswelt. Aus sozialethischer Perspek-
tive ist es eine zentrale Forderung, dass diese Entscheidungsfindung so gestaltet wird, dass die 
Ansprüche möglichst aller Gehör finden. Dafür bedarf es eines breiten gesellschaftlichen Dis-
kurses. Ein solcher hat bislang vereinzelt bereits stattgefunden, kann aber mitnichten als ab-
geschlossen betrachtet werden. Zugleich darf der Ruf nach mehr Teilhabe nicht als einseitige 
Forderung verstanden werden, sondern impliziert zugleich (die Möglichkeit für) eine aktive 
Verantwortungsübernahme derjenigen, die diese Forderung stellen. Eine solche Verantwor-
tungsübernahme bezieht sich dabei gleichermaßen auf Handlungen des Tuns wie Unterlas-
sens.  

g) Damit eine solche partizipatorische Konsensfindung gelingen kann, bedarf es einer offenen 
und transparenten Debattenkultur. Wesentliches Element ist dabei nicht, dass alle Akteure 
suggerieren müssen, sie hätten keine Interessen, sondern vielmehr, dass die jeweiligen Inte-
ressen und vor allem ihr Einfluss auf die jeweilige Argumentationsführung offengelegt werden.  

h) Eine offene und transparente Debattenkultur ist auch deswegen von besonderer Bedeutung, 
weil es eines neuen Nachdenkens über die Vertrauenswürdigkeit von Institutionen und der 
dazu nötigen Verfahren bedarf. Man muss dabei gar nicht zwangsläufig auf Redeweisen vom 
Post-Modernen, gar Post-Faktischem oder neuerdings: Post-Demokratischem zurückgreifen, 
um zu sehen, dass die aktuellen institutionellen Rahmungen sich an vielen Stellen in einer Ver-
trauenskrise befinden. Der Balanceakt besteht dabei darin, weder einfach unreflektiert an be-
stehenden Ordnungsformationen und -vorstellungen festzuhalten und diese mitunter sogar 
zu verklären noch in dem Bestreben nach flexibleren, sensitiveren, partizipatorischeren und 
globaleren Institutionen diese soweit auszuhöhlen, dass die notwendige Steuerung und Orien-
tierung überhaupt nicht mehr geleistet werden kann. Diese aktive Arbeit an einem wechsel-
seitigen und verlässlichen Institutionenvertrauen ist umso dringlicher, als am Beispiel von GET 
deutlich wird, wie sehr nicht zuletzt die institutionellen Regulierungsregime durch den 
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rasanten technologischen Fortschritt herausgefordert sind und zum Teil strukturell bedingt 
hinterherhinken.  

i) Zugleich ist entscheidend zu betonen, dass die durch das Grundgesetz geschützte – und auf 
dem Menschenwürdeaxiom aufruhende – Forschungsfreiheit zu wahren ist. Die Erforschung 
neuer Pflanzenzüchtungstechniken ist nicht nur ein legitimes, sondern gerade mit Blick auf die 
gesellschaftlichen Herausforderungen (Klimawandel, globale Bodenknappheit, Nahrungs- und 
Wassermangel) ein verantwortungsethisch begrüßenswertes Anliegen. Richtet man den Blick 
auf die öffentliche Forschungsförderung, ist kritisch zu prüfen, ob die jeweils als visionär pro-
klamierten Fortschritte ebenso wie die erwünschten ökonomischen Effekte auch realistischer-
weise erzielt werden können oder ob nicht alternative Methoden und Technologien bereits 
verfügbar oder erwartbar leichter zu entwickeln sind, mit denen sich ein vergleichbares Ergeb-
nis erzielen ließe. 

j) Die Forschungsfreiheit steht in einem ambivalenten Spannungsverhältnis zu anderen Grund-
rechtsansprüchen wie denen des Lebens- und Gesundheitsschutzes. An den Stellen, an denen 
es gelingt mittels der Forschung zur Erhaltung, Stärkung und Verbesserung des individuums- 
und populationsbezogenen Lebens- und Gesundheitsschutzes Maßnahmen und Verbesserun-
gen mit Hilfe von NMT zu etablieren, sind sie grundsätzlich zunächst als ethisch verantwortbar, 
ja sogar hochrangig einzustufen. Dennoch verbindet sich mit dieser Einschätzung kein Freibrief 
für Forschung, Entwicklung und Anwendung. Vielmehr sind sie umfassend auf ihre Risiken in 
Zeit-/Raum-, Sach- und Sozialdimension sowie ihren Ausgleich mit anderen Menschen- und 
Grundrechtsansprüchen zu überprüfen, bevor ggf. eine routinemäßige Anwendung erfolgen 
kann. Diese Prüfung schließt sowohl eine Verantwortung für das Tun wie die für das Unterlas-
sen (eines jeweiligen Tuns) ein. 

k) Gleichwohl die Bedeutung von Innovation als sehr hoch – und als ein wichtiger Ausdruck der 
Forschungsfreiheit zu verstehen ist – steht sie in ethischer Perspektive nicht auf derselben 
Stufe wie das Vorsorgeprinzip. Auch wenn das Vorsorgeprinzip sehr unterschiedliche Ausprä-
gungen erfährt, hat es sich doch – allzumal im Unionsrecht – als ein stark zu beachtender 
Grundsatz etabliert, der nicht gegen den Innovationsgedanken stehen muss.135 Vielmehr greift 
das Vorsorgeprinzip insbesondere dann, wenn die möglichen Chancen und Risiken einer Inno-
vation mit Blick auf den Lebens- und Gesundheitsschutz noch als sehr vage zu bezeichnen sind. 
Gerade weil es biotechnologischen Innovationen zu eigen ist, dass zu Beginn einer Entwicklung 
nicht absehbar ist, wohin die Entwicklung führen wird und welche der imaginierten Lösungs-
strategien für Problemlagen sich nicht nur technologisch erfüllen lassen, sondern – und das ist 
ein entscheidender Punkt – auch als Lösungen gesellschaftlich anerkannt werden, bedarf es 
eines an der Vorsorge orientieren Umgangs mit GET. 

l) Ein solcher an der Vorsorge orientierter Umgang mit GET hat zur Konsequenz, dass GET nicht 
pauschal bewertet werden können. Es kommt entscheidend darauf an, mit welchem Typ von 
GET in welchem Anwendungskontext welches Ziel erreicht werden soll. Eine solche Bewertung 
orientiert sich dann daran, welcher Beitrag für Lebens- wie Gesundheitsschutz einerseits sowie 
dem Umweltschutz andererseits in Zeit-, Sach- und Sozialdimension erreicht werden kann. Für 
den Fall, dass massive Sicherheitsbedenken für Lebens- und Gesundheitsschutz in einem 

                                                             
135 Vgl. dazu ausführlich European Environment Agency (2013): Late lessons from early warnings. Science, precaution, 
innovation, sowie Braun & Dabrock (2017): Mind the Gaps. Towards an ethical framework for genome editing. 
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konkreten Fall bestehen, ist es ethisch zwingend geboten, diese Anwendung von GET nicht 
durchzuführen. Zugleich gilt es zu bedenken, dass Lebens- und Gesundheitsschutz in einem 
wechselseitigen Verhältnis zum Umweltschutz stehen. Es geht der Sache nach darum, dass die 
den Menschen umgebende Umwelt eine lebendige Vielfalt bilden und aufrechterhalten kann 
und damit einzelne Lebewesen und Ökosysteme in sich und untereinander Vernetzungs- und 
Responsivitätsmöglichkeit gegenüber anderen Entitäten und Systemen ausbilden können. 
Ähnlich wie für den Lebens- und Gesundheitsschutz muss auch mit Blick auf den Umweltschutz 
kontextsensitiv und im Verhältnis zu alternativen Maßnahmen abgewogen werden. Konkret: 
GET kann sowohl zum Schutz der Umwelt (z.B. mittels GET modifizierte Pflanzen zu Sanierung 
von Böden) eingesetzt werden und könnte in diesem Fall eventuell einen Beitrag zur nachhal-
tigen Nutzung und dem Erhalt von Biodiversität beitragen. Andererseits können aber be-
stimmte Modifikationen in Pflanzen – siehe hierzu die Ausführungen in den vorherigen Kapi-
teln – Umweltrisiken mit sich bringen, die höher sind als bei vergleichbaren Pflanzen.  

m) Die grundsätzlich entscheidende Frage für die ethische Bewertung des Einsatzes von GET in 
der Landwirtschaft ist die Frage, wie – und nicht zuletzt: von wem und mit welcher demokra-
tischen und zivilgesellschaftlichen Legitimation – festgelegt wird, was unter einer nachhaltigen 
Landwirtschaft verstanden werden kann. Es bedarf hier, so wurde im Rahmen des Gutachtens 
analysiert, eines neuen Gesellschaftsvertrags, in dem die Frage nach der Art und Weise der 
Gestaltung einer nachhaltigen Landwirtschaft ebenso adressiert werden kann wie die grund-
sätzlichere Frage, was die Ziele sind, die gesellschaftlich als verfolgenswert anerkannt werden 
sollen.  

n) Eine wichtige Grundlage einer solchen gesellschaftlichen Aushandlung der Gestaltung einer 
nachhaltigen Landwirtschaft besteht darin, dass es eine absolute Risikovermeidung nicht ge-
ben kann. Jedes Verfahren, dass eingesetzt wird, birgt gewisse Risiken. Von daher bietet es 
sich an, die Risiken nicht als absolute Größen zu verstehen, sondern vielmehr als relative. Öko-
logische wie gesundheitliche Risiken, die von neu gezüchteten Pflanzen ausgehen könnten, 
sind weiterhin für jeden Einzelfall zu prüfen. Maßgeblich hierfür sollte allein eine evidenzba-
sierte wissenschaftliche Risikoabschätzung sein. Bereits jetzt nimmt Deutschland in Fragen der 
biologischen Sicherheitsforschung eine weltweit gewichtige Position ein. Zugleich bleibt die 
Entscheidung, ob ein Risiko als vertretbar oder aber als nicht vertretbar einzuschätzen ist, und 
davon abhängig, welche Zielvorstellung von Landwirtschaft gesellschaftlich (d.h. letztlich auch 
mit Mehrheitsbeschluss und Minderheitenschutz) zu Grunde gelegt wird.  
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